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G e s e t z e n t w u r f

der Parlamentarischen Gruppe der FDP

Gesetz zur Neuregelung des Thüringer Versammlungs-
rechts

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Bis zur ersten Föderalismusreform im Jahr 2006 (auch Föderalismusre-
form I genannt) verfügte der Bund über die konkurrierende Gesetzge-
bungskompetenz für das Versammlungsrecht. Von dieser Kompetenz 
hatte der Bundesgesetzgeber mit dem Versammlungsgesetz von 1953 
Gebrauch gemacht. Das Versammlungsrecht ist deshalb bisher für Thü-
ringen bundesrechtlich durch das Gesetz über Versammlungen und Auf-
züge (Versammlungsgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. November 1978 (BGBl. I S. 1789), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. November 2020 (BGBl. I S. 2600), geregelt. Die letzte wesentliche 
inhaltliche - nicht nur redaktionelle - Änderung erfolgte im Jahr 2008. Im 
Rahmen der zum 1. September 2006 in Kraft getretenen Föderalismus-
reform I ging die Gesetzgebungskompetenz für das Versammlungsrecht 
vom Bund auf die Länder über. Das Versammlungsgesetz gilt nach Ar-
tikel 125a Abs. 1 des Grundgesetzes bis zu einer landesrechtlichen Er-
setzung als Bundesrecht fort.
Der Bund kann nach dem Inkrafttreten der Föderalismusreform I auf dem 
Kerngebiet des Versammlungsrechts gesetzgeberisch nicht mehr tätig 
werden. Der Freistaat Thüringen kann das Bundesgesetz nicht ändern. 
Damit kann derzeit weder der Bund noch das Land punktuell auf neue 
gesellschaftliche Entwicklungen gesetzgeberisch reagieren. Letzteres 
ist erst wieder möglich, wenn der Landesgesetzgeber das bisher noch 
fortgeltende Bundesrecht durch Landesrecht ersetzt hat.
Mit einem eigenen Versammlungsgesetz soll die friedliche Demonstrati-
onskultur in Thüringen weiter gestärkt werden, bei der Versammlungen 
als Ausdruck der Freiheitsausübung in bürgerschaftlicher Selbstbestim-
mung verstanden werden.

B. Lösung

Das Versammlungsgesetz des Bundes soll mit diesem Gesetz durch 
eine landeseigene Regelung ersetzt werden, um dem Land zukünftig 
die Möglichkeit zu eröffnen, eigene Regelungen vorzunehmen.

C. Alternativen

Im Rahmen der Zielsetzung: Keine
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D. Kosten

Durch die Neuregelung des Versammlungsrechts in Thüringen sind kei-
ne belastenden finanziellen Auswirkungen zu erwarten. Mit der Erset-
zung des Bundesrechts durch Landesrecht werden weder neue Aufgaben 
übertragen noch wird damit ein höherer Verwaltungsaufwand verbun-
den. Die Aufgaben sind wie bisher zu erledigen. Insofern kommt durch 
die neue Rechtsgrundlage auch keine Mehrbelastung auf die kommu-
nale Ebene zu. Gleiches gilt für die Polizeibehörden, deren (Eil-)Zustän-
digkeit unverändert bleibt.
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Gesetz zur Neuregelung des Thüringer Versammlungsrechts

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Thüringer Versammlungsgesetz (ThürVersG)

I. Abschnitt 
Allgemeine Regelungen

§ 1 
Versammlungsfreiheit

(1) Jede Person hat das Recht, sich ohne Anmeldung oder 
Erlaubnis friedlich und ohne Waffen mit anderen zu ver-
sammeln und Versammlungen zu veranstalten.

(2) Dieses Recht hat nicht, wer das Grundrecht der Ver-
sammlungsfreiheit gemäß Artikel 18 des Grundgesetzes 
verwirkt hat.

§ 2 
Begriff der öffentlichen Versammlung

(1) Eine Versammlung im Sinne dieses Gesetzes ist eine 
örtliche Zusammenkunft von mindestens zwei Personen 
zur gemeinschaftlichen, überwiegend auf die Teilhabe an 
der öffentlichen Meinungsbildung gerichteten Erörterung 
oder Kundgebung. Ein Aufzug ist eine sich fortbewegen-
de Versammlung.

(2) Eine Versammlung ist öffentlich, wenn die Teilnahme 
nicht auf einen individuell bestimmten Personenkreis be-
schränkt ist oder die Versammlung auf eine Kundgebung an 
die Öffentlichkeit in ihrem räumlichen Umfeld gerichtet ist.

(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt dieses Gesetz 
sowohl für öffentliche als auch für nichtöffentliche Ver-
sammlungen.

§ 3 
Schutzaufgabe und Kooperation

(1) Aufgabe der zuständigen Behörde ist es,
1.	 die Durchführung einer nach Maßgabe dieses Geset-

zes zulässigen Versammlung zu unterstützen,
2.	 ihre Durchführung vor Störungen zu schützen,
3.	 von der Versammlung oder von Dritten ausgehende 

Gefahren für die öffentliche Sicherheit abzuwehren und
4.	 die freie Berichterstattung der Presse bei Versamm-

lungen zu schützen; dies gilt insbesondere für Presse-
angehörige, die sich gegenüber der zuständigen Be-
hörde zu erkennen gegeben und ausgewiesen haben.

(2) Soweit es nach Art und Umfang der Versammlung er-
forderlich ist, bietet die zuständige Behörde der Person, die 
eine öffentliche Versammlung veranstaltet oder der die Lei-
tung übertragen worden ist, rechtzeitig ein Kooperations-
gespräch an, um die Gefahrenlage und sonstige Umstän-
de zu erörtern, die für die ordnungsgemäße Durchführung 
der Versammlung wesentlich sind. Bestehen Anhaltspunkte 
für Gefährdungen, die gemäß § 13 Abs. 1 oder § 22 Abs. 1 
zu einem Verbot oder Beschränkungen führen können, ist 
Gelegenheit zu geben, durch ergänzende Angaben oder 
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Veränderungen der beabsichtigten Versammlung ein Ver-
bot oder Beschränkungen entbehrlich zu machen.

(3) Die Person, die eine öffentliche Versammlung veran-
staltet oder der die Leitung übertragen worden ist, ist auf-
gerufen, mit den zuständigen Behörden zu kooperieren, 
insbesondere Auskunft über Art, Umfang und vorgesehe-
nen Ablauf der Veranstaltung zu geben. Sie ist zur Mitwir-
kung nicht rechtlich verpflichtet. Die zuständige Behörde 
soll die Mitwirkung dieser Person jedoch bei Maßnahmen 
nach § 13 berücksichtigen.

(4) Im Rahmen der Kooperation informiert die zuständige 
Behörde die Person, die eine öffentliche Versammlung ver-
anstaltet oder der die Leitung übertragen worden ist, vor 
und während der Versammlung über erhebliche Änderun-
gen der Gefahrenlage, soweit dieses nach Art und Umfang 
der Versammlung erforderlich ist.

§ 4 
Veranstaltung einer Versammlung

Wer zu einer Versammlung einlädt oder diese nach § 10 
anzeigt, veranstaltet eine Versammlung. In der Einladung 
zu einer öffentlichen Versammlung ist der Name einer na-
türlichen oder juristischen Person anzugeben.

§ 5 
Versammlungsleitung

(1) Wer eine Versammlung veranstaltet, leitet die Versamm-
lung. Veranstalten mehrere Personen eine Versammlung, 
bestimmen diese die Versammlungsleitung. Veranstaltet 
eine Vereinigung die Versammlung, so wird sie von der Per-
son geleitet, die für die Vereinigung handlungsbefugt ist.

(2) Die Versammlungsleitung ist übertragbar.

(3) Gibt es keine Person, die die Versammlung veranstal-
tet, soll die Versammlung eine Versammlungsleitung be-
stimmen. Bei jeder öffentlichen Versammlung muss eine 
Person die Leitung innehaben. Dies gilt nicht für Spontan-
versammlungen (§ 10 Abs. 4).

(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Versamm-
lungsleitung gelten für nicht öffentliche Versammlungen 
nur, wenn eine Versammlungsleitung bestimmt ist.

§ 6 
Befugnisse der Versammlungsleitung

(1) Die Versammlungsleitung sorgt für den ordnungsgemä-
ßen Ablauf der Versammlung und wirkt auf deren Friedlich-
keit hin. Sie darf die Versammlung jederzeit unterbrechen 
oder schließen. Bei Versammlungen unter freiem Himmel 
soll die zuständige Behörde über das beabsichtigte Vor-
haben in Kenntnis gesetzt werden.

(2) Die Versammlungsleitung kann sich der Hilfe von Ord-
nerinnen und Ordnern bedienen. Diese müssen bei Ver-
sammlungen unter freiem Himmel durch weiße Armbin-
den, die nur die Bezeichnung "Ordnerin" oder "Ordner" 
tragen dürfen, oder Leibwesten mit entsprechender Be-
zeichnung kenntlich sein. Die Vorschriften dieses Geset-
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zes für Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Versammlung 
gelten auch für Ordnerinnen und Ordner.

(3) Die zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der Versamm-
lung getroffenen Anweisungen der Versammlungsleitung 
und der Ordnerinnen und Ordner sind zu befolgen.

(4) Die Versammlungsleitung darf Personen, welche die 
Ordnung der Versammlung erheblich stören, aus der Ver-
sammlung ausschließen. Wer aus der Versammlung aus-
geschlossen wird, hat sich unverzüglich zu entfernen.

(5) Die Versammlungsleitung hat die Pflicht, die Versamm-
lung zu beenden, wenn die Versammlung eine gegenwär-
tige, konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Sachgüter von 
hohem Wert oder herausgehobener Bedeutung darstellt.

§ 7 
Störungsverbot

(1) Es ist verboten, eine Versammlung mit dem Ziel zu stö-
ren, diese zu behindern oder zu vereiteln.

(2) Nach Absatz 1 ist insbesondere verboten,
1.	 in der Absicht, nicht verbotene Versammlungen zu be-

hindern oder zu vereiteln, Gewalttätigkeiten vorzuneh-
men oder anzudrohen,

2.	 in der Absicht, nicht verbotene Versammlungen zu ver-
hindern oder ihre Durchführung zu vereiteln oder we-
sentlich zu erschweren, Handlungen vorzunehmen, 
die auf die Förderung von in Nummer 1 beschriebe-
nen Handlungen gegen bevorstehende Versammlun-
gen gerichtet sind, oder

3.	 bei einer öffentlichen Versammlung der Versammlungs-
leitung oder den Ordnerinnen und Ordnern in der recht-
mäßigen Erfüllung ihrer Ordnungsaufgaben mit Gewalt 
oder Drohung mit Gewalt Widerstand zu leisten oder 
sie während der Ausübung ihrer Ordnungsaufgaben 
tätlich anzugreifen.

(3) Nicht auf Behinderung zielende kommunikative Gegen-
proteste unterfallen nicht dem Störungsverbot.

§ 8 
Waffenverbot 

Es ist verboten,
1.	 Waffen oder
2.	 sonstige Gegenstände, die ihrer Art nach zur Verlet-

zung von Personen oder zur Herbeiführung erhebli-
cher Schäden an Sachen geeignet und den Umstän-
den nach dazu bestimmt sind,

bei Versammlungen oder auf dem Weg zu oder von Ver-
sammlungen mit sich zu führen, zu Versammlungen hin-
zuschaffen oder sie zur Verwendung bei Versammlungen 
bereitzuhalten oder zu verteilen.

§ 9 
Anwendbarkeit des Polizeirechts

(1) Soweit das Versammlungsgesetz die Abwehr von Ge-
fahren gegenüber einzelnen Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern nicht regelt, sind Maßnahmen gegen sie nach dem 
Polizeiaufgabengesetz zulässig, wenn von ihnen nach 
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den zum Zeitpunkt der Maßnahme erkennbaren Umstän-
den vor oder bei der Durchführung der Versammlung eine 
unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausgeht.

(2) Für Versammlungen in geschlossenen Räumen gilt Ab-
satz 1 für den Fall, dass von den Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmern eine Gefahr im Sinne von § 22 Abs. 1 ausgeht.

(3) Maßnahmen vor Beginn der Versammlung, welche die 
Teilnahme an der Versammlung unterbinden sollen, setzen 
eine Teilnahmeuntersagung nach § 14 oder § 23 voraus.

II. Abschnitt 
Versammlungen unter freiem Himmel

§10 
Anzeige

(1) Wer eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel 
veranstalten will, hat dies der zuständigen Behörde spä-
testens 48 Stunden vor der Einladung zu der Versamm-
lung anzuzeigen. Veranstalten mehrere Personen eine 
Versammlung, ist nur eine Anzeige abzugeben. Die Anzei-
ge muss schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift er-
folgen. Dies gilt nicht für Gottesdienste unter freiem Him-
mel, kirchliche Prozessionen, Bittgänge und Wallfahrten, 
gewöhnliche Leichenbegängnisse, Züge von Hochzeits-
gesellschaften und hergebrachte Volksfeste.

(2) Die Anzeige muss den geplanten Ablauf der Versamm-
lung nach Ort, Zeit und Thema bezeichnen, bei Aufzügen 
auch den beabsichtigten Streckenverlauf. Sie muss Na-
men und Anschrift der anzeigenden Person und der Per-
son, die sie leiten soll, sofern eine solche bestimmt ist, 
enthalten. Wird die Versammlungsleitung erst später be-
stimmt, sind Name und Anschrift der vorgesehenen Per-
son der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen. 
Wenn die Versammlungsleitung sich der Hilfe von Ordne-
rinnen und Ordnern bedient, ist ihr Einsatz unter Angabe 
der Zahl der dafür voraussichtlich eingesetzten Personen 
der zuständigen Behörde mitzuteilen.

(3) Wenn der Zweck der Versammlung durch eine Einhal-
tung der Frist nach Absatz 1 Satz 1 gefährdet würde (Eil-
versammlung), ist die Versammlung spätestens mit der 
Bekanntgabe bei der zuständigen Behörde oder bei der 
Polizei anzuzeigen. Die Anzeige kann telefonisch erfolgen.

(4) Die Anzeigepflicht entfällt, wenn sich die Versammlung 
aufgrund eines spontanen Entschlusses augenblicklich bil-
det (Spontanversammlung).

§ 11 
Erlaubnisfreiheit

Für eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel sind 
keine behördlichen Erlaubnisse erforderlich, die sich auf 
die Benutzung der öffentlichen Verkehrsflächen beziehen.

§ 12 
Behördliche Ablehnungsrechte

(1) Die zuständige Behörde kann eine zur Leitung einer öf-
fentlichen Versammlung unter freiem Himmel vorgesehe-
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ne Person als ungeeignet ablehnen, wenn deren Einsatz 
nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennba-
ren Umständen die öffentliche Sicherheit bei Durchführung 
der Versammlung unmittelbar gefährdet.

(2) Wenn aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte zu besor-
gen ist, dass von einer öffentlichen Versammlung unter 
freiem Himmel eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
ausgeht, hat die Veranstalterin oder der Veranstalter der 
Behörde auf deren Aufforderung hin Namen und Adressen 
der vorgesehenen Ordnerinnen und Ordner mitzuteilen. Die 
zuständige Behörde kann diese als ungeeignet ablehnen, 
wenn ihr Einsatz nach den zur Zeit des Erlasses der Ver-
fügung erkennbaren Umständen die öffentliche Sicherheit 
bei Durchführung der Versammlung unmittelbar gefährdet.

§ 13 
Beschränkungen, Auflagen, Verbot, Auflösung

(1) Die zuständige Behörde kann die Durchführung einer 
Versammlung unter freiem Himmel beschränken oder ver-
bieten, die Versammlung nach deren Beginn auch auflö-
sen, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der Maßnah-
men erkennbaren Umständen die öffentliche Sicherheit 
bei Durchführung der Versammlung unmittelbar gefähr-
det ist. Dies gilt nicht für Gottesdienste unter freiem Him-
mel, kirchliche Prozessionen, Bittgänge und Wallfahrten, 
gewöhnliche Leichenbegängnisse, Züge von Hochzeits-
gesellschaften und hergebrachte Volksfeste.

(2) Verbot oder Auflösung setzen voraus, dass Beschrän-
kungen nicht ausreichen.

(3) Geht eine konkrete Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit von Dritten aus, sind Maßnahmen der Gefahrenab-
wehr gegen diese zu richten. Kann dadurch auch unter 
Heranziehung von landes- oder bundesweit verfügbaren 
Polizeikräften eine unmittelbare Gefahr nicht abgewehrt 
werden, dürfen Maßnahmen nach den Absätzen 1 oder 2 
auch zulasten der Versammlung ergriffen werden, von 
der die Gefahr nicht ausgeht. Ein Verbot oder die Auflö-
sung dieser Versammlung setzt Gefahren für Leben oder 
Gesundheit von Personen oder für Sachgüter von erheb-
lichem Wert voraus, solche Gefahren liegen in der Regel 
bei Versammlungen auf in Betrieb befindlichen Bundesau-
tobahnen, Bahngleisen und Start- und Landebahnen vor.

(4) Die Bekanntgabe einer nach Versammlungsbeginn 
erfolgenden beschränkenden Verfügung oder einer Auf-
lösung muss unter Angabe des Grundes der Maßnah-
me erfolgen.

(5) Sobald die Versammlung für aufgelöst erklärt ist, ha-
ben alle anwesenden Personen sich unverzüglich zu ent-
fernen. Es ist verboten, anstelle der aufgelösten Versamm-
lung eine Ersatzveranstaltung durchzuführen.

§ 14 
Untersagung der Teilnahme oder Anwesenheit und 

Ausschluss von Personen

(1) Die zuständige Behörde kann einer Person die Teilnah-
me an oder Anwesenheit in einer Versammlung unter frei-
em Himmel vor deren Beginn untersagen, wenn von ihr 
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nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennba-
ren Umständen bei Durchführung der Versammlung eine 
erhebliche Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausgeht.

(2) Wer durch sein Verhalten in der Versammlung die öf-
fentliche Sicherheit unmittelbar gefährdet, ohne dass die 
Versammlungsleitung dies unterbindet, oder wer einer An-
ordnung nach § 17 Abs. 2 oder § 18 Abs. 2 zuwider han-
delt, kann von der zuständigen Behörde ausgeschlossen 
werden. Wer aus der Versammlung ausgeschlossen wird, 
hat sich unverzüglich zu entfernen.

§ 15 
Kontrollstellen

(1) Bestehen tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass Waf-
fen mitgeführt werden oder der Einsatz von Gegenstän-
den im Sinne von § 8 Nr. 2, § 17 oder § 18 bei Durchfüh-
rung einer öffentlichen Versammlung unter freiem Himmel 
eingesetzt werden, können auf den Anreisewegen zu der 
Versammlung Kontrollstellen errichtet werden, um Perso-
nen und Sachen zu durchsuchen. Die Durchführung der 
Durchsuchungen richtet sich nach dem Thüringer Gesetz 
über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei. Kontrollstel-
len sind so einzurichten, dass die Kontrollen zügig durch-
geführt werden können.

(2) Identitätsfeststellungen sowie weitere polizei- und ord-
nungsrechtliche oder strafprozessuale Maßnahmen sind 
nur zulässig, soweit sich an der Kontrollstelle tatsächli-
che Anhaltspunkte für einen bevorstehenden Verstoß ge-
gen §§ 8, 17, 18 oder für die Begehung strafbarer Hand-
lungen ergeben.

§ 16 
Aufnahmen und Aufzeichnungen von Bild und Ton

(1) Die zuständige Behörde darf Bild- und Tonaufnahmen 
sowie entsprechende Aufzeichnungen von einer Person bei 
oder im Zusammenhang mit einer öffentlichen Versamm-
lung unter freiem Himmel anfertigen, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass von der Person bei oder im 
Zusammenhang mit der Versammlung eine erhebliche Ge-
fahr für die öffentliche Sicherheit ausgeht, und die Maß-
nahmen erforderlich sind, um diese Gefahr abzuwehren. 
Die Aufnahmen und Aufzeichnungen dürfen auch ange-
fertigt werden, wenn andere Personen unvermeidbar be-
troffen werden.

(2) Die Polizei darf Übersichtsaufnahmen von Versamm-
lungen unter freiem Himmel sowie ihrem Umfeld nur an-
fertigen, wenn dies wegen der Größe oder Unübersicht-
lichkeit der Versammlung im Einzelfall zur Lenkung und 
Leitung des Polizeieinsatzes erforderlich ist. Die Über-
sichtsaufnahmen sind offen anzufertigen und dürfen we-
der aufgezeichnet werden noch zur Identifikation der Teil-
nehmenden genutzt werden. Die Versammlungsleitung ist 
unverzüglich über die Anfertigung von Übersichtsaufnah-
men in Kenntnis zu setzen.

(3) Aufnahmen und Aufzeichnungen sind offen vorzuneh-
men. Die Versammlungsleitung ist unverzüglich über die 
Anfertigung von Übersichtsaufnahmen und -aufzeichnun-
gen in Kenntnis zu setzen.
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(4) Die von einer Aufzeichnung nach Absatz 1 betroffe-
ne Person ist über die Maßnahme zu unterrichten, sobald 
ihre Identität bekannt ist und zulässige Verwendungszwe-
cke nicht gefährdet sind. Nachforschungen zur Feststel-
lung der Identität einer Person sind nur vorzunehmen, 
wenn dies unter Berücksichtigung der Eingriffsintensität 
der Maßnahme gegenüber dieser Person, des Aufwands 
für die Feststellung ihrer Identität sowie der daraus für die-
se oder andere Personen folgenden Beeinträchtigungen 
geboten ist. Auf den Einsatz unbemannter, ferngesteuer-
ter oder sich autonom bewegender Fluggeräte (Drohnen) 
ist in geeigneter, für die Versammlungsteilnehmenden er-
kennbarer Weise hinzuweisen.

(5) Die Aufzeichnungen dürfen auch verwendet werden
1.	 zur Verfolgung von Straftaten in oder im Zusammen-

hang mit der Versammlung,
2.	 zur Gefahrenabwehr, wenn von der betroffenen Per-

son in oder im Zusammenhang mit der Versammlung 
die Gefahr einer Verletzung von Strafgesetzen ausging 
und zu besorgen ist, dass bei künftigen Versammlun-
gen von dieser Person erneut die Gefahr der Verlet-
zung von Strafgesetzen ausgehen wird,

3.	 zur befristeten Dokumentation des polizeilichen Han-
delns, sofern eine Störung der öffentlichen Sicherheit 
eingetreten ist oder

4.	 zum Zweck der polizeilichen Aus- oder Fortbildung.

(6) Die Aufzeichnungen sind nach Beendigung der Ver-
sammlung oder zeitlich und sachlich damit unmittelbar im 
Zusammenhang stehender Ereignisse unverzüglich zu 
vernichten. Dies gilt nicht, soweit sie für die in Absatz 5 
aufgeführten Zwecke benötigt werden. Aufzeichnungen, 
die für die Zwecke des Absatzes 5 Nr. 1 bis 3 verwendet 
werden, sind ein Jahr nach ihrer Anfertigung zu vernich-
ten, sofern sie nicht Gegenstand oder Beweismittel eines 
Rechtsbehelfs, Ermittlungsverfahrens oder gerichtlichen 
Verfahrens sind.

(7) Soweit Aufzeichnungen zur polizeilichen Aus- und Fort-
bildung verwendet werden, ist hierzu eine eigene Fassung 
herzustellen, die eine Identifizierung der darauf abgebilde-
ten Personen unumkehrbar ausschließt.

(8) Die Gründe für die Anfertigung von Bild-, Ton- und Über-
sichtsaufzeichnungen nach Absatz 1 und 2 und für ihre Ver-
wendung nach Absatz 5 sind zu dokumentieren. Werden 
von Aufzeichnungen eigene Fassungen nach Absatz 7 her-
gestellt, sind die Anzahl der hergestellten Fassungen so-
wie der Ort der Aufbewahrung zu dokumentieren.

§ 17 
Vermummungs- und Schutzausrüstungsverbot

(1) Es ist verboten, bei Versammlungen oder sonstigen öf-
fentlichen Veranstaltungen unter freiem Himmel oder auf 
dem Weg dorthin Schutzwaffen oder Gegenstände mit sich 
zu führen, die als Schutzwaffen geeignet und den Umstän-
den nach dazu bestimmt sind, Vollstreckungsmaßnahmen 
eines Trägers von Hoheitsbefugnissen abzuwehren. Die 
zuständige Behörde trifft zur Durchsetzung des Verbots 
Anordnungen, in denen die vom Verbot erfassten Gegen-
stände bezeichnet sind.
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(2) Es ist auch verboten,
1.	 an derartigen Veranstaltungen in einer Aufmachung 

teilzunehmen, die geeignet und den Umständen nach 
darauf gerichtet ist, die Feststellung der Identität zu 
verhindern, oder den Weg zu derartigen Veranstaltun-
gen in einer solchen Aufmachung zurückzulegen oder

2.	 bei derartigen Veranstaltungen oder auf dem Weg dort-
hin Gegenstände mit sich zu führen, die geeignet und 
den Umständen nach dazu bestimmt sind, die Fest-
stellung der Identität zu verhindern.

(3) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von den 
Verboten nach Absatz 1 und 2 zulassen, wenn eine Ge-
fährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung nicht 
zu besorgen ist.

(4) Absatz 1 und 2 gelten nicht für Gottesdienste unter 
freiem Himmel, kirchliche Prozessionen, Bittgänge und 
Wallfahrten, gewöhnliche Leichenbegängnisse, Züge von 
Hochzeitsgesellschaften und hergebrachte Volksfeste.

(5) Die zuständige Behörde kann Personen, die den Ver-
boten nach Absatz 1 und 2 zuwiderhandeln, von der Ver-
sammlung ausschließen.

§ 18 
Militanzverbot

(1) Es ist verboten, eine Versammlung unter freiem Himmel 
zu veranstalten, zu leiten oder an ihr teilzunehmen, wenn 
diese infolge des äußeren Erscheinungsbildes
1.	 durch das Tragen von Uniformen, Uniformteilen oder 

uniformähnlichen Kleidungsstücken oder
2.	 durch ein paramilitärisches Auftreten oder auf ver-

gleichbare Weise
Gewaltbereitschaft vermittelt und dadurch einschüch-
ternd wirkt.

(2) Die zuständige Behörde trifft zur Durchsetzung des 
Verbots Anordnungen, in denen die vom Verbot erfass-
ten Gegenstände oder Verhaltensweisen bezeichnet sind.

§ 19 
Symbolträchtige Orte und Tage

(1) Die zuständige Behörde kann eine Versammlung ins-
besondere dann beschränken oder verbieten, wenn nach 
den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren 
Umständen
1.	 die Versammlung an einem Tag oder Ort stattfinden 

soll, dem ein an die nationalsozialistische Gewalt- und 
Willkürherrschaft erinnernder Sinngehalt mit gewichti-
ger Symbolkraft zukommt und durch sie eine Beein-
trächtigung der Würde der Opfer zu besorgen ist oder

2.	 durch die Versammlung die nationalsozialistische Ge-
walt- und Willkürherrschaft gebilligt, verherrlicht, ge-
rechtfertigt oder verharmlost wird, auch durch das 
Gedenken an führende Repräsentanten des National-
sozialismus, und dadurch die unmittelbare Gefahr ei-
ner Beeinträchtigung der Würde der Opfer besteht.

(2) Verbot oder Auflösung setzen voraus, dass Beschrän-
kungen nicht ausreichen.
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§ 20 
Öffentliche Verkehrsflächen in Privateigentum

Auf Verkehrsflächen von Grundstücken in Privateigentum, 
die dem allgemeinen Publikum geöffnet sind, können öf-
fentliche Versammlungen auch ohne die Zustimmung des 
Eigentümers durchgeführt werden. Die Eigentümerinnen 
und Eigentümer können in die Kooperation nach § 3 Abs. 2 
einbezogen werden.

III. Abschnitt 
Versammlungen in geschlossenen Räumen

§ 21 
Einladung

(1) Wer eine öffentliche Versammlung in geschlossenen 
Räumen veranstaltet, darf in der Einladung bestimmte 
Personen oder Personenkreise von der Teilnahme aus-
schließen.

(2) Die Leitung einer öffentlichen Versammlung in ge-
schlossenen Räumen darf die Anwesenheit von Vertre-
tern der Presse, die sich als solche ausgewiesen haben, 
nicht unterbinden.

§ 22 
Beschränkungen, Verbot, Auflösung

(1) Die zuständige Behörde kann die Durchführung ei-
ner Versammlung in geschlossenen Räumen beschrän-
ken oder verbieten, die Versammlung nach deren Beginn 
auch auflösen, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der 
Maßnahmen erkennbaren Umständen eine gegenwärti-
ge Gefahr
1.	 eines unfriedlichen Verlaufs der Versammlung,
2.	 für Leben oder Gesundheit von Personen oder
3.	 dafür besteht, dass in der Versammlung Äußerungen 

erfolgen, die ein Verbrechen oder ein von Amts wegen 
zu verfolgendes Vergehen darstellen.

(2) Verbot oder Auflösung setzen voraus, dass Beschrän-
kungen nicht ausreichen.

(3) Bestehen tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass von 
einer öffentlichen Versammlung eine Gefahr für die in Ab-
satz 1 genannten Rechtsgüter ausgeht, dürfen Polizeibe-
amte in der Versammlung anwesend sein. Sie haben sich 
der Versammlungsleitung zu erkennen zu geben.

(4) Geht eine Gefahr für die in Absatz 1 genannten Rechts-
güter von Dritten aus, sind Maßnahmen der Gefahrenab-
wehr gegen diese zu richten. Kann die Gefahr auch unter 
Heranziehung von landes- und bundesweit verfügbaren 
Polizeikräften nicht abgewehrt werden, dürfen Maßnahmen 
nach den Absätzen 1 oder 2 auch zulasten der Versamm-
lung ergriffen werden, von der die Gefahr nicht ausgeht.

(5) Die Bekanntgabe einer nach Versammlungsbeginn 
ergehenden beschränkenden Verfügung oder einer Auf-
lösung muss unter Angabe des Grundes der Maßnah-
me erfolgen.



12

Thüringer Landtag - 7. WahlperiodeDrucksache 7/9638
(6) Sobald die Versammlung für aufgelöst erklärt ist, ha-
ben alle anwesenden Personen sich unverzüglich zu ent-
fernen. Es ist verboten, anstelle der aufgelösten Versamm-
lung eine Ersatzversammlung durchzuführen.

§ 23 
Untersagung der Teilnahme oder Anwesenheit und 

Ausschluss von Personen

(1) Die zuständige Behörde kann einer Person die Teil-
nahme an oder Anwesenheit in einer Versammlung in ge-
schlossenen Räumen vor deren Beginn untersagen, wenn 
von ihr nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung er-
kennbaren Umständen bei Durchführung der Versammlung 
eine Gefahr im Sinne von § 22 Abs. 1 ausgeht.

(2) Wer durch sein Verhalten in der Versammlung eine Ge-
fahr im Sinne von § 22 Abs. 1 verursacht, ohne dass die 
Versammlungsleitung dies unterbindet, kann von der zu-
ständigen Behörde ausgeschlossen werden. Wer aus der 
Versammlung ausgeschlossen wird, hat sich unverzüg-
lich zu entfernen.

§ 24 
Aufnahmen und Aufzeichnungen von Bild und Ton

(1) Unter den Voraussetzungen des § 22 Abs. 1 darf die 
zuständige Behörde Bild- und Tonaufnahmen sowie ent-
sprechende Aufzeichnungen von einer Person bei oder 
im Zusammenhang mit einer öffentlichen Versammlung 
in geschlossenen Räumen anfertigen, wenn die Maßnah-
men erforderlich sind, um die Gefahr abzuwehren. Die Auf-
zeichnungen dürfen auch angefertigt werden, wenn ande-
re Personen unvermeidbar betroffen werden. Aufnahmen 
und Aufzeichnungen sind offen vorzunehmen.

(2) Der von einer Aufzeichnung nach Absatz 1 Betroffene 
ist über die Maßnahme unverzüglich zu unterrichten, so-
weit seine Identität feststeht und zulässige Verwendungs-
zwecke nicht gefährdet sind.

(3) Die Aufzeichnungen dürfen auch verwendet werden
1.	 zur Verfolgung von Straftaten in oder im Zusammen-

hang mit der Versammlung, von denen eine Gefahr im 
Sinn von § 22 Abs. 1 ausging,

2.	 zur Gefahrenabwehr, wenn von der betroffenen Person 
in oder im Zusammenhang mit der Versammlung eine 
Gefahr im Sinn von § 22 Abs. 1 ausging und zu besor-
gen ist, dass bei künftigen Versammlungen von die-
ser Person erneut Gefahren im Sinne von § 22 Abs. 1 
ausgehen werden.

(4) Die Aufzeichnungen sind nach Beendigung der Ver-
sammlung oder zeitlich und sachlich damit unmittelbar im 
Zusammenhang stehender Ereignisse unverzüglich zu ver-
nichten. Dies gilt nicht, soweit sie für die in Absatz 3 auf-
geführten Zwecke benötigt werden. Aufzeichnungen, die 
für die Zwecke des Absatzes 3 verwendet werden, sind ein 
Jahr nach ihrer Anfertigung zu vernichten, sofern sie nicht 
Gegenstand oder Beweismittel eines Rechtsbehelfs oder 
gerichtlichen Verfahrens sind.

(5) Die Gründe für die Anfertigung von Bild- und Tonauf-
zeichnungen nach Absatz 1 und für ihre Verwendung nach 
Absatz 3 sind zu dokumentieren.
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IV. Abschnitt 
Straftaten, Ordnungswidrigkeiten, Einziehung, 
Kosten, Entschädigung und Schadensersatz

§ 25 
Straftaten

(1) Wer in der Absicht, nicht verbotene Versammlungen 
zu verhindern oder sonst ihre Durchführung zu vereiteln, 
Gewalttätigkeiten vornimmt oder androht, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Wer bei Versammlungen Waffen oder Gegenstände ent-
gegen § 8 Nr. 2 mit sich führt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Ebenso wird 
bestraft, wer Waffen oder Gegenstände entgegen § 8 Nr. 2 
auf dem Weg zu einer Versammlung oder im Anschluss 
an eine Versammlung mit sich führt, zu der Versammlung 
hinschafft oder sie zur Verwendung bei ihr bereithält oder 
verteilt oder wer bewaffnete Ordnerinnen oder Ordner in 
öffentlichen Versammlungen einsetzt.

(3) Wer gegen die Leitung oder die Ordnerinnen oder Ord-
ner einer Versammlung in der rechtmäßigen Ausübung von 
Ordnungsaufgaben Gewalt anwendet oder damit droht 
oder diese Personen während der rechtmäßigen Ausübung 
von Ordnungsaufgaben tätlich angreift, wird mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

§ 26 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1.	 eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel 

ohne eine gemäß § 10 erforderliche Anzeige oder nach 
einer Anzeige durchführt, in der die Angaben gemäß 
§ 10 Abs. 2 nicht oder in wesentlicher Hinsicht unrich-
tig enthalten sind,

2.	 der Aufforderung, Namen und Adressen der vorgesehe-
nen Ordnerinnen und Ordner gemäß § 12 Abs.2 Satz 1 
mitzuteilen, nicht nachkommt oder von der zuständigen 
Behörde gemäß § 12 Abs. 2 Satz 2 abgelehnte Perso-
nen als Ordnerin oder Ordner einsetzt,

3.	 zur Teilnahme an einer Versammlung aufruft, deren 
Durchführung vollziehbar verboten oder deren Auflö-
sung vollziehbar angeordnet ist,

4.	 wer trotz einer Anordnung, dies zu unterlassen, die Zu-
fahrtswege zu einer Versammlung oder die für einen 
Aufzug vorgesehene Strecke blockiert oder die Ver-
sammlung auf andere Weise mit dem Ziel stört, deren 
Durchführung erheblich zu behindern oder zu vereiteln,

5.	 als veranstaltende oder leitende Person die öffentli-
che Versammlung unter freiem Himmel wesentlich an-
ders durchführt als in der Anzeige (§ 10) angegeben,

6.	 unter den Voraussetzungen der § 13 Abs. 1 und 2, § 22 
Abs. 1 und 2 erlassenen, vollziehbaren beschränken-
den Verfügungen, Verboten oder Auflösungen zuwi-
derhandelt,

7.	 gegen Anordnungen zur Durchsetzung des Vermum-
mungs- und Schutzausrüstungsverbots (§ 17) oder des 
Militanzverbots (§ 18) verstößt,

8.	 vollziehbaren beschränkenden Verfügungen oder Ver-
boten gemäß § 19 zuwiderhandelt,
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9.	 einer im Verfahren des gerichtlichen Eilrechtsschutzes 

erfolgten Beschränkung der Ausübung des Versamm-
lungsrechts zuwiderhandelt,

10.	ungeachtet einer gemäß § 14 Abs. 1, § 23 Abs. 1 aus-
gesprochenen Untersagung der Teilnahme an oder An-
wesenheit in der Versammlung anwesend ist oder sich 
nach einem gemäß § 14 Abs. 2, § 23 Abs. 2 angeord-
neten Ausschluss aus der Versammlung nicht unver-
züglich entfernt,

11.	sich trotz einer unter den Voraussetzungen der §§ 13 
und 22 erfolgten Auflösung einer Versammlung nicht 
unverzüglich entfernt,

12.	Presseangehörige entgegen § 21 Abs. 2 von der Anwe-
senheit in einer öffentlichen Versammlung in geschlos-
senen Räumen ausschließt,

13.	Presseangehörige bei oder im Zusammenhang mit ei-
ner öffentlichen Versammlung mit dem Ziel stört, sie 
bei der Ausübung ihrer Arbeit zu behindern.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu dreitausend Euro, in den Fällen der Nr. 1 und 4 bis zu 
eintausendfünfhundert Euro geahndet werden.

§ 27 
Einziehung

Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 25 oder eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 26 beziehen, können eingezo-
gen werden. § 74a des Strafgesetzbuches und § 23 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden.

§ 28 
Kosten

Amtshandlungen nach diesem Gesetz sind kostenfrei.

§ 29 
Entschädigung und Schadensersatz

Die allgemeinen Entschädigungsregelungen finden Anwen-
dung. Weitergehende Ersatzansprüche, insbesondere aus 
Amtspflichtverletzung, bleiben unberührt.

V. Abschnitt 
Schlussbestimmungen

§ 30 
Zuständigkeiten

(1) Für die Durchführung dieses Gesetzes sind die Land-
kreise und kreisfreien Städte im übertragenen Wirkungs-
kreis zuständig.

(2) In Fällen, in denen eine Versammlung über das Gebiet 
der örtlichen Zuständigkeit einer nach Absatz 1 zuständi-
gen Behörden hinausgeht, kann das Landesverwaltungs-
amt anstelle der nach Absatz 1 zuständigen Behörden 
die erforderlichen Maßnahmen nach den Voraussetzun-
gen dieses Gesetzes treffen. In diesen Fällen genügt eine 
Anzeige nach § 10 Abs. 1 bei einer der örtlich zuständi-
gen Behörden.

(3) In unaufschiebbaren Fällen sind für Entscheidungen 
nach diesem Gesetz die im Vollzugsdienst tätigen Dienst-
kräfte der Polizei zuständig.
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(4) Polizei im Sinne dieses Gesetzes sind die im Vollzugs-
dienst tätigen Dienstkräfte der Polizei.

§ 31 
Keine aufschiebende Wirkung

Widersprüche und Klagen gegen Entscheidungen nach 
diesem Gesetz haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 32 
Ablösung des Bundesrechts

Dieses Gesetz ersetzt nach Art. 125a Abs. 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes das Gesetz über Versammlungen und 
Aufzüge.

§ 33 
Einschränkung von Grundrechten

Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des 
Grundgesetzes) wird nach Maßgabe dieses Gesetzes ein-
geschränkt.

Artikel 2 
Änderung des Polizeiaufgabengesetzes

Das Polizeiaufgabengesetz vom 4. Juni 1992 (GVBI. 
S. 199), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 29. Juli 
2022 (GVBI. S. 323), wird wie folgt geändert:

1.	 In § 14 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte "§ 27 des ver-
sammlungsgesetzes" durch die Worte "§ 25 des Thü-
ringer Versammlungsgesetzes (ThürVersG)" ersetzt.

2.	 § 33 Abs. 5 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Für Datenerhebungen durch die Polizei bei oder im 
Zusammenhang mit öffentlichen Versammlungen und 
Aufzügen gelten die §§ 16 und 24 ThürVersG."

Artikel 3 
Änderung des Ordnungsbehördengesetzes

§ 26 Abs. 3 des Ordnungsbehördengesetzes vom 18. Juni 
1993 (GVBl. S. 323), das zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 6. Juni 2018 (GVBI. S. 229) geändert worden 
ist, erhält folgende Fassung: 

"(3) Für Datenerhebungen bei oder im Zusammenhang 
mit öffentlichen Versammlungen und Aufzügen gelten die 
§§ 16 und 24 des Thüringer Versammlungsgesetzes."

Artikel 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt sechs Monate nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung:

Artikel 1 enthält den Vorschlag eines Thüringer Versammlungsgesetzes. 
Durch die Föderalismusreform I wurde dem Freistaat die Gesetzgebungs-
kompetenz für diesen Bereich übertragen und damit die Möglichkeit er-
öffnet, sein Versammlungsrecht selbst zu regeln. Die vergangenen Jahre 
haben gezeigt, wie wichtig die Versammlungsfreiheit für den Einzelnen 
und die Gesellschaft ist. Daher sollte der Freistaat von seiner Möglich-
keit, das Versammlungsrecht selbst zu gestalten, auch Gebrauch ma-
chen. Solange das Versammlungsgesetz des Bundes weiterhin Gültigkeit 
hat, vergibt der Thüringer Gesetzgeber die Chance, das Versammlungs-
recht auf den Erfahrungen der letzten Jahre basierend zu aktualisieren 
und auf neue Entwicklungen zu reagieren.

Die Artikel 2 und 3 enthalten die notwendigen Folgeänderungen im Po-
lizeiaufgabengesetz und Ordnungsbehördengesetz. 

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten. Dieses Gesetz sollte erst sechs Monate 
nach der Verkündung in Kraft treten, um für bereits geplante Versamm-
lungen eine ausreichende Übergangsphase zu gewährleisten.

Für die Parlamentarische Gruppe:

Montag



2. Vom Einbringer übersandte Daten

(Vom Einbringer wurden bisher keine Daten übersandt.)



3. Im Rahmen des parlamentarischen Anhörungsverfahrens eingebrachte Beiträge

Die folgenden natürlichen und juristischen Personen haben sich im Rahmen des parlamentarischen
Anhörungsverfahrens beteiligt. Die von den Beteiligten eingereichten Formblätter zur Datenerhebung
nach §  5  Abs.  1  des  Thüringer  Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes  (ThürBeteildokG)
wurden aufgrund des Wegfalls des Verfügungsgrundes gemäß § 6 Satz 2 ThürBeteildokG gelöscht.

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLFDI)
Deutscher Journalistenverband e.V., Landesverband Thüringen
Bund Deutscher Kriminalbeamter (BDK) e.V., Landesverband Thüringen
Kanzlei Eisenbahnstraße
Gemeinde- und Städtebund Thüringen e.V.
Deutsche Polizeigewerkschaft Thüringen e.V. (DPolG)
Verein der Thüringer Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen e.V.
Reporter ohne Grenzen e.V.
Verfassungsblog gGmbH
Gewerkschaft der Polizei Thüringen (GdP)

Die Beiträge der Beteiligten sind in der Beteiligtentransparenzdokumentation nur enthalten, wenn die
Zustimmung zur Veröffentlichung erteilt wurde.



für den Datenschutz und die Informationsfreiheit

Postsendungen bitte an die Postanschrift des TLfDI, Postfach 900455, 99107 Erfurt!

Thüringer Landesbeauflragter für den Datenschutz und
die Informatlonsfreihelt CTLfDI), PF 900456, 99107 Erfurt

Thüringer Landtag
Innen- und Kommunalausschuss
Jürgen-Fuchs-Straße 1
99096 Erfurt

(Aktenzeichen bei Antwort angeben)

Ihre Nachricht vom :
Ihr Zeichen :

Bearbelter/in:
Telefon : +49(361)57-3112900

Erfurt, den : 17. Mal 2024
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Gesetz zur Neuregelung des Thüringer Versammlungsrechts (Drucksache

7/9638 NF)

Verlangen des Innen- und Kommunalausschusses gem. § 112 Abs. 4 60 des

Thüringer Landtags

Sehr geehrter Herr Staffier,

sehr geehrte Damen und Herren,

für die Gelegenheit zur Stellungnahme gem. § 112 Abs, 4 GO zum Entwurf eines

Gesetzes zur Neuregelung des Thüringer Versammlungsrechts (ThürVersG; Drs.

7/9638 Neufassung) bedankt sich der Thüringer Landesbeauftragte für den Daten-

schütz und die Informationsfreiheit (TLfDI).

In Anbetracht der sehr kurz gesetzten Frist zur Stellungnahme möchte der TLfDI

seine Ausführungen zunächst auf die Vorschriften zu Aufnahmen und Aufzeichnun-

gen von Bild und Ton (§ 16 und § 24 ThürVersG) sowie auf die Fragen 11 und 14

beschränken.

Postanschrlfl: Postfach 900455
99107 Erfurt

Dlanstgebäude: Häßlerstraße 8
99096 Erfurt

Telefon: 038157-3112900
E-Mall*: poststelleßidatenschutz.thuerinaen.de
Internet: www.tlfdi.de

•Dis genannte E-Mall-Adresse dient nur für den Empfang einfacher Mitteilungen ohne Signatur/ Verschlüsselung und (Or mit PGP verschlüsselte Mtltellungen.
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1. Zu § 16 Thüringer Versammlungsflesetz-E

§ 16 ThürVersG-E wirft eine Reihe datenschutzrechtlicher Fragen auf.

Die Vorschrift spricht von Bild- und Tonaufnahmen, Aufnahmen, Aufzeichnungen,

Ubersichtsaufnahmen sowie Ubersichtsaufzeichnungen. DerTLfDI empfiehlt, diese

Begriffe konkret zu definieren; insbesondere sollte klargestellt werden, wann ledig-

lich eine Übertragung ohne Aufzeichnung stattfindet.

Fraglich ist, wie mit Bild- und Tonaufnahmen sowie entsprechenden Aufzeichnun-

gen überhaupt eine Gefahr bei einer Versammlung abgewehrt werden kann (§16

Abs. 1). DerTLfDI bezweifelt, dass dieser Zweck mit den eingesetzten Mitteln (Bild-

und Tonaufnahmen sowie entsprechenden Aufzeichnungen) zu erreichen ist. Zu-

dem ist das Verhältnis zu § 16 Abs, 5 Nr. 2 ThürVersG-E fraglich, weil auch da von

einer Gefahrenabwehr gesprochen wird.

In § 16 Absatz 1 ThürVersG-E wird zudem zwei Mal auf den Begriff „[...] Person bei

oder im Zusammenhang mit einer öffentlichen Versammlung [...]" Bezug genom-

men. Dies würde bedeuten, dass nicht nur Teilnehmer der Versammlung mittels

Bild- und Tonaufnahmen oder -aufzeichnungen betroffen sein können. Auch mög-

licherweise vollkommen unbeteiligte Dritte, welche zufällig in der Nähe der Ver-

Sammlung sind, könnten danach aufgenommen oder sogar aufgezeichnet werden.

Für solche dritten Personen und die Verfolgung möglicher, von diesen begangenen

Straftaten, kann die zuständige Behörde (nach Versammlungsrecht) nicht zuständig

sein.

Fragwürdig ist auch, wie ein Teilnehmer einer Versammlung bzw. eine andere Per-

son erkennen kann, ob er als Einzeiperson gefilmt wird oder Teil der Ubersichtsauf-

nahmen ist. Hinzu kommt, dass es gerade in der heutigen Zeit technisch kaum noch

möglich ist, reine Ubersichtsaufnahmen zu fertigen, die einen Personenbezug tat-

sachlich ausschließen (z.B. wegen bestehender Zoommöglichkeiten).
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Dem TLfDI erschließt sich nicht, an welche Stelle (Polizei oder zuständige Behörde)

sich § 16 Abs. 3 ThürVersG-E richten soll. Zudem wird in dieser Regelung von Öber-

sichtsaufzeichnunaen gesprochen. Diese sollen jedoch laut § 16 Abs. 2 ThürVersG-

E gerade nicht erfolgen.

§ 16 Abs. 4 ThürVersG-E spricht in S. 3 lediglich in einem Satz von Drohnen. Der

TLfDI empfiehlt dringend, für diese Fluggeräte eine eigene gesetzliche Grundlage

zu schaffen und diese nicht lediglich in einem Satz abzuhandeln. Aufgrund der hö-

heren Streubreite und reduzierten Sichtbarkeitgeht von diesen Flugkörpern ein grö-

ßerer Eingriff in das informationelle Selbstbestimmungsrecht aus und sollte aus die-

sem Grund einer konkret bestimmten Rechtsgrundlage entsprechen. Auch ist in die-

sem Zusammenhang nicht rechtsklar geregelt, wer (zuständige Behörde oder Poli-

zei) die Drohnen verwenden darf. Da § 16 Absatz 4 ThürVersG-E einen Kontext zu

Absatz 1 herstellt, könnte die zuständige Behörde befugt sein. Dieser sind wiederum

in § 16 Absatz 1 ThürVersG-E nur Aufnahmen von Personen gestattet. Drohnen

fertigen jedoch regelmäßig auch übersichtsaufnahmen an.

In § 16 Abs. 5 ThürVersG-E wird von Aufzeichnungen gesprochen, die zur Verfol-

gung von Straftaten verwendet werden dürfen. Laut § 16 Abs. 2 ThürVersG-E darf

die Polizei aber nur Übersichtsaufnahmen ohne Aufzeichnungen fertigen. Vor die-

sem Hintergrund erschließt sich der Abs. 5 nicht. Des Weiteren stellt sich bei § 16

Abs. 5 ThürVersG-E die Frage, wie mit Aufzeichnungen gem. Nr. 2 eine Gefahr

abgewehrt werden kann.

In § 16 Abs. 6 ThürVersG-E wird von einer unverzüglichen Vernichtung der Auf-

Zeichnungen gesprochen. Seitens des TLfDI wird empfohlen, den Zeitraum konkret

festzulegen (z. B. 48 h).

In § 16 Abs. 8 ThürVersG-E wird unter anderem auf Ubersichtsaufzeichnungen

nach Abs. 1 und 2 Bezug genommen. Zur Herstellung von Ubersichtsaufnahmen ist
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nach § 16 Abs. 2 ThürVersG-E lediglich die Polizei befugt, und Aufzeichnungen sind

nach dieser Norm ausdrücklich nicht gestattet.

2. Zu § 24 Thüringer Versammlungsaesetz-E

Bei dieser Vorschrift, stellt sich, wie bereits unter § 16 ThürVersG-E aufgeführt, die

Frage, wie mit Bild- und Tonaufnahmen sowie entsprechenden Aufzeichnungen

überhaupt eine Gefahr bei einer Versammlung abgewehrt werden kann.

§ 24 Abs. 1 ThürVersG-E verweist auf die Voraussetzungen des 22 Abs. 1

ThürVersG-E. Dieser spricht von einer gegenwärtigen Gefahr. §24 Abs. 1 Thüringer

Versammlungsgesetz-E spricht nur von „Gefahr". Der Gefahrenbegriff sollte einheit-

lich und so konkret wie möglich definiert werden,

§ 24 Abs. 2 ThürVersG-E spricht von einer unverzüglichen Unterrichtung der be-

troffenen Person, Da die Aufnahmen und Aufzeichnungen gem. § 24 Abs. 1

ThürVersG-E jedoch offen zu erfolgen haben, kann der Hinweis bereits zum Zeit-

punkt der Aufnahme und Aufzeichnung erfolgen.

In § 24 Abs. 3 ThürVersG-E stellt sich, wie bereits oben auch erwähnt, die Frage,

wie mit den Aufzeichnungen gem. Nr. 2 eine Gefahr abgewehrt werden kann. Nach

§ 24 Abs. 3 Nr. 1 ThürVersG-E dürfen die Aufzeichnungen auch zur Verfolgung von

Straftaten verwendet werden. Der TLfDI weist darauf hin, dass die Versammlungs-

behörde nicht für die Verfolgung von Straftaten zuständig ist. Hier müsste konkreter

geregelt werden, was unter „verwenden" zu verstehen ist (z.B. eine Ubermittlung an

eine Strafverfolgungsbehörde)

In § 23 Abs. 4 ThürVersG-E empfiehlt der TLfDI, auch hier eine konkrete Zeit für die

Vernichtung (z.B. 48h) anzugeben.
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3. Zu den folgenden Fragen möchte sich der TLfDI wie folgt äußern:

Frage 11:

„Wird aus Ihrer Sicht mit einer mangelnden Datenverarbeitungsregelung in § 12

Abs. 2 (Behördliche Ablehnungsrechte und Weitergabe von Daten der Ordnerinnen

und Ordner) unverhältnismäßig in das informationelle Selbstbestimmungsrecht der

Ordnerinnen und Ordner eingegriffen, die regelmäßig dafür Sorge tragen, dass Ver-

Sammlungen einen reibungslosen Verlauf nehmen?"

Antwort zu Frage 11 :

Vorab möchte der TLfDI anmerken, dass nicht ganz erkennbar ist, was der Frage-

steiler/ die Fragestellerin mit einer „mangelnden Datenverarbeitung" meint.

Dem TLfDI erschließt sich zudem der Zweck des § 12 Abs. 2 Thüringer Versamm-

lungsgesetz-E in seiner derzeitigen Fassung noch nicht. Leider liefert auch die sehr

knappe Begründung zum dem Gesetzentwurf keine weiteren Erkenntnisse.

In der jetzigen Fassung hat der Veranstalter/ die Veranstalterin bei einer Gefahr für

die öffentliche Sicherheit die Namen und Adressen der Ordnerinnen und Ordner

mitzuteilen. Diese können von der Behörde abgelehnt werden, wenn ihr Einsatz die

öffentliche Sicherheit gefährdet. Es stellt sich seitens des TLfDI die Frage, wie an-

hand der Namen und der Adressen beurteilt werden kann, dass diese Person die

öffentliche Sicherheit bei Durchführung der Versammlung unmittelbar gefährdet.

Sollen diese Daten mit anderen Daten abgeglichen werden? Hier müsste konkreter

bestimmt werden, welche Erkenntnisse wie dazu verwertet werden dürfen, Fraglich

ist auch, wie lange diese Erkenntnisse gespeichert werden dürfen. Die Vorschrift ist

in der derzeitigen Fassung zu unbestimmt.

Zudem erschließt sich nicht, welche „erkennbaren Umstände" in der Vorschrift ge-

meint sind.

Anzumerken ist weiterhin, dass eine ähnliche Regelung auch im Hessischen Ver-

sammlungsgesetz existiert. Dieses im Jahr 2023 verabschiedete Gesetz befindet

sich aufgrund eines Normenkontrollantrags in der Prüfung vor dem Hessischen
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Staatsgerichtshof. Unter anderem wird in dem Normenkontrollantrag auch die na-

mentliche Nennung von Ordnern gerügt. Der TLfDI empfiehlt, dieses Gerichtsver-

fahren abzuwarten,

Frage 14:

„Entspricht die in § 16 „Aufnahmen und Aufzeichnungen von Bild und Ton" vorge-

nommene Regelung auch der inzwischen vorgenommenen ober- und höchstrich-

terlichen Rechtsprechung zur polizeilichen Dokumentation von Versammlungsla-

gen, wenn nein, worin bestehen aus Ihrer Sicht Nachbesserungsbedarfe? Drohen

die Befugnisse aus Ihrer Sicht Teilnehmerinnen und Teilnehmer von Versammlun-

gen abzuschrecken?"

Antwort zu Frage 14:

Der TLfDI weist darauf hin, dass derzeit in Hessen ein Klageverfahren vor dem

Staatsgerichtshof anhängig ist. Gegenstand sind dabei unter anderem auch die Vi-

deoüberwachungsmaßnahmen der Polizei. DerTLfDI empfiehlt das Urteil abzuwar-

ten.

Der Normenkontrollantrag kann unter httDs://www.linksfraktion-hessen.de/filead-

min/user uploadA/ersFG HE Normenkontrolle 6-7-2023.pdf

nachgelesen werden.

Abschließend erlaubt sich der TLfDI anzumerken, dass die angedachten Maßnah-

men eine erhöhte Eingriffsintensität in das informationelle Selbstbestimmungsrecht

darstellen und deshalb eine sorgsame Prüfung derartiger Eingriffe vorzunehmen ist.

Folglich sollte das Gesetz nicht übereilt auf den Weg gebracht werden.

it freundlichen Grüßen
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Am 29. April 2024 hat der Innen- und Kommunalausschuss des Thüringer Landtages im Rah-

men eines schriftlichen Anhörungsverfahrens dem DJV Thüringen den Gesetzentwurf der FDP-

Fraktion zur Neuregelung des Thüringer Versammlungsrechts (Drucksache 7/9638 NF) mit der 
Bitte um Stellungnahme bis zum 24. Mai 2024 zugesandt. 

Der Deutsche Journalisten-Verband bedankt sich ausdrücklich dafür, dass er in dieses Gesetz-
gebungsverfahren einbezogen wird. 

In der nachfolgenden Stellungnahme werden wir uns auf die für uns als Gewerkschaft und 
Berufsverband sowie für Journalistinnen und Journalisten relevante Frage 15 beziehen. 

Darüber hinaus wird der DJV Thüringen einen eigenen Schwerpunkt setzen, der aus unserer 
Sicht dringend beachtet werden sollte. 

Geschäftsführer 

Impressum: DJV-Landesverband Thüringen 
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Fraae 15:  Besteht durch die Formulierung in § 18 des Entwurfs, dem Verbot des 

Auftretens in uniformähnlichen Kleidungsstücken und der Annahme einer ver-

meintlich einschüchternden Wirkung aus ihrer Sicht das Risiko, dass damit bei-

spielsweise 1...] ein laut-entschlossener Aufzug samt Trommeln mit gleich beklei-

deten gewerkschaftlichen Streikwesten für bessere Tariflöhne 1.4 behindert oder 

verunmöglicht werden könnte? 

Der § 18 des vorliegenden Entwurfs für ein Thüringer Versammlungsgesetz ist aus 

Sicht des DJV Thüringen nicht geeignet, beispielsweise einen Aufzug von Gewerk-
schafterinnen in Streikwesten zu verunmöglichen. Denn das Uniformierungs-

verbot greift nach dem Wortlaut im Entwurf ausschließlich dann, wenn diese Uni-

formierung Gewaltbereitschaft vermitteln und dadurch einschüchternd wirken 

soll. Streikwesten vermitteln schon rein objektiv zwar sehr wohl Entschlossenheit, 

aber keine Gewaltbereitschaft. 

Vielmehr könnte man einen Aufzug wie oben beschrieben bei der derzeit in Thüringen gelten-

den Rechtslage beschränken. Denn im Versammlungsgesetz des Bundes, welches in Thüringen 

derzeit mangels eigener Regelungen Anwendung findet, ist es pauschal und ohne jedwede 
Qualifizierung verboten, „[...] in einer Versammlung Uniformen, Uniformteile oder gleich-

artige Kleidungsstücke [...] zu tragen." Insofern wäre es denkbar, dass eine Versammlungs-

behörde das Tragen beispielsweise von Streikwesten in einer Versammlung aufgrund der 

aktuellen Rechtslage untersagt. 

Aufgrund dieser Unsicherheit kann eine eindeutigere Regelung in einem eigenen Thüringer 

Versammlungsgesetz nur begrüßt werden. Darüber hinaus findet sich eine solche Normierung 

in verschiedenen Landesgesetzen zum Versammlungsrecht, bspw. in Niedersachsen, Berlin 
oder Hessen.2  Bislang sind dem DJV Thüringen aus diesen und anderen Bundesländern keine 

Beschwerden hinsichtlich obiger Fragestellung zur Kenntnis gelangt. 

1  Vgl. § 3 Abs. 1 VersammIG (Link) 

2  Vgl. § § Abs. 3 NVersG (Link); § 9 Abs. 2 Versamml.FrhG BE (Link); § 9 Abs. 1 VersammlFrhG HE (Link) 
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Anregung zum § 6 des Gesetzentwurfes zur Neuregelung des Thüringer Ver-

sammlungsrechtss 

Im § 6 wird die Versammlungsleitung ermächtigt, "[...]Personen, welche die Ord-
nung der Versammlung erheblich stören, aus der Versammlung [...]."3  auszuschlie-
ßen. Eine gleichlautende Regelung findet sich bspw. auch im Berliner Versamm-

lungsfreiheitsgesetz und hat dort zu massiven Problemen geführt. 

So hatte die Versammlungsleitung einer pro-palästinensischen Demonstration am 

23.04.2022 zwei Journalisten des Jüdischen Forums für Demokratie und gegen An-
tisemitismus e.V. (JFDA) ausgeschlossen und sie von den diesen Aufzug absichern-

den Polizeibeamt:innen des Ortes verweisen lassen. 

Dabei stützte sich die Versammlungsleitung auf den § 7 VersammlFrhG BE, der es 

gleichlautend mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf gestattet, „[...] Personen, 

die die Ordnung der Versammlung erheblich stören, aus der Versammlung  Li."  
auszuschließen. Die von der Versammlungsleitung beanstandete Störung bestand 

in den Anfeindungen der Teilnehmer:innen der Demonstration gegen die erkenn-

bar jüdischen Journalisten. 

Es folgte eine Debatte darüber, ob die vor Ort handelnden Polizeibeamt:innen fehlerhaft ge-

handelt hätten oder der Gesetzestext zu unspezifisch formuliert sei. Letzteres kritisierte u.a. 

die Gewerkschaft der Polizei, während die damalige rot-grünrote Koalition auf den § 3 des 
Berliner Versammlungsfreiheitsgesetzes verwies.5  Dort ist geregelt, dass die zuständigen Be-
hörden die freie Berichterstattung zu gewährleisten und Presseangehörige zu schützen ha- 

ben. 6  

Auch im vorliegenden Gesetzentwurf findet sich eine entsprechend formulierte Schutz-
aufgabe der zuständigen Behörde.7  Allerdings kann nicht ausgeschlossen werden, dass es, wie 

in Berlin, zu Unsicherheiten aufgrund dieser beiden konkurrierenden Vorschriften kommt. 

Über das oben geschilderte Ereignis hinaus sind zudem ohne weiteres auch andere Fall-

konstellationen denkbar. Die Feindseligkeit extremistischer Gruppierungen (AfD, Querdenker, 

Reichsbürger usw.) gegenüber der freien Berichterstattung und daher auch gegenüber von 

Presservertreter:innen, gerade auf Demonstrationen, ist inzwischen hinlänglich bekannt. 

3  Vgl. § 6 Abs. 4 Satz 1 Gesetzentwurf z. Neuregelung d. Thüringer Versammlungsrechts 

4  Vgl. § 7 Abs. 4 Satz 1 VersammlFrhG BE (Link) 

5  Berichterstattung der „Berliner Morgenpost" v. 25.04.2022 („Kritik an neuem Gesetz zu Versammlungen") 

6  Vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 3 VersammlFrhG BE (Link) 

7  Vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 4 Gesetzentwurf z. Neuregelung d. Thüringer Versammlungsrechts 

Impressum: DJV-Landesverband Thüringen 
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Aus diesem Grund erlauben wir uns als Berufsverband der Journalistinnen und 

Journalisten in Thüringen, eine Konkretisierung des § 6 Abs. 4 im vorliegenden Ge-

setzentwurf vorzuschlagen (rot). 

Die Versammlungsleitung darf Personen, welche die Ordnung der Ver-

sammlung erheblich stören, aus der Versammlung ausschließen. Wer aus 

der Versammlung ausgeschlossen wird, hat sich unverzüglich zu entfernen. 
Die Versammlungsleitung darf die Anwesenheit von Vertretern der Presse, 

die sich als solche ausgewiesen haben, nicht unterbinden. 

Dieser Vorschlag entspricht dem § 21 des vorliegenden Gesetzentwurfes, der ein 

solches Verbot für öffentliche Versammlungen in geschlossenen Räumen 

normiert.8  

(4) 

8  Vgl. § 21 Abs. 2 Gesetzentwurf z. Neuregelung d. Thüringer Versammlungsrechts 

Impressum: DJV-Landesverband Thüringen 
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Landesvorstand 

Datum: 23.05.2024 

Zuarbeit des BDK Landesverbandes Thüringen e.V. im 
Anhörungsverfahren Gesetz zur Neuregelung des Thüringer Versammlungsrechts 
(Drucksache 7/9638 NF) 

Der BDK LV Thüringen e. V. nimmt wie folgt Stellung: 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf will der Freistaat Thüringen das bislang geltende 
Bundesgesetz durch eine Landesregelung ersetzen. Die Notwendigkeit ergibt sich aus der 
Föderalismusreform und ermöglicht, dass Gesetz künftigen Entwicklungen anzupassen. 

Der BDK sieht im direkten Vergleich, dass das bisher geltende Bundesgesetz eindeutiger 
formulierte Regelungen aufwies als der vorliegende Gesetzentwurf. Auch fällt auf, dass 
bestimmte Straftatbestände im künftigen Landesgesetz nur noch als Ordnungswidrigkeit 
geahndet werden sollen. Dem steht der BDK eher kritisch gegenüber. 

Wir regen an, im § 1 Abs. 1 aufzunehmen, dass jede Person darüber hinaus das Recht hat 
Versammlungen und Aufzüge zu veranstalten und daran teilzunehmen. 

Im § 1 Abs. 2 sollte aufgenommen werden ‚.....wer Ziele einer verfassungswidrigen Organisation 
fördern will...", weiterhin einen Absatz 3 zu verbotenen Parteien und einen Absatz 4 zu 
verbotenen Vereinigungen. 

In der Regelung des § 14 sollte explizit aufgenommen werden, dass auch der Versammlungsleiter 
von der Versammlung ausschließen kann und in der Folge diese ausgeschlossenen Personen 
die Versammlung sofort zu verlassen haben. 

Zu den vorgesehenen Regelungen des § 16 ergibt sich die Frage, weshalb darf in Thüringen 
künftig die Polizei keine Bild- und Tonaufnahmen mehr machen? Aus welchem Grund möchte 
der Gesetzgeber, dass die Polizei entspr. des Abs. 2 nur Übersichtsaufnahmen (ohne Ton) 
machen darf?  

          

        

         

          

Bund Deutscher Kriminalbeamter Landesverband Thüringen e.V. I Geschwister-Scholl-Straße 45 I D-99085 Erfurt 
E-Mail: Iv.thueringen@bdk.de  I Telefon: +49 (0) 361 30258486 I Telefax: +49 (0) 361 30258490 I www.bdk.de  
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Der BDK fordert den Gesetzgeber auf, der Polizei die bisher im Bundesgesetz verankerte 
Befugnis, unter entsprechenden Voraussetzungen Bild- und Tonaufnahmen zu fertigen, auch im 
Landesversammlungsgesetz einzuräumen und den Wortlaut des § 16 entsprechend zu ändern. 

§ 23 ist im Sinne der vorgeschlagenen Änderungen zu § 14 ebenfalls zu ändern. 

In den im § 25 enthaltenen Katalog der Straftaten sollten folgende Straftatbestände zusätzlich 
aufgenommen und aus dem § 26 als Ordnungswidrigkeit gestrichen werden: 

das Abhalten verbotener oder nicht angemeldeter Versammlungen / Aufzüge und 
- ein Uniformverbot. 

Im § 26 Ordnungswidrigkeiten sollten folgende Tatbestände zusätzlich aufgenommen werden: 

... der Aufforderung der Polizei, die Zahl der von ihm bestellten Ordner mitzuteilen, 
nicht nachkommt oder eine unrichtige Zahl mitteilt... und 
... als Leiter oder Veranstalter einer öffentlichen Versammlung oder eines Aufzuges 
eine größere Zahl von Ordnern verwendet, als die Polizei zugelassen oder genehmig 
hat oder Ordner verwendet, die anders gekennzeichnet sind, als es zulässig ist... . 

Der BDK Landesverband Thüringen e. V. bedankt sich für die Möglichkeit der Anhörung und ist 
über die o. g. Erreichbarkeiten für Nachfragen kontaktierbar. 

Mit freundlichen Grüßen 

Landesvorsitzender 
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Vorab per Mail 

Datum: 

Donnerstag, 23. Mai 2024, Leipzig 
Unser Zeichen: Ihr Zeichen: 

Anhörung - Gesetz zur Neuregelung des Thüringer Versammlungsrechts 
(Drucksache 7/9638 NF) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nachfolgend übersenden wir Ihnen die angeforderte Stellungnahme in der oben 
genannten Sache. 

Beantwortung der Fragestellungen des Innen- und Kommunalausschusses 
des Thüringer Landtags zum Gesetzentwurf in Drucksache 7/9638 — Neufas-
sung — 

1. Der Arbeitskreis Versammlungsrecht hat 2010 einen Musterentwurf 
eines Versammlungsgesetzes vorgelegt. Welche fachlichen Entwick-
lungen im Versammlungswesen/-recht sind seitdem zu beobachten 
gewesen, die entsprechend in einem Versammlungsgesetz abgebildet 
werden müssen? 

Insgesamt kann in den letzten Jahren die Herausbildung neuer Formen der 
kollektiven Meinungskundgabe beobachtet werden. Während die Behand-
lung „digitaler Versammlungen" umstritten ist und auch die Frage der Eröff-
nung des Schutzbereichs von Artikel 8 Grundgesetz nicht gerichtlich geklärt 
Ist, sind insbesondere im Rahmen von Zusammenkünften im Bereich des Kli-
maschutzes neue Erscheinungsformen zu beobachten. Diese reichen von 
Baumbesetzungen über die Besetzung von Tagebauen bis hin zu den Aktionen 
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inning 
der „Letzten Generation". Die Frage, ob es sich hierbei um grundgesetzlich geschützte Ver-
sammlungen handelt, ist umstritten. Diesbezüglich wird jedoch seitens der Unterzeichnenden 

eine einzelgesetzliche Regelung abgelehnt. Die gerichtlichen Definitionen des Versammlungs-
gesetzes und der Rechtsprechung werden als ausreichend erachtet, um neue Versammlungs-

formen zu behandeln. 

2. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Fraport-Urteil von 2011 festgelegt, dass 

die Versammlungsfreiheit auch gemischtwirtschaftliche Unternehmen in Privatrechts-

form, die von der öffentlichen Hand beherrscht werden, unmittelbar bindet (z.B. Flug-

häfen). Wäre dies analog zu anderen Bundesländern auch hiesig im Gesetz abzubilden; 

was wäre ggf zu beachten? 

Die Stärkung der Versammlungsfreiheit auf öffentlich zugänglichem Privatgelände im Geset-

zeswege wäre zu begrüßen, da es eine weitere einfachgesetzliche Verankerung des Grund-
rechts aus Art. 8 Grundgesetz bedeuten würde. 

Die Regelung sollte ausdrücklich Flughäfen, Bahnhöfe, Einkaufszentren und vergleichbare Ein-

richtungen benennen, aber die sich nicht auf diese beschränken und Versammlungen in diesen 

Einrichtungen grundsätzlich ermöglichen. Zum Schutz von Interessen Dritter wären Vorausset-

zungen von Verboten und Einschränkungen analog der allgemeingesetzlichen Möglichkeiten 

einzuräumen. Dabei muss das Interesse des Betreibers der Einrichtung an der Aufrechterhal-

tung des Betriebs der Einrichtung berücksichtigt werden. Die Anmeldepflicht sollte um eine 
Informationspflicht gegenüber dem Betreiber erweitert werden und ebenfalls an die gesetzli-

chen Anmeldefristen angepasst werden. Die Kooperationspflicht müsste auf den Betreiber der 
Einrichtung erweitert werden. Abschließend wäre zu klären, ob dem Betreiber, ein Anspruch 

gegenüber der zuständigen Behörde auf Untersagung oder Beschränkung der Versammlung 

eingeräumt werden soll, der gerichtlich einklagbar sein sollte. 

3. Weiterhin hat das Bundesverfassungsgericht im Fraport-Urteil auch ausgeführt,  doss  je 

nach Fallgestaltung eine mittelbare Wirkung des Grundrechts auf Versammlungsfrei-

heit auch bei öffentlichen Kommunikationsräumen in reinem Privatbesitz (z.B. Foyer ei-

nes Einkaufszentrums) in Frage kommen kann (juris Rn. 59). Wäre dies im Gesetz abzu-

bilden (vgl. § 21 Versammlungsgesetz NRW)? 

Auf die Beantwortung von Frage 2 wird verwiesen. 
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4. § 13 des Entwurfes regelt Beschränkungen und Verbote von Versammlungen unter 

freiem Himmel. Zahlreiche Bundesländer haben ihre entsprechenden Regelungen zu 

den Verbotsvoraussetzungen für herausragende Beispiele konkretisiert, zum Beispiel 

hinsichtlich NS-verherrlichender Versammlungen. Sollte diesem Regelungsansatz ge-

folgt werden? 

Die im Entwurf enthaltene Regelung die sowohl Orte als auch Tage die im Zusammenhang mit 

der Gewalt- und Willkürherrschaft des Nationalsozialismus und/oder der Shoa stehen beson-

ders zu schützen und Persönlichkeiten des Nationalsozialismus verherrlichende Versammlun-

gen einer erleichterten Reglementierung zuführen, ist zu begrüßen. Der Nationalsozialismus 

steht im diametralen Widerspruch zum Prinzip der Menschenwürde, dem im Grundgesetz ein 

erhöhter Stellenwert eingeräumt wird. Eine Reglementierung von Versammlungen, die die Op-

fer der nationalsozialistischen Verbrechen verhöhnen und/oder die faschistische Ideologie ver-

herrlichen, stellt die Wurde der Opfer des Nationalsozialismus sowie deren Nachkommen si-

cher und erkennt das durch die Shoa verursachte transgenerative Trauma an. Nicht zu ver-

nachlässigen ist aber auch, dass Einschränkungen und Verbote NS-verherrlichender Versamm-

lungen einen Beitrag zur Gefahrenabwehr beitragen. Versammlungen, die den Nationalsozia-

lismus verherrlichen rufen zurecht gesellschaftliche Abwehrreaktionen hervor. Eine Beschrän-

kung oder ein Verbot können daher der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung dienen. Schließlich stellen Einschränkungen und Verbote auch ein adäquates Mittel 

dar, die Verbreitung der nationalsozialistischen Ideologie entgegenzutreten. Dieser histori-

schen Verantwortung werden die Rechtsprechung sowie die Verwaltung im Bereich des Ver-

sammlungsrechts oftmals nicht gerecht. 

5. Würden Sie eine darüber hinaus gehende Regelung für sinnvoll erachten, wonach eine 

Versammlung insbesondere verboten, beschränkt oder nach deren Beginn aufgelöst 

werden kann, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umstän-

den die unmittelbare Gefahr besteht, dass in der Versammlung in einer Weise, die ge-

eignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, gegen eine nationale, durch rassistische 

Zuschreibung beschriebene, religiöse oder durch ihre ethnische Herkunft bestimmte 

Gruppe, gegen Teile der Bevölkerung oder gegen einen Einzelnen wegen seiner Zuge-

hörigkeit zu einer vorbezeichneten Gruppe oder zu einem Teil der Bevölkerung zum Hass 

aufgestachelt, zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen aufgefordert wird oder die Men-

schenwürde anderer dadurch angegriffen wird, dass eine vorbezeichnete Gruppe, Teile 

der Bevölkerung oder ein Einzelner wegen seiner Zugehörigkeit zu einer vorbezeichne-

ten Gruppe oder zu einem Teil der Bevölkerung beschimpft, böswillig verächtlich ge-

macht oder verleumdet wird? 
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Für eine derartige — weitergehende — Regelung besteht nach hiesiger Auffassung kein Bedarf. 
Der Tatbestand der Volksverhetzung (§ 130 StGB) erfasst die aufgeworfenen Lebenssachver-
halte vollständig. Insofern wird das in der Frage aufgeworfene Ansinnen bereits von den be-

stehenden Regelungen umfasst. Das bestehende Vollzugsdefizit seitens Verwaltung, Vollzugs-
behörden und Justiz darf nicht mit einem Regelungsdefizit verwechselt werden. 

6. Während der  Corona-Pandemie wurde in der Rechtsprechung diskutiert, in welchem 
Verhältnis versammlungsbezogene Regelungen im Infektionsschutzrecht zum Ver-

sammlungsgesetz stehen (siehe z.B. OVG Münster, Beschluss v. 23.09.2020, Az. 13 B 

1422/20, furls-Rn. 9 ff.). ist dies mittlerweile durch die Rechtsprechung geklärt oder 

ergibt sich gesetzgeberischer Handlungs-/Klarstellungsbedarf? 

Nach hiesigem Dafürhalten hat sich in der Rechtsprechung zwischenzeitlich durchgesetzt, dass 

Versammlungsverbote nicht allein deswegen ausgesprochen werden können, weil einer jeden 

Zusammenkunft von mehreren Menschen zwangsläufig eine Ansteckungs- und Verbreitungs-
gefahr innewohnt. Versammlungsverbote dürfen daher nur erlassen werden, wenn eine kon-
krete Gefahrenprognose das Ergebnis erlaubt, dass bei Durchführung der im Einzelfall zu be-

trachtenden Versammlung die öffentliche Sicherheit und Ordnung durch absehbare Anste-

ckung unmittelbar gefährdet ist und Beschränkungen nicht in der Lage sind, die Gefahr abzu-
wenden oder erheblich zu reduzieren (vgl. VGH München, Beschluss vom 17.01.2022 — Az.: 10  
CS  22.126). Insofern wird gesetzgeberischer Handlungsbedarf nicht gesehen, wenn die bin-
dende Rechtsprechung beachtet wird. 

7. Halten Sie die in § 6 Absatz 5 eingefügte Pflicht für die Versammlungsleitung, die Ver- 

sammlung dann zu beenden, wenn diese selbst eine gegenwärtige, konkrete Gefahr  
ouch  für „Sachgüter von hohem Wert oder herausgehobener Bedeutung" darstellen für 
geeignet und erforderlich? 

Die benannte Regelung begegnet grundsätzlichen Bedenken. 

Zunächst erscheint die Verpflichtung zur Beendigung einer Versammlung zum Schutz von Sach-

werten in der Abwägung der geschützten Rechtsgüter als unverhältnismäßig. Es liegt auf der 

Hand, dass der Schutz von Eigentumsrechten durchaus mittels milderer Mittel bzw. weniger 
einschneidenden Maßnahmen ebenso erreicht werden kann. In Betracht kommt hier insbe-
sondere polizeilicher Schutz der Sachwerte. 

Die Begriffe „hoher Wert" und „herausgehobene Bedeutung" sind rechtlich unscharf und kön-

nen individuelle interpretiert werden. Hieraus dürfte in der Praxis eine erhebliche 

Seite 4 von insgesamt 10 



ZLEI 

iiiiilogogrooll[ 

Rechtsunsicherheit für die Versammlungsleitung resultieren. Es steht daher zu befürchten, 

dass aus Furcht vor rechtlichen Konsequenzen Versammlungen durch die Versammlungslei-
tung verfrüht beendet werden, obwohl eine objektive Verpflichtung hierzu nicht vorliegt. 

Die Regelung trägt daher dazu bei, eine gesetzgeberische Bevorzugung von Sachwerten ge-

genüber dem Grundrecht auf Versammlungsfreiheit vorzunehmen. Es ist auch nicht auszu-
schließen, dass die Regelung Eingang in Ermessenserwägung der Versammlungsbehörden fin-

den könnte. 

Außerdem erscheint die Regelung, die Versammlung bei Vorliegen der Voraussetzungen als 

gesamtes beenden zu müssen, einen unverhältnismäßigen Eingriff in die Versammlungsfrei-

heit der friedlichen Teilnehmerinnen der Versammlung. Ist die Versammlungsleitung verpflich-
tet, bei Fehlverhalten einzelner, die Versammlung als Ganzes zu beenden, gehen friedliche 

Teilnehmerinnen ihrer Grundrechtsausübung ebenfalls verlustig. 

8. Besteht aus Ihrer Sicht bei der Fassung des § 7 Störungsverbot das Risiko, dass insbe-

sondere Protestformen des zivilen Ungehorsams damit kriminalisiert werden, wenn 

gleich in Absatz 3 eine Ausnahme für die nicht auf „Behinderung zielende kommunika-

tive Gegenproteste" gefasst? 

Zunächst muss festgestellt werden, dass ausweislich der Fragestellung ein falsches Verständnis 
des Begriffs des „zivilen Ungehorsams" besteht. Ziviler Ungehorsam setzt zwar auf Gewaltfrei-

heit, implementiert jedoch immer auch einen Regelbruch, mithin ist dieser von je her der Straf-
verfolgung ausgesetzt. Wenn die Fragestellung—was die Bezugnahme auf Abs. 3 der Regelung 

nahelegt — unter zivilem Ungehorsam Gegenproteste in Hör- und Sichtweite versteht, so sind 
diese schon von Artikel 8 GG geschützt und könnten verfassungskonform nicht kriminalisiert 

werden. Akte des zivilen Ungehorsams wie Blockaden einer Versammlung die ohne direkte 

Interaktion mit der antagonistischen Versammlung stattfinden (Blockade von Wegstrecken  

etc.)  werden durch die Regelung des § 7 unter Strafe gestellt und damit kriminalisiert. Abs. 3 
der Regelung ist auf diese nicht anwendbar. 

9. Besteht beim Störungsverbot auch unter Berücksichtigung von § 7 Abs. 3 (Ausnahme 

für die nicht auf „Behinderung zielende kommunikative Gegenproteste") durch die un-

bestimmte zeitliche Ausdehnung von Förderungshandlungen gegen bevorstehende Ver-

sammlungen in § 7 Abs. 2 Nr. 2 aus Ihrer Sicht das Risiko, dass sich nach Beschluss des 

Gesetzes künftig nicht nur „Bürgerbündnisse gegen Rechts", die ein Blockadetraining 

im Rahmen des friedlichen zivilen Ungehorsams anbieten, rechtswidrig verhalten und 

mit Sanktionen zu rechnen haben, sondern auch Anbieter von Räumlichkeiten, in denen 
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derartige nicht eskalative Trainings statifinden? Halten Sie die „Förderungshandlung" 

für klar bestimmt und die Vorverlagerung des Störverbotes als Solches für verhältnis-

mäßig? 

Unter strafrechtlichen Förderungshandlungen sind Handlungen zu verstehen, die die Be-

gehung einer Straftat unterstützen oder erleichtern. Dabei kommen Handlungen im Be-
reich der Beihilfe und Anstiftung in Betracht. Beihilfe (§ 27 StGB) stellt dabei die Unterstüt-

zung der Begehung einer vorsätzlichen rechtswidrigen Tat dar. Die Anstiftung (§ 26 StGB) 

ist die vorsätzliche Bestimmung eines anderen zu einer vorsätzlichen und rechtswidrigen 
Tat. Unter diese strafrechtlichen Förderungshandlungen würde die Raumvermietung, wie 

im Beispiel genannt, wohl nicht fallen. 

Da aber die Förderungshandlungen im allgemeinen Strafrecht jedoch bereits sanktioniert 

sind, wir die benannte Regelung überflüssig, wöllte der Gesetzgeber nicht eine Strafbarkeit 
darüber hinausschaffen. Eine entsprechende Auslegung durch die Rechtsprechung könnte 

zu dem Schluss kommen, dass die Notwendigkeit einer Regelung wie sie § 7 Abs. 2 Nr. 2 
vorsieht, nur ein Existenzrecht haben kann, wenn es eine Strafbarkeit neben den §§ 26 f. 

StGB schaffen will. Damit wären dann auch Handlungen umfasst, die im allgemeinen Straf-

recht unter straflosen Vorbereitungshandlungen zu verstehen sind. Die angedachte Rege-

lung bedeutet damit eine erhebliche Ausweitung der Strafbarkeit. 

10. Wäre es aus Ihrer Sicht geeigneter, wenn im § 8 zum Verbot von Waffen und Verbot 

gefährlicher Gegenstände die zuständige Behörde zur Durchsetzung der Verbote An-

ordnungen trifft, in denen die vom Verbot erfassten Gegenstände oder Verhaltenswei-

sen konkret bezeichnet, wie dies beispielsweise in Berlin normiert ist (VersFG BE § 9 Abs. 

3)? 

Konkrete Regelungen geben dem Rechtsanwender Sicherheit. Insofern wäre eine solche 

Regelung begrüßenswert. Außerdem wäre eine entsprechende Anordnung gerichtlich 
überprüfbar, was zusätzliche Rechtssicherheit gibt. 

11. Wird aus Ihrer Sicht mit einer mangelnden Datenverarbeitungsregelung in § 12 Abs. 2 

(Behördliche Ablehnungsrechte und Weitergabe von Daten der Ordnerinnen und Ord-

ner) unverhältnismäßig in das informationelle Selbstbestimmungsrecht der Ordnerin-

nen und Ordner eingegriffen, die regelmäßig dafür Sorge tragen, dass Versammlungen 

einen reibungslosen Verlauf nehmen? 
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Datenverarbeitungsregelungen dienen dazu, die Privatsphäre und die Rechte von Personen zu 

schützen. Außerdem gewährleisten Sie die Kontrolle und Transparenz hinsichtlich der Speiche-
rung personenbezogener Daten. Sie stellen sicher, dass personenbezogene Daten korrekt und 

sicher erhoben und gespeichert und nicht anlasslos verarbeitet oder übermittelt werden. Eine 

fehlende Datenverarbeitungsregelung wird das Misstrauen der betroffenen Personen fördern, 

was mit ihrem personenbezogenen Daten geschieht. Außerdem werden damit eine Auskunft 

und gerichtliche Überprüfung der Datenspeicherung vereitelt. Dies wird dazu beitragen, dass 
Personen, die bewusst mit ihren personenbezogenen Daten umgehen, von der Ordnerinnen-

Tätigkeit Abstand nehmen, um eine nicht reglementierte Erhebung, Speicherung, Verarbei-
tung und Übermittlung ihrer Daten zu verhindern. Dies wiederum könnte dazu führen, dass 

der Sinn und Zweck der Beiziehung von Ordnern — die Aufrechterhaltung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung — konterkariert wird. 

12. Entspricht das § 13 gefasste regelmäßige Verbot von Versammlungen auf Autobahnen 

der Rechtsprechung der Verwaltungs- und Verfassungsgerichte im Zuge der Proteste 

von Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten einerseits, sowie der Bauernproteste ab De-

zember 2023 andererseits und besteht hier aus Ihrer Sicht ein Widerspruch zum Hessi-

schen Verwaltungsgerichtshof, der bereits 2021 derartige Proteste dem Schutzbereich 

des Art. 8 Abs. 1 GG zurechnete (Beschl. vom 04.06.2021, Rn. 8)? 

Die Regelung widerspricht der obergerichtlichen Rechtsprechung. Auch der VGH Mannheim 

stellte in seiner Entscheidung vom 16.07.2022 (Az.: 9 S 1561/22) fest, dass auch die spezifische 
Widmung von Autobahnen für den überörtlichen Kraftfahrzeugverkehr deren Nutzung für Ver-
sammlungszwecke nicht pauschal ausschließt. Insbesondere wenn ein thematischer Bezug der 

Versammlung zum Kraftfahrzeugverkehr besteht, wäre ein pauschales Verbot von Versamm-

lungen auf Autobahnen eine erhebliche, unverhältnismäßige da starre, Einschränkung des Art. 
8 Abs. 1 GG. Mithin begegnet diese Regelung grundsätzlichen Bedenken. 

13. Zu § 15: Liegen Ihnen Erfahrungen vor, wonach Durchsuchungen und Identitätsfeststel-

lungen in der Vergangenheit auch dazu führte, dass die Wahrnehmung des Rechts auf 

Versammlungsfreiheit behindert und deutlich erschwert wurden? Und wäre ein neuer 

Absatz 3 in § 15 aus Ihrer Sicht geeignet, um Interessen von Polizei und Teilnehmenden 
in Einklang zu  bringer):  „Durchsuchungen und Identitätsfeststellungen nach den Absät-
zen 1 und 2 sind so durchzuführen, dass dadurch die Teilnahme an der Versammlung 

nicht unverhältnismäßig behindert oder wesentlich verzögert wird"? 

Aus Sicht der Verantwortenden bestehen mannigfaltige Erfahrungen in denen Personenkon-
trollen verhindert haben, dass Personen überhaupt oder rechtzeitig an Versammlungen haben 
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teilnehmen können. Das Versammlungsrecht ist ein fundamentales Abwehrrecht gegen den 

Staat — dementsprechend besteht ein grundsätzlicher Anspruch auf Staatsfreiheit der Ver-

sammlung. Für eine Regelung wie in Absatz 3 vorgeschlagen besteht keine Notwendigkeit, da 
sich auch Polizeibehörden bei ihren Gefahrenabwehrmaßnahmen versammlungsfreundlich 

verhalten müssen und die angedachte Regelung in ihren Handlungen auch ohne diese berück-

sichtigen müssen. Es besteht also auch hier kein Regelungs- sondern ein Vollzugsdefizit. Eine 

Regelung wie in § 15 Abs. 3 vorgeschlagen könnte aber dazu dienen, den Polizeibehörden 
nochmals die Verpflichtung eindrücklich vor Augen zu führen. 

14. Entspricht die in § 16 „Aufnahmen und Aufzeichnungen von Bild und Ton" vorgenom-

mene Regelung auch der inzwischen vorgenommenen ober- und höchstrichterlichen 

Rechtsprechung zur polizeilichen Dokumentation von Versammlungslagen, wenn nein, 

worin bestehen aus Ihrer Sicht Nachbesserungsbedarfe? Drohen Befugnisse aus Ihrer 

Sicht Teilnehmerinnen und Teilnehmer von Versammlungen abzuschrecken? 

Zunächst ist es zu begrüßen, dass die angedachte Regelung in § 16 Abs. 1 die Anfertigung von 

Bild- und Tonaufnahmen nur zulässt, wenn die Maßnahme erforderlich ist, um die Gefahr für 

die öffentliche Sicherheit abzuwehren. Insofern erhöht die Regelung die Eingriffsschwelle in 

Form einer Zweck-Mittel-Konnexität. 

§ 16 Abs. 2 stellt die vom Verwaltungsgericht Berlin in seiner Entscheidung vom 05.07.2010 
verlangte Rechtsgrundlage für die Anfertigung von Übersichtsaufnahmen darf und entspricht 

damit vergleichbaren Regelungen in den Versammlungsgesetzen anderer Bundesländer. 

Das gilt auch für die Informationspflichten aus § 16 Abs. 4. 

Die Regelung des § 16 Abs. 5 Nr. 2 nähert sich zusehends dem Bereich der längerfristigen Ob-

servation einer einzelnen Person an. Die Regelung erlaubt der Polizei, Aufnahmen einer ein-
zelnen Person in oder im Zusammenhang mit einer Versammlung anzufertigen und zu spei-

chern, wenn von der Person die Gefahr ausging, Straftaten zu begehen und zu besorgen sei, 
dass bei künftigen Versammlungen die Person erneut die Gefahr verwirklichen könnte, Straf-

taten zu begehen. Zu keiner Zeit muss die betroffene Person Straftaten begangen haben, um 

diese Datenspeicherung zu rechtfertigen. Es steht daher zu befürchten, dass die Polizei erheb-

liche Datensammlungen von Versammlungsteilnehmer*innen anfertigt und speichert und so 
ein umfangreiches Bild erhält, welche Person an welchen Demonstrationen teilnimmt, ohne 

dass diese Person sich auch nur einmal eines Regelverstoßes schuldig gemacht hat. Dies be-

gegnet erheblichen Bedenken. 
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Dies insbesondere deswegen, wenn etwaige polizeirechtliche Eingriffshürden unterschritten 
würden. 

15. Besteht durch die Formulierung in § 18 des Entwurfs, dem Verbot des Auftretens in uni-

formähnlichen Kleidungsstücken und der Annahme einer vermeintlich einschüchtern-

den Wirkung aus ihrer Sicht das Risiko, dass damit beispielsweise auch so genannte 

„Fanmärsche" der Fussballfanszene, ein laut-entschlossener Aufzug samt Trommeln 

mit gleich bekleideten gewerkschaftlichen Streikwesen für bessere Tariflöhne oder auch 

neue Protestformen wie etwa das Tragen weißer Overalls von Klimaschutzaktivistinnen 
und -aktivisten behindert oder verunmöglicht werden könnten? 

Die Tatbestandsvoraussetzungen der Vermittlung von Gewaltbereitschaft und Einschüchte-

rungseffekt sind derart subjektiv auslegbar, dass die Regelung behördlicher Willkür Tür und Tor 

geöffnet wird. Es ist nicht zu befürchten, dass Fanmärsche oder die anderen benannten Ver-

sammlungsformen mittels dieser Regelung weiteren Restriktionen unterworfen werden, es ist 

so gut wie sicher. Bereits jetzt subsumieren die Strafverfolgungsbehörden auch nur ähnliche 

Bekleidung unter § 3 VersG. Der Schritt genauso lapidar den Einschüchterungseffekt oder den 

Eindruck der Gewaltbereitschaft zu bejahen, stellt keine adäquate Einschränkung dar, das die 

Tatbestandsmerkmals an subjektive Ängste und Emotionen anknüpfen. Sobald gesetzliche Re-

gelungen dem „Auge des Betrachters" die Macht einräumen, den Tatbestand zu eröffnen, ist 

Willkür eine allgegenwärtige Gefahr. Die in der Fragestellung aufgeworfenen Befürchtungen 
sind mithin zu bejahen. 

16. Führt das in § 17 Abs. 2 gefasste Verbot „an Veranstaltungen in einer Aufmachung teil-

zunehmen, die geeignet und den Umständen nach darauf gerichtet ist, die Feststellung 

der Identität zu verhindern, oder den Weg zu derartigen Veranstaltungen in einer sol-

chen Aufmachung zurückzulegen" nach Ihren Erfahrungen zu Konflikten zwischen Ver-

sammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmern sowie Polizei bzw. Justiz gerade ange-

sichts der Auslegung der Passage „geeignet und den Umständen nach darauf gerichtet 

Ist" (Stichwort: Basecaps, Schals, Sonnenbrillen, FFP2-Masken...) und wie bewerten Sie 

diesen Abschnitt? Sollte die Regelung in Gänze abgeändert werden, wenn ja in welcher 

Form? Und wäre aus ihrer Sicht mindestens ein Verwende-Verbot" statt eine „Mitführ-

Verbor verhältnismäßiger und würde Rechtsunsicherheiten vorbeugen? 

Die Regelung bewegt sich im Bereich der bereits heute geltenden Vorschriften. In der Strafver-

folgung spielt Sie eine untergeordnete Rolle. Allerdings eröffnet Sie den Ordnungsbehörden 

und der Polizei erhebliche Eingriffsspielräume im Rahmen von Personenkontrollen und Vor-

kontrollen, mit der Begründung Gegenstände, die zur Identitätsverschleierung dienen 
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könnten, auffinden zu wollen. Insofern würde ein „Verwende-Verbot" erhebliche Vorteile brin-

gen, um versammlungsfreundliches Agieren der Ordnungs- und Polizeibehörden sicherzustel-

len.  

II.  
Ergänzende Stellungnahme 

Ergänzend zu den Fragestellungen soll nachfolgend zu einzelnen kritischen Regelungen im Ent-

wurf Stellung genommen werden: 

1. 

Erheblichen Bedenken begegnet die Regelung des § 9. Es entspricht der hohen Stellung der 

Versammlungsfreiheit, wie sie in der Brokdorf-Entscheidung des BVerfG ausformuliert wurde, 

dass die polizeilichen Eingriffsmöglichkeiten gerade eingeschränkt sind. Die Vorschrift des § 9 
durchbricht den Grundsatz der Polizeifestigkeit des Versammlungsrechts. Dieser Grundsatz be-

sagt, dass die Polizei erst dann auf die Eingriffstatbestände aus dem Polizeigesetz zugreifen 

kann, wenn die Versammlung aufgelöst ist. Vorher stehen der Polizei nur die im Versamm-

lungsgesetz vorgesehenen behördlichen Eingriffsmöglichkeiten zur Verfügung (vgl.: zuletzt, 

Bundesverwaltungsgericht vom 27.03.2024, Az.: 6 C 1.22). 

Diesem in der obergerichtlichen Rechtsprechung gefestigten Grundsatz durchbricht die Rege-

lung und gibt damit einen erheblichen Grundrechtsschutz aus Art. 8 Abs. 1 GG preis. Die Re-

gelung führt mithin dazu, dass Grundrecht aus Art. 8 Abs. 1 GG einzuschränken und damit 

auszuhöhlen. 

21. 

Weiterhin abzulehnen ist die Regelung des § 12 Abs. 1 sowie des § 14 bzw. § 23 Abs. 1. Die 

Regelungen nähern sich einem Grundrechtsentzug in Bezug auf die Ausübung des Grundrechts 

auf Versammlungsfreiheit an. Diesbezüglich liegt die Kompetenz jedoch allein beim Bundes-

verfassungsgesetz und sollte auch nicht in einem Teilbereich auf Ordnungsbehörden übertra-

gen werden. 

Mit freundlichen Grüßen  
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zo/re-te 
Herrn, Frau, Firma 

DPolG 
DEUTSCHE POLIZEIGEWERKSCHAFT 

THÜRINGEN e.V. 

Thüringer Landtag 
Innen- und Kommunalausschuss 
Herr Stöffler 
Jürgen-Fuchs-Str. 1 

99096 Erfurt 

via Mail versandt  

Landesgeschäftsstelle 
Schwerborner Straße 33 
99086 Erfurt 

Telefon: (0361) 2 657 097 
Telefax: (0361) 2 658 959 
DPolG@DPolG-Thueringen.de  
wvvw.DPolG-Thueringen.de  

Erfurt, 20.04.2024  

Gesetz zur Neuregelung des Thüringer Versammlungsrechts (Drucksache 7/9638 NF) 
hier: Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 

Sehr geehrter Herr Stöffler, 

die Deutsche Polizeigewerkschaft Thüringen e. V. (DPolG Thüringen) bedankt sich für die 
Möglichkeit zur schriftlichen Stellungnahme im Anhörungsverfahren gemäß § 79 der 
Geschäftsordnung des Thüringer Landtags zum Gesetz zur Neuregelung des Thüringer 
Versammlungsrechts. Die DPolG Thüringen e.V. möchte hiermit ihre ausdrückliche 
Unterstützung bekunden. 

Wir haben uns mit dem Gesetzentwurf, der von der Parlamentarischen Gruppe der FDP 
verfasst wurde, eingehend befasst und möchten unsere Stellungnahme dem Thüringer 
Landtag, insbesondere dem Innen- und Kommunalausschuss, auf diesem Weg zusenden. 

Als gewerkschaftliche Vertreter der Polizeibeamtinnen und -beamten des Freistaates 
Thüringen sehen wir es als unsere Pflicht an, uns aktiv an diesem wichtigen Prozess zu 
beteiligen und unsere Expertise einzubringen. Die Neuregelung des Versammlungsrechts 
betrifft direkt die Arbeit unserer Mitglieder und hat Auswirkungen auf die Sicherheit und 
Ordnung in unserem Freistaat. 

Unsere Vorschläge zu Ergänzungen, bzw. Änderungen fügen wir als Anlage bei. 

Wir sind überzeugt davon, dass ein offener Austausch und eine konstruktive Zusammenarbeit 
zwischen den verschiedenen Akteuren, einschließlich der Polizeigewerkschaften, 
entscheidend sind, um ein ausgewogenes und praxistaugliches Gesetzgebungsverfahren 
sicherzustellen. 
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Für weitere Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen, 

Landesvorsitzender 
DPolG Thüringen e.V. 

Anlage: Vorschläge / Ergänzungen 
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DPolG Thüringen e.V. 

Vorschläge / Ergänzungen zum 

Gesetz zur Neuregelung des Thüringer Versammlungsrechts (Drucksache 7/9638 NF) 

§ 1 

(2) Dieses Recht hat nicht, 

1 
wer das Grundrecht der Versammlungsfreiheit gemäß Art. 18 des 
Grundgesetzes verwirkt hat, 

2.  
wer mit der Durchführung oder Teilnahme an einer Versammlung die Ziele 
einer nach Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes für verfassungswidrig erklärten 
Partei oder Teil- oder Ersatzorganisation einer Partei fördern will, 

3.  
eine Partei, die nach Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes für verfassungswidrig 
erklärt worden ist, oder 

4.  
eine Vereinigung, die nach Art. 9 Abs. 2 des Grundgesetzes oder nach dem 
Vereinsgesetz verboten ist. 

§6 

(2) Die Versammlungsleitung kann sich der Hilfe von volljährigen Ord-
nerinnen und Ordnern bedienen... 

§ 10 

(1) Wer eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel veranstalten will, 
hat dies der zuständigen Behörde spätestens 48 Stunden vor der Einladung 
zu der Versammlung anzuzeigen. Veranstalten mehrere Personen eine 
Versammlung, ist nur eine Anzeige abzugeben. Die Anzeige muss schriftlich, 
elektronisch oder zur Niederschrift erfolgen. Dies gilt nicht für Gottesdienste 
unter freiem Himmel, kirchliche Prozessionen, Bittgänge und Wallfahrten, 
gewöhnliche Leichenbegängnisse, Züge von Hochzeitsgesellschaften und 
hergebrachte Volksfeste. Bei der Berechnung der Frist bleiben Samstage, 
Sonn- und Feiertage außer Betracht. 



§ 14 

(1) Die zuständige Behörde kann einer Person die Teilnahme an oder 
Anwesenheit in einer Versammlung unter freiem Himmel vor deren Beginn 
untersagen, wenn von ihr nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung 
erkennbaren Umständen bei Durchführung der Versammlung eine 
unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausgeht. 

§16 

(2) Die Polizei darf Übersichtsaufnahmen von Versammlungen unter freiem 
Himmel sowie ihrem Umfeld nur anfertigen, wenn dies wegen der Größe oder 
Unübersichtlichkeit der Versammlung im Einzelfall zur Lenkung und Leitung 
des Polizeieinsatzes erforderlich ist. Die Übersichtsaufnahmen sind offen 
anzufertigen und dürfen weder aufgezeichnet werden noch zur Identifikation 
der Teilnehmenden genutzt werden. Die Identifizierung einer auf den 
Übersichtsaufnahmen oder - aufzeichnungen abgebildeten Person ist nur 
zulässig, soweit die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen. Die 
Versammlungsleitung ist unverzüglich über die Anfertigung von 
Übersichtsaufnahmen in Kenntnis zu setzen. 

(3) Aufnahmen und Aufzeichnungen sind offen vorzunehmen. Die 
Versammlungsleitung ist unverzüglich über die Anfertigung von 
Übersichtsaufnahmen und -aufzeichnungen in Kenntnis zu setzen. Verdeckte 
Bild- und Tonaufnahmen oder entsprechende Aufzeichnungen sind nur 
zulässig, wenn anderenfalls die körperliche Unversehrtheit der die Aufnahme 
oder Aufzeichnung durchführenden Personen gefährdet würde. 

(4) Die von einer Aufzeichnung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 3 
betroffene Person ist über die Maßnahme zu unterrichten, sobald ihre 
Identität bekannt ist und zulässige Verwendungszwecke nicht gefährdet sind. 
Nachforschungen zur Feststellung der Identität einer Person sind nur 
vorzunehmen, wenn dies unter Berücksichtigung der Eingriffsintensität der 
Maßnahme gegenüber dieser Person, des Aufwands für die Feststellung ihrer 
Identität sowie der daraus für diese oder andere Personen folgenden 
Beeinträchtigungen geboten ist. Auf den Einsatz unbemannter, 
ferngesteuerter oder sich autonom bewegender Fluggeräte (Drohnen) ist in 
geeigneter, für die Versammlungsteilnehmenden erkennbarer Weise 
hinzuweisen. 



§ 22 

(4) Geht eine konkrete Gefahr für die in Absatz 1 genannten Rechtsgüter von 
Dritten aus, sind Maßnahmen der Gefahrenabwehr gegen diese zu richten. 
Kann die Gefahr auch unter Heranziehung von landes- und bundesweit 
verfügbaren Polizeikräften nicht abgewehrt werden, dürfen Maßnahmen nach 
den Absätzen 1 oder 2 auch zulasten der Versammlung ergriffen werden, von 
der die Gefahr nicht ausgeht. 

§ 30 

(4) Polizei im Sinne dieses Gesetzes sind die im Vollzugsdienst tätigen 
Dienstkräfte der Thüringer Polizei. 

Fragestellungen des Innen- und Kommunalausschusses des Thüringer Land-
tags zum Gesetzentwurf in Drucksache 7/9638 Neufassuna  

zu 7. 

Da aus unserer Sicht die Verhältnismäßigkeit gewahrt ist, stellt die eingefügte 
Pflicht für die Versammlungsleitung auch eine erforderliche Maßnahme dar, 
um die bereits in § 1 geforderte Friedlichkeit der Versammlung zu 
gewährleisten. 

zu 10. 

Eine abschließende Regelung zu Gegenständen, die ihre Art nach geeignet 
sind zur Verletzung von Personen oder zur Herbeiführung erheblicher 
Schäden an Sachen geeignet und den Umständen nach dazu bestimmt sind 
halten wir für nicht zielführend. Die Vielzahl der möglichen Gegenstände in 
einem Auflagenbescheid konkret zu beschreiben, ist aus unserer Sicht 
praktisch ungeeignet. 

zu 13. 

Da die Polizei ihre Maßnahmen grundsätzlich nach Recht und Gesetz 
durchzuführen hat und auch dem Verhältnismäßigkeitsprinzip unterliegt, sind 
die polizeilichen Maßnahmen auch so zu planen, dass das Grundrecht auf 
Versammlungsfreiheit gemäß Artikel 8 des Grundgesetzes nicht beschnitten 
werden. Hierzu liegen auch keine Erkenntnisse aus den vergangenen Jahren 
vor. 



zu 15. 

Ähnlich wie im § 17 Abs. 3 könnte in § 18 eingefügt werden, dass die 
zuständige Behörde Ausnahmen von dem Verboten zulassen kann, wenn 
eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung nicht zu besorgen 
Ist. 



Reporter ohne Grenzen e. V. 
Postfach 30 41 08 
10756 Berlin 
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www.reporter-ohne-grenzen.de  
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Thüringer Landtag 
Innen- und Kommunalausschuss 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

per E-Mail (mit Anlagen) an: poststelle@thueringer-landtag.de  

Berlin, 24. Mai 2024 

Anhörungsverfahren zum Gesetz zur Neuregelung des Thüringer 
Versammlungsrechts (Drucksache 7/9638 NF) 

Sehr geehrte Mitglieder des Innen- und Kommunalausschusses, 
sehr geehrter Ministerialrat Stöffler, 

Reporter ohne Grenzen e.V. wurde mit Ihrem Schreiben vom 29. April 2024 im 
Rahmen des Anhörungsverfahrens gemäß § 79 der Geschäftsordnung des 
Thüringer Landtags um schriftliche Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuregelung des Thüringer Versammlungsrechts (Drucksache 7/9638 NF) 
gebeten. 
In Anlage zu diesem Schreiben erhalten Sie 

- das ausgefüllte Formblatt zur Datenerhebung nach § 5 Abs. 1 des 
Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 
die Stellungnahme von Reporter ohne Grenzen e.V. 

Für Rückfragen stehen wir selbstverständlich unter den auf der Stellungnahme 
angegebenen Kontaktdaten zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen,  

Geschäftsführerin Referentin Recht, Syndikusrechtsanwältin 
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zum Gesetz zur Neuregelung des Thüringer Versammlungsrechts 

Gesetzentwurf der Parlamentarischen Gruppe der FDP 
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eingereicht am 24. Mai 2024 im Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des 
Thüringer Landtags 
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Einleitung 

Reporter ohne Grenzen (RSF) ist eine internationale Nichtregierungsorganisation, die sich für 
mehr Sicherheit und besseren Schutz von Journalist*innen einsetzt, RSF dokumentiert 
Verstöße gegen die Presse- und Informationsfreiheit weltweit und alarmiert die Öffentlichkeit, 
wenn Journalist*innen und deren Mitarbeitende in Gefahr sind. 

In den letzten Jahren hat RSF eine deutliche Zunahme an Übergriffen auf Presseangehörigel 
im Zusammenhang mit Versammlungen, sowohl zahlenmäßig, als auch mit Blick auf deren 
Intensität, verzeichnet. RSF dokumentiert die Lage der Pressefreiheit weltweit durch die 
jährliche Erstellung der Rangliste der Pressefreiheit.2  Aktuelle Entwicklungen in Deutschland 
werden in der ebenfalls jährlich erscheinenden Nahaufnahme abgebildet? 

RSF begrüßt das Bemühen um eine Anpassung des Versammlungsrechts an aktuelle 
Entwicklungen und insbesondere die Aufnahme des Presseschutz-Gedankens. Der 
Gesetzentwurf bleibt jedoch aus Sicht von RSF hinter seinen Möglichkeiten zurück und wird 
den tatsächlichen Herausforderungen mit Blick auf die Gefährdung der Pressefreiheit bei 
Versammlungen nicht gerecht. 

Der Entwurf orientiert sich an einigen Stellen an presseschützenden Vorschriften des Berliner 
Versammlungsfreiheitsgesetz4  (z. B. §§ 3 Abs. 2 Nr, 3, 21 Abs. 2 VersFG BE). Mit Blick auf 
die Presse- und Informationsfreiheit und den diesbezüglich erforderlichen Schutz birgt der 
Entwurf allerdings an mehreren Stellen die Gefahr, dass Regelungen zum Schutz der 
Versammlung und ihrer Teilnehmerinnen, gleichzeitig die Arbeit und Sicherheit von 
Presseangehörigen vor Ort erheblich behindern. Die mangelnde Klarheit der 
Regelungsinhalte verschärft die für Presseangehörige ohnehin angespannte Lage, wenn etwa 
durch polizeiliche Überprüfungsmaßnahmen eine bereits vorhandene pressefeindliche 
Stimmung weiter angeheizt wird, polizeilicher Schutz und Eigenschutzmaßnahmen auf 
undeutliche Rechtsgrundlagen gestützt werden müssen oder persönliche Daten von 
Presseangehörigen bekannt werden. 

1  In der vorliegenden Stellungnahme bezeichnet der Begriff "Presseangehörige" alle Personen, die im 
jeweiligen begrifflichen Kontext an Pressearbeit mitwirken, sei es durch journalistische Arbeit, als 
Fotograrinnen oder in einem Kamerateam. 
2  https://www.reporter-ohne-grenzen.de/rancliste/rarmliste-2024  
3  https://www.reporter-ohne-grenzen.de/nahaufnahme/2024   
4  Versammlungsfreiheitsgesetz (VersFG BE) vom 23. Februar 2021, verkündet als Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. Februar 2021 (GVBI. S. 180) 
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Die Forderungen im Überblick 

Aufgrund sorgfältiger Beobachtungen der Lage der Pressefreiheit sind die folgenden Punkte 
aus Sicht von RSF zur Verbesserung des vorliegenden Gesetzentwurfs zentral: 

e Gesetzliche Anerkennung des besonderen Status von Presseangehörigen bei 

Versammlungen 

e Berücksichtigung des besonderen Pressestatus bei der Auslegung 

versammlungsrechtlicher Vorschriften allgemein 

e Berücksichtigung des besonderen Pressestatus bei der Anordnung von 

Maßnahmen zum Schutz von Presseangehörigen 

e Verbesserter polizeilicher Schutz von Presseangehörigen 

e Ermöglichung nötiger Eigenschutzmaßnahmen für Presseangehörige 

e Erhöhte Rechtssicherheit für Behörden und Presseangehörige 

e Verstärkte Behörden-Sensibilisierung für Besonderheiten und Ausmaß von 

Gefahren für Presseangehörigen 

e Unterbindung (versuchter) pressefeindlicher Instrumentalisierung der Polizei 

e Erhöhte Vorsicht bei der Erhebung von und im Umgang mit 

personenbezogenen Daten gefährdeter Presseangehörigen 

e Konsequente Strafverfolgung nach Übergriffen auf Presseangehörige 

e Vermeidung von Täter-Opfer-Umkehr 
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Die Lage der Presse- und Informationsfreiheit in 
Deutschland und speziell in Thüringen 

Die Stellungnahme von RSF zum vorliegenden Gesetzentwurf gründet auf den 
Beobachtungen der Organisation zur Lage der Presse- und Informationsfreiheit in 
Deutschland und insbesondere in Thüringen. Gemessen an diesen Beobachtungen werden 
pressespezifische Probleme im Kontext von Versammlungen beschrieben und 
Lösungsansätze skizziert. 

Gefahren für Presseangehörige bei Versammlungen 

In der Rangliste der Pressefreiheit steht Deutschland im Jahr 2024 auf Platz 10. Das ist ein 
Aufstieg gegenüber 2023 (Platz 21). Betrachtet man die Gesamtpunktzahl, hat sich die 
Situation in Deutschland aber nur geringfügig verbessert und auch nur in der Kategorie 
Sicherheit5. Der Sprung auf Ranglistenplatz 10 ist zudem auch der Tatsache geschuldet, dass 
sich andere Länder auf der Rangliste verschlechtert haben. 

Der mit der gesunkenen Zahl der Übergriffe verbundene Anstieg auf der Rangliste sollte 
deswegen nicht täuschen: Die Nahaufnahme der Lage in Deutschland zeigt, dass Übergriffe 
auf Medienschaffende im Jahr 2023 (41 verifizierte Übergriffe) zwar nach einem Negativrekord 
im Jahr 2022 (103 verifizierte Übergriffe) zurückgegangen sind, aber ein signifikantes Problem 
für die Pressefreiheit in Deutschland bleiben? RSF erfasst nur verifizierte Übergriffe, 
verzeichnet darüber hinaus weitere zahlreiche Meldungen und geht zudem von einer hohen 
Dunkelziffer aus.5  Am häufigsten waren im Jahr 2023 Tritte und Schläge, auch mit 
Gegenständen wie Fackeln oder Trommelklöppeln. Als Angriff gewertet wurden diese, sofern 
sie Körper oder Ausrüstung von Journalistinnen und Journalisten tatsächlich getroffen haben. 
Medienschaffenden wurde auch Ausrüstung entrissen, sie wurden zu Boden gerissen, mit 
Sand und Steinen beworfen oder mit Fäkalien beschmiert. Die im Folgenden geschilderten 

5  Die Kategorie Sicherheit wird zu zwei Dritteln qualitativ anhand der Antworten auf einen Fragebogen 
mit zwölf Fragen erfasst, zum verbleibenden Drittel quantitativ durch einen Wert, der mittels 
Koeffizienten aus der Zählung verschiedener Übergriffe errechnet wird 
(https://rsforq/en/methodoloqv-used-combiling-world-bress-freedom-index- 
2024?year=2024&data tvce=general%20 blank). 
6  https://www.reporter-ohne-grenzen.de/nahaufnahme/2024   
7  "Auch wenn die Zahlen sinken, bleiben sie im Vergleich zu den Jahren vor der Pandemie 
vergleichsweise hoch: 2018 wurden 22 Medienschaffende Opfer von Gewalt, 2019 waren es nur 13. 
Die Fluktuation spiegelt die jeweilige Stimmung gegenüber Journalistinnen und Journalisten in diesen 
Jahren. Noch gibt es keine stabile Umkehr des Negativ-Trends." (Nahaufnahme 2024) 
8  "Hinzu kommt eine hohe Dunkelziffer. Reporter ohne Grenzen sammelte im Jahr 2023 über die Zahl 
von 41 Übergriffen hinaus noch viele weitere Fälle von Gewalt gegen Medienschaffende, die jedoch — 
meist aufgrund fehlender Zeuginnen oder Zeugen — nicht verifiziert werden konnten. Auch eine 
Zählweise mit sorgfältiger Recherche kann strikt wissenschaftlichen oder juristischen Kriterien nicht 
genügen, da es vielfach nur Schilderungen, aber keine Ermittlungen oder Gerichtsverfahren gibt. 
Dennoch versucht RSF, mit aufwändiger Recherche und Verifizierung einen gesellschaftlichen 
Überblick herzustellen, der das Dunkelfeld von Gewalt gegen Medienschaffende so gut wie möglich 
erhellt." (Nahaufnahme 2024). 
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Einzelfälle sind keine erschöpfende Auflistung, sondern sollen lediglich einen Eindruck der 
Gesamtlage vermitteln.' 

Die Nahaufnahme zeigt, dass auch im vergangenen Jahr politische Versammlungen die 
gefährlichsten Orte für Presseangehörige waren:1° 

Bei Partei-Veranstaltungen, Demonstrationen und Protestaktionen wurden 32 der insgesamt 
41 verifizierten Übergriffe gezählt, 18 davon wiederum im verschwörungsideologischen 
und rechtsextremen Kontext, 

Dass die gezählten Übergriffe gezielt aufgrund der Berichterstattung erfolgen, zeigen 
Beispiele der Beschädigung von Arbeitsmaterialien der Presseangehörigen: Teilnehmende 
eines Neonazi-Treffens traten und schlugen nicht nur die Presseangehörigen, sondern auch 
ihre Ausrüstung. Beim Fackelmarsch einer schlagenden Studentenverbindung zielten die 
Angreifenden mit Fackeln nicht nur auf den Kopf eines Journalisten, sondern auch auf dessen 
Kamera. 

Das Aggressionspotenzial und die pressefeindliche Stimmung auf Versammlungen werden 
verstärkt und durch Redebeiträge gezielt Hass und Misstrauen gegenüber 
Presseangehörigen geschürt, wenn diese "markiert werden", etwa indem mit dem Finger 
auf sie gezeigt, laut ihr Name gerufen und gewarnt wird, sie stellten „eine Gefahr" dar. 
Beispielsweise „markierte" ein AfD-Funktionär als Redner auf einer AfD-Kundgebung in  
Cottbus  zwei Berichterstattende und ihren Begleitschutz, bezeichnete sie als „Antifa" und rief 
die Anwesenden dazu auf, Anzeige gegen sie zu erstatten — weil diese angeblich gezielt 
Porträtaufnahmen auf der Versammlung machten. 

Die Übergriffe führen zu teils gravierenden Verletzungen, wie etwa beim Überfall auf ein 
Fernsehteam mit Metallstangen, infolgedessen ein Verletzter zeitweilig das Bewusstsein 
verlor. 

Um nicht zur Zielscheibe gewaltbereiter Gruppen zu werden, schildern viele Betroffene ihre 
Fälle daher nur anonym. Dass namentliche Bekanntheit die Bedrohung erhöht und bis ins 
Private getragen werden kann, zeigen etwa die Sachbeschädigungen am Wohnhaus eines 
Lokaljournalisten, der unter anderem kritisch über  Corona-Proteste berichtet hatte. Ein 
weiterer Journalist, der über die extrem rechte Szene schreibt, fand vor seiner beschmierten 
Haustür eine Kerze mit der rechtsextremen Chiffre „1488", ein Kreuz mit seinem Namen und 
Fleischstücke in seinem Briefkasten lagen Fleischstücke. 

9  Eine umfassendere Darstellung kann ich der Nahaufnahme 2024 nachgelesen werden: 
https://www.reporter-ohne-arenzen.de/nahaufnahme/2024  
10 Im Vorjahr 2022 hatte Reporter ohne Grenzen 87 von 103 Fällen in diesem Umfeld verzeichnet. Da 
die Angriffe in beiden Jahren überwiegend auf politischen Versammlungen passierten, sind die 
gesunkenen Zahlen auch Folge von weniger Protestdemonstrationen. 
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Die Rolle der Polizei 

Für die Nahaufnahme betreffend das vergangene Jahr hat RSF zum zweiten Mal 
Presseangehörige systematisch zu ihren Erfahrungen mit der Polizei befragt. 

Selbst bei angemeldeten Demonstrationen waren die Einsatzkräfte demnach oft nicht in der 
Lage, für die Sicherheit von Presseangehörigen zu sorgen. Besonders bei der 
Berichterstattung über Proteste gegen die  Corona-Maßnahmen fühlten sich 
Medienschaffende in den vergangenen Jahren häufig von der Polizei im Stich gelassen. RSF 
führte deshalb einige Gespräche mit Behörden über den Schutz der Presse, In Sachsen 
organisiert die Initiative  Between The Lines  ehrenamtlichen Begleitschutz für 
Medienschaffende, die von Versammlungen in der Region berichten. Die Helfenden mussten 
nach eigenen Angaben auf Versammlungen mehrfach Angriffe abwehren, bei denen die 
Polizei angesichts der schnellen Gewalteskalation überfordert war. 

In 25 der 41 von RSF verifizierten Fällen von Übergriffen gaben die Opfer an, dass die Polizei 
zum Tatzeitpunkt nicht im Sichtfeld des Übergriffs gewesen sei. Gerade bei Versammlungen 
im rechtsextremen Milieu wünschen sich viele Medienschaffende mehr Polizeipräsenz — und 
dadurch mehr Schutz vor gewaltsamen Übergriffen und vor Behinderung ihrer 
Berichterstattung. 

In vier Fällen gaben Betroffene an, dass sie von der Polizei nicht unterstützt wurden, obwohl 
diese sich im Sichtfeld der Übergriffe aufhielt oder sogar zum Einschreiten aufgefordert wurde. 

In acht Fällen verhielt sich die Polizei nach einem Angriff zur Zufriedenheit der Befragten, etwa 
indem sie diesen half, wieder aufzustehen, freundlich mit ihnen sprach, eine Anzeige aufnahm 
oder Tatverdächtige festnahm. 

In vier Fällen im Jahr 2023 konnte RSF allerdings verifizieren, dass es Angehörige der Polizei 
selbst waren, die Presseangehörige mit Schmerzgriffen belegten oder grob aus dem Weg 
stießen. 

Die Lage in Thüringen 

Die in Deutschland insgesamt beobachteten Phänomene betreffen selbstverständlich auch 
Thüringen. So wurde etwa bei einer AfD-Veranstaltung am 18. November 2023 im 
thüringischen Plothen ein Reporter der Ostthüringer Zeitung beschimpft, gestoßen und 
geschlagen. Als er den Veranstaltungsort verlassen wollte, fand er die Reifen seines Autos 
zerstochen vor. 

Zudem schildern Presseangehörige eine "pressefeindliche Grundeinstellung" vieler 
thüringischer Polizeibeamrinnen bei Versammlungen, Die Presse werde  tells  als 
Behinderung der polizeilichen Arbeit wahrgenommen und es finde keine Differenzierung 
zwischen Versammlungsteilnehmenden, unbeteiligten Dritten und Presseangehörigen statt. 
Dies äußere sich zum Beispiel in langwierigen Ausweiskontrollen, wobei ein kleines 
Presseteam von einer Überzahl von Polizeibeamrinnen "eingekesselt" werde. Dadurch werde 
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nicht nur die Berichterstattung verzögert oder verhindert, sondern auch ein problematisches 
Bild der Presse als Gefahr für die Versammlung vermittelt. 

Als weiteres Problem wird der Umgang mit personenbezogenen Daten der 
Presseangehörigen und der Versuch der Instrumentalisierung der Polizeibeamrinnen 
geschildert. So bringen bei Versammlungen der Neonazi-Szene manche 
Versammlungsteilnehmende die anwesenden Polizeibeamrinnen unter Vorwänden dazu, die 
personenbezogenen Daten von Presseangehörigen vor Ort zu erheben. Wenn die 
Beamtinnen dabei die Namen der kontrollierten Personen laut vorlesen, hören die 
pressefeindlich gesinnten Versammlungsteilnehmenden mit, Die namentliche Bekanntheit 
erhöht die Gefährdung der Presseangehörigen. 
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Einordnung des Gesetzesentwurfs anhand 
konkreter Problematiken 

Das Bestreben, das aktuell in Thüringen geltende Versammlungsgesetz des Bundes durch 
landesrechtliche Vorgaben zu ersetzen, bietet die Gelegenheit, nicht nur auf die besondere 
Lage in Thüringen einzugehen, sondern auch auf aktuelle gesellschaftliche und politische 
Entwicklungen zu reagieren, die bei der Schaffung älterer landesrechtlicher Vorschriften 
anderer Bundesländer nicht zugrunde gelegt wurden. Der bundesweit zu verzeichnende 
Anstieg der Pressefeindlichkeit und des Aggressionspotenzials bei Versammlungen im 
Allgemeinen gehört bedauernswerterweise dazu. In den folgenden Kapiteln wird mit Blick auf 
die Gewährleistung und den Schutz der Pressefreiheit bei Versammlungen untersucht, 
inwieweit der vorliegende thüringische Gesetzesentwurf diesen Entwicklungen Rechnung 
trägt. Defizite und Probleme werden aufgezeigt und es werden Vorschläge unterbreitet, wie in 
diesem oder einem künftigen Gesetzgebungs- oder -änderungsverfahren Lösungen gefunden 
werden können. 

Besonderer Status von "Presseangehörigen" 

Der besondere Status von Presseangehörigen bei Versammlungen muss gesetzlich 
festgeschrieben werden, um eine die Pressefreiheit schützende Anwendung 
versammlungsrechtlicher Regelungen zu ermöglichen. 

Problembeschreibung 
Grundvoraussetzung für den Schutz der Presse- und Informationsfreiheit, generell und 
insbesondere im Rahmen von Versammlungen, ist die Anerkennung der besonderen 
Bedeutung von Presse, aber auch der besonderen Gefährdung von Presseangehörigen. Ihre 
direkte Beobachtung und darauf gegründete unabhängige Berichterstattung machen aktuelle 
Vorgänge bekannt, weisen auf Missstände hin und versetzen Menschen in die Lage, sich eine 
eigene Meinung zu bilden, zu diskutieren und informierte Entscheidungen zu treffen. Damit ist 
die freie Presse, verankert in Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG, eine unabdingbare Voraussetzung für 
unsere Demokratie. 

Um Pressefreiheit und Demokratie zu schützen, den oben geschilderten Gefährdungen zu 
begegnen und Verschlimmerungen vorzubeugen, ist die besondere Stellung von 
Presseangehörigen auch im Versammlungsrecht unmissverständlich festzuschreiben. 
Im vorliegenden Gesetzesentwurf findet die Presse zwar Erwähnung, namentlich in § 3 
"Schutzaufgabe und Kooperation", in § 21 "Einladung" bei Versammlungen in geschlossenen 
Räumen und in § 26 Abs. 1 Nr. 12, mit dem ein Verstoß gegen § 21 als Ordnungswidrigkeit 
geahndet werden kann. Mit Blick auf die bei Versammlungen anwesenden Personen, auf die 
das Gesetz anwendbar sein soll, unterscheidet der Entwurf allerdings nur zwischen 
"Teilnehmern" und "Dritten". Für beide Gruppen trifft der Entwurf Regelungen, sieht Rechte 
und Pflichten vor und legt fest, welche Gruppe mit welchen behördlichen Maßnahmen 
adressiert werden kann. So soll ein hohes Schutzniveau für alle bei der Versammlung 
Anwesenden geschaffen werden. Presseangehörige sind allerdings weder grundsätzlich 
Versammlungsteilnehmende noch so bezeichnete "Dritte" im Sinne dieses 
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Gesetzentwurfs. Ihre Zuordnung zu einer dieser Personengruppen und die entsprechende 
Anwendung der auf diese Personengruppen zugeschnittenen Regelungen lässt die 
besondere Wichtigkeit der Anwesenheit von Presseangehörigen bei Versammlungen außer 
Acht und bildet keine klare Grundlage, um ihren bislang nicht ausreichenden Schutz in 
besonders gefährlichen Situationen zu verbessern. Selbst wenn sich die Anwendenden, allen 
voran die Polizei, um bestmöglichen Schutz der Presse bemühen, sind die auf 
Versammlungsteilnehmende und Dritte ausgelegten Regeln nicht geeignet, um dem 
besonderen Schutzbedarf der Presseangehörigen zu entsprechen. 

Lösungsvorschlag 

Die Gruppe der "Presseangehörigen" muss gesetzlich explizit als weitere Kategorie bei 
einer Versammlung anwesender Personen neben die "Teilnehmer" und "Dritten" 
gestellt werden. 
Diese Klarstellung sollte gesetzessystematisch so erfolgen, dass die Darstellung der 
Personengruppen an den Anfang gestellt wird, um bei der Anwendung der folgenden 
Regelungen die verschiedenen Gruppen differenziert in den Blick nehmen zu können. Soll 
beispielsweise eine polizeiliche Maßnahme ergriffen werden, ist zu differenzieren, ob diese 
dem Schutz der Versammlungsteilnehmenden, der Presseangehörigen und/oder Dritten 
dient, ob sie sich gegen eine oder mehrere der Gruppen richtet und welche Anforderungen 
sich daraus an die konkrete Maßnahme ergeben. 

Angeknüpft werden kann für die neu festzuschreibende Gruppe der Presseangehörigen an 
die im Gesetzesentwurf verwendeten Begriffe der "Presse", der "Presseangehörigen" 
oder "Vertreter der Medien" (siehe § 3 Abs. 1 Nr. 4, § 21 Abs. 2, § 26 Abs. 1 Nr. 12, 13 des 
Entwurfs). Diese müssen im Lichte der Presse- und Informationsfreiheit weit verstanden 
werden. 
Die Subsumtion hierunter darf insbesondere nicht pauschal oder ausschließlich an das 
Vorzeigen eines Presseausweises und den Nachweis der Akkreditierung geknüpft werden. 
Die Formulierung in § 3 Abs. 1 Nr. 4 des Entwurfs, wonach es Aufgabe der zuständigen 
Behörde ist, "die freie Berichterstattung der Presse bei Versammlungen zu schützen; dies gilt 
insbesondere für Presseangehörige, die sich gegenüber der zuständigen Behörde zu 
erkennen gegeben und ausgewiesen haben" ermöglicht grundsätzlich eine dem Schutzziel 
entsprechende Subsumtion. 
Um diesen Schutz in der Praxis auch tatsächlich gewährleisten zu können, muss sowohl für 
Presseangehörige als auch für Polizeibeamrinnen - klar sein, was erforderlich, aber auch 
ausreichend ist, um sich als "Presse" zu erkennen zu geben oder auszuweisen. 
Der grundrechtliche Schutz des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG setzt einen Presseausweis weder 
voraus, noch ist es bei Versammlungen für Behörden praktikabel, ihre Aufgaben und 
Maßnahmen allein am Vorzeigen eines Presseausweises auszurichten. Schon wegen der 
vielfältigen möglichen Situationen im Rahmen einer Versammlung, in denen sich 
Presseangehörige möglicherweise ausweisen müssen oder möchten, müssen verschiedene 
Nachweisarten zur Verfügung stehen. 
Wo möglich, sollten Presseangehörige die Möglichkeit haben, sich auch initiativ bei den 
Polizeibeamrinnen zu erkennen geben, etwa um Schutzmaßnahmen zu erleichtern und sich 
so bei der eigenen Arbeit abzusichern. Auch unabhängig von einer vorherigen Meldung sollten 
Polizeibeamt*innen auf entsprechende äußere Anzeichen, wie etwa das Tragen einer Weste 
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oder eines Helms mit "Presse"-Aufschrift oder das Mitführen von Kamera, Tonangel oder 
ähnlicher Ausrüstung, achten und diese im Sinne einer Pressezugehörigkeit werten. 
Entscheidend muss letztlich sein, dass die jeweiligen Personen tatsächlich im Rahmen 
einer Versammlung ihrer Tätigkeit mit dem Ziel der Berichterstattung nachgehen und 
sich dabei an berufsethische Vorgaben halten, wie sie gesammelt im Pressekodex des 
Presserats11  festgelegt sind. Das entspricht verfassungsgerichtlicher Rechtsprechung, 
wonach, sobald eine redaktionelle Tätigkeit vorliegt, es nicht mehr auf die Programmart 
ankommt oder darauf, ob der Beitrag der Information, der Bildung, der Unterhaltung oder 
anderen Zwecken dient (BVerfGE 59, 231 (258) = NJW 1982, 1447). Inwieweit sich 
Berichterstattende an die Selbstverpflichtungen im Pressekodex halten, kann abschließend 
zwar oft erst nach erfolgter Berichterstattung bewertet werden. Eine rechtsstaatlich 
überprüfbare ex-ante-Bewertung dieser Frage anhand tauglicher Kriterien vorzunehmen, ist 
ohnehin ein Kernelement des Gefahrenabwehrrechts. Polizeiliche Beamtinnen müssen durch 
ihre Ausbildung und spezifische Weiterbildungsmaßnahmen in der Lage sein, im Einzelfall 
angemessene Entscheidungen zu treffen und passende Maßnahmen zu ergreifen. Um diese 
Kompetenz auch zum Schutz der Presse bei Versammlungen bestmöglich nutzbar zu 
machen, müssen auf Versammlungen eingesetzte Polizeibeamt*innen mit Blick auf 
Pressearbeit bei Versammlungen angemessen geschult sein und auch für neuere 
gesellschaftliche Entwicklungen sensibilisiert werden (dazu im Einzelnen unten). 

Die geforderte Klarstellung soll durch ihre Anwendung im Zusammenspiel mit den einzelnen 
Regelungen des Entwurfs, etwa verhindern, dass der in § 3 Abs. 1 Nr. 4  Hs.  2 des Entwurfs 
enthaltene Zusatz, dass die Schutzaufgabe der zuständigen Behörde insbesondere für 
Presseangehörige gelte, "die sich gegenüber der zuständigen Behörde zu erkennen gegeben 
und ausgewiesen haben" unzulässig restriktiv dergestalt ausgelegt wird, dass dieser Schutz 
in der Praxis der Einfachheit halber allein aufgrund eines Presseausweises gewährt wird. 

Entsprechend stellen sich Problem und Lösung betreffend die grundsätzlich 
begrüßenswerte Vorschrift in § 21 Abs. 2 des Gesetzesentwurfs dar. Danach darf "[d]ie 
Leitung einer öffentlichen Versammlung in geschlossenen Räumen [...] die Anwesenheit von 
Vertretern der Medien, die sich als solche ausgewiesen haben, nicht unterbindenr. 
Die geforderte explizite gesetzliche Klarstellung zum Status der Presseangehörigen trägt auch 
hier zur Rechtssicherheit bei. Die Möglichkeiten, sich als presseangehörig auszuweisen, 
müssen den eben beschriebenen entsprechen, um die presseschützende Ausnahmeregelung 
nicht durch eine restriktive praktische Anwendung leerlaufenzulassen. 
Die Berliner Regelung in § 21 Abs. 2 VersFG BE.12  kann hier insofern als Vorbild dienen, als 
dort die Ausweismöglichkeit durch "anerkannten Presseausweis" ausdrücklich ergänzt wird 
um die Möglichkeit des "sonstigen geeigneten Nachweis". 

Für alle im Rahmen des Versammlungsgesetzes möglichen Maßnahmen ist eine Regelung 
zur Verhältnismäßigkeit empfehlenswert, wie etwa in § 12 des Sächsischen Entwurfs eines 
Versammlungsgesetzes." Die Pressefreiheit sollte darin ausdrücklich als in die  

Ii  https://www.presserat.deipressekodex.html?file=files/presserat/dokumente/pressekodex/Presse-
kodex Leitsaetze RL12.1.pdf 
12  Versammlungsfreiheitsgesetz (VersFG BE) vom 23. Februar 2021, verkündet als Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. Februar 2021 (GVBI. S. 180) 
13  Gesetzentwurf der Staatsregierung für ein Gesetz über den Schutz der Versammlungsfreiheit im 
Freistaat Sachsen (Sächsisches Versammlungsgesetz — SächsVersG), Drucksache 7/15266 
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Verhältnismäßigkeitsprüfung einzustellende Komponente genannt werden. Damit wäre die 
Rechtsgrundlage noch klarer, auf der Maßnahmen gegen Presseangehörige unter 
ausreichender Berücksichtigung ihrer Bedeutung und Gefährdung erlassen werden können. 
Gleiches gilt für Maßnahmen gegen Versammlungsteilnehmende oder Dritte, von denen 
Presseangehörige betroffen sind oder die ihrem Schutz dienen sollen. 

Eigenschutzmaßnahmen durch Presseangehörige 

Die besondere Gefährdung und der nicht immer ausreichende Schutz durch die Polizei führen 
dazu, dass viele Presseangehörige auf Maßnahmen zum Eigenschutz setzen, um das Wagnis 
der Berichterstattung von Versammlungen überhaupt noch einzugehen. Ob und wann sie im 
Einzelfall Schutzausrüstung mitführen dürfen und ob und wie sie sich darum bemühen dürfen, 
von Versammlungsteilnehmenden oder Dritten unerkannt zu bleiben, muss im Gesetz 
angelegt sein. Nur so können sich Presseangehörige sowie Polizei rechtskonform verhalten 
und zum Schutz der Pressefreiheit zusammenarbeiten. 

Problembeschreibung 
Das oben geschilderte Lagebild zeigt: Anders als gewaltbereite Versammlungsteilnehmende 
oder Dritte, die mit dem Ziel der Versammlung oder ihrer Durchführung nicht übereinstimmen, 
stellen Presseangehörige keine durch das Versammlungsrecht zu regelnde Gefahr dar. 
Ohne die oben geforderte Differenzierung bei den Personengruppen vermittelt der 
Gesetzesentwurf aktuell einen gegenteiligen, mithin falschen Eindruck. 

Gleichzeitig zeigen die Beobachtungen von RSF, dass Presseangehörige bei der 
Berichterstattung von Versammlungen den dort typischen Gefahren besonders stark 
ausgesetzt sind. Gehen die Gefahren von Versammlungsteilnehmenden selbst aus, sind 
diese den Presseangehörigen oft körperlich, aber vor allem zahlenmäßig überlegen. Die 
Gewaltbereitschaft und Pressefeindlichkeit vor allem verschwörungsideologischer und 
rechtsextremer Gruppierungen erhöht diese Gefährdung, ganz gleich, ob diese als 
Versammlungsteilnehmende oder Dritte auftreten. Da Presseangehörige vermehrt damit 
rechnen müssen, zur Zielscheibe gewalttätiger Übergriffe zu werden, wird das Tragen von 
Schutzausrüstung und teilweise sogar die Anwesenheit von Begleitpersonen zu ihrem Schutz 
erforderlich. 
Berichte von Betroffenen zeigen, dass entsprechende Maßnahmen zum Eigenschutz 
besonders dann erforderlich sind, wenn Polizeipräsenz allein nicht ausreicht, um gefährdete 
Presseangehörige effektiv zu schützen. Für Presseangehörige muss klar erkennbar sein, auf 
welche präventiven Schutzmaßnahmen sie zurückgreifen dürfen. Rechtliche Unsicherheiten 
und Risiken diesbezüglich können sonst von der Teilnahme an Versammlungen abschrecken. 
Auf keinen Fall darf es dazu kommen, dass die bloße Vorbereitung für 
Eigenschutzmaßnahmen gefährdeter Presseangehöriger de facto effektiver 
unterbunden wird, als die Behinderung der Presse durch andere. Ein solches Ergebnis 
würde dem Zweck des Entwurfs, dem Schutz der Presse, zuwiderlaufen. Diesem Zweck 
würde es auch widersprechen, wenn pressefeindlich gesinnte Versammlungsteilnehmende 
defensive Eigenschutzmaßnahmen als Vorwand bzw. Legitimationsgrundlage für 
vermeintliche "Notwehrhandlungen" gegenüber Presseangehörigen nutzen. 
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Das Bedürfnis nach klaren, unmissverständlichen Regelungen ist umso dringender, als die 
hierdurch angerichteten Schäden nicht mehr rückgängig gemacht werden können. Entweder 
ist ein Schaden bereits eingetreten, eine Körperverletzung begangen, persönliche Daten sind 
in fremde Hände oder aber die Berichterstattung unterbleibt von vornherein aus, wenn 
Presseangehörige aus Angst vor eben solchen Schäden von Versammlungen fernbleiben. 
Gegenüber diesen gravierenden, dauerhaften Schäden sind defensive Schutzmaßnahmen in 
vielen Fällen verhältnismäßig. Rechtssicherheit für die Beurteilung im Einzelfall muss die 
gesetzliche Regelung liefern. 

Selbst wenn rechtswidrige Maßnahmen später als solche gerichtlich festgestellt werden, geht 
dem ein langes, finanzielle und zeitliche Kapazitäten raubendes Verfahren voraus, dass selbst 
erhebliche Abschreckungswirkung auf das gesamte Berufsfeld haben kann. Zudem werden 
die ohnehin begrenzten gerichtlichen Kapazitäten unnötig gebunden, die durch klare 
Regelungen vermieden werden können. 

Lösungsvorschlag 
Ausgangspunkt ist auch hier eine differenzierte Anwendung der allgemeinen Regeln auf die 
verschiedenen bei Versammlungen anwesenden Personengruppen. Die Zugehörigkeit einer 
Person zur Gruppe der Presseangehörigen muss zentral sein für die Auslegung und 
gegebenenfalls die Anwendung der Regeln, die Eigenschutz ermöglichen oder einschränken 
können. 
Ohne dass sie "neben" oder "über' dem Gesetz stehen, müssen Presseangehörige in der 
Lage sein, sich auf legale Weise vor unrechtmäßigen Beeinträchtigungen ihrer grundrechtlich 
geschützten Arbeit und körperlichen Integrität zu schützen. 

Aktuell birgt der Gesetzesentwurf solche rechtlichen Unsicherheiten, insbesondere das 
Vermummungs- und Schutzausrüstungsverbot, §17. 
Für die Gruppe der Presseangehörigen ist sicherzustellen, dass ihre Arbeitsmittel, 
beispielsweise Schutzhelme, Handschuhe, Stative oder andere schwere oder scharfkantige 
Ausrüstung, nicht in einer dem Sinn und Zweck der Regelungen zuwider laufenden Weise 
darunter subsumiert und die Pressearbeit damit unnötig eingeschränkt wird. 
Weiter ist sicherzustellen, dass Presseangehörige dafür sorgen dürfen, unerkannt zu bleiben, 
wenn sie die begründete Befürchtung haben, andernfalls sich, ihre Familie oder ihre Wohnung 
Gefahren auszusetzen. 
Schließlich muss sichergestellt werden, dass das Mitführen von Mitteln zum defensiven 
Eigenschutz jedenfalls dann von der Polizei zugelassen wird, wenn diese selbst keinen 
ausreichenden Schutz der Presse sicherstellen kann. 
Für alle Fallkonstellationen muss die Lage im konkreten Einzelfall gründlich und realistisch 
eingeschätzt werden. Auf der Grundlage dieser Einschätzung und mit besonderer 
Berücksichtigung der Zugehörigkeit einer Person zur Gruppe der Presseangehörigen muss 
das geltende Regelwerk in angemessener Weise angewendet werden. 
Einen Ansatzpunkt dafür bietet im vorliegenden Entwurf § 17 Abs. 3, wonach die zuständige 
Behörde Ausnahmen vom Schutzausrüstungs- und Vermummungsverbot zulassen kann, 
"wenn eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung nicht zu besorgen ist," 
Ergänzt werden sollte diese Kann-Vorschrift um einen expliziten Verweis auf die Gruppe der 
Presseangehörigen, etwa durch die Ergänzung, dass "durch Presseangehörige und deren 
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Arbeit bei Versammlungen regelmäßig keine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung zu besorgen ist". 
Ebenfalls denkbar wäre eine Ergänzung, wie sie in § 19 Abs. 3 des Entwurfs eines 
sächsischen Versammlungsgesetzes", der ebenfalls ein Schutzausrüstungs- und 
Vermummungsverbot regelt, vorgesehen ist. Dort wird der zuständigen Behörde die 
Möglichkeit eingeräumt, zur Durchsetzung der Verbote präzisierende Anordnungen zu treffen, 
in denen die vom Verbot erfassten Gegenstände bezeichnet sind. Weiter heißt es: "Hierbei 
berücksichtigt sie die individuellen Schutzrechte der von der Anordnung Betroffenen." Eine 
solche Regelung kann einerseits durch Benennung entsprechender Gegenstände die 
Rechtssicherheit erhöhen. Andererseits könnte durch die explizite Benennung von 
Presseangehörigen und deren Schutzrechten die Anordnung die nötige Differenzierung 
zwischen den Personengruppen vornehmen und so dem vermehrten Bedarf an Eigenschutz 
bei Presseangehörigen Rechnung tragen. 
Schließlich wäre sogar eine Ausnahme der Gruppe der Presseangehörigen vom 
Anwendungsbereich der Verbotsregelungen in § 17 des Gesetzesentwurfs denkbar. In 
diesem Fall wären - sollte von Presseangehörigen tatsächlich ausnahmsweise eine Gefahr 
für die Versammlung ausgehen - Gefahrenabwehrmaßnahmen jedenfalls nach den 
allgemeinen Vorschriften des Polizei- und Ordnungsrechts möglich. 

Um rechtliche Unsicherheiten auszuräumen, den Schutz der Presse zu verbessern und 
gleichzeitig Rechtsmissbrauch zu vermeiden, ist das explizite Anknüpfen an die Gruppe der 
Presseangehörigen für jede der vorgeschlagenen Lösungen zentral. 

Etwaigen Bedenken gegenüber einer Sonderstellung kann dadurch begegnet werden, dass 
die Befugnisse zum Selbstschutz lediglich eine Notlösung darstellen und im Idealfall nicht zur 
Anwendung kommen sollen. Bei einer ordnungsgemäß ablaufenden Versammlung schützt 
die Polizei die Presse vor etwaigen Obergriffen, während diese sich der Berichterstattung statt 
der Selbstverteidigung widmet. Zum Pfefferspray statt zum Mikrofon greifen 
Presseangehörige nicht freiwillig, sondern nur in Notlagen. Für solche Notlagen muss eine 
differenzierte Rechtsgrundlage Anwendungssicherheit für alle Beteiligten schaffen. 

Ordnungswidrigkeitenvorschriften in § 26 Abs. 1 Nr. 12, 13  

Problembeschreibung 
Die pressespezifischen Ordnungswidrigkeiten in § 26 Abs. 1 Nr. 12 und 13 des Entwurfs sind 
insofern begrüßenswert, als damit die Behinderung von Pressearbeit bei Versammlungen 
explizit sanktioniert wird. Dies kann bei entsprechender Anwendung zu  general-  und 
spezialpräventiven Abschreckungseffekten führen und so Presseangehörige vor Ort mittelbar 
schützen. 

Die Vorschrift darf jedoch nicht dahingehend fehlinterpretiert werden, dass jegliches 
tatbestandsmäßige Verhalten damit abschließend erfasst und somit nur als 
Ordnungswidrigkeiten und nicht - soweit einschlägig - als Straftaten verfolgbar sei. Das wäre 

14  Gesetzentwurf der Staatsregierung für ein Gesetz über den Schutz der Versammlungsfreiheit im 
Freistaat Sachsen (Sächsisches Versammlungsgesetz — SächsVersG), Drucksache 7/15266 
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nicht nur ein fatales Signal, sondern entspräche auch nicht der Rechtslage, weder im 
Versammlungsgesetz, noch im Strafgesetzbuch. 

Lösungsvorschlag 
Um einer solchen Fehlanwendung vorzubeugen, könnten Presseangehörige in den 
Straftatbestand in § 25 Abs. 3 des Gesetzentwurfs mit aufgenommen werden. Bislang sind 
dort nur Straftaten gegen Leitung und Ordnerinnen einer Versammlung erfasst. Dies hätte 
wohl vor allem deklarative Wirkung, da die erfassten Taten in den meisten Fällen auch vom 
allgemeinen Strafrecht (Nötigung, Drohung, Körperverletzung  etc.)  erfasst wären, Der 
Anerkennung der Bedeutung der Presse- und Informationsfreiheit und der Gefahr, der sich 
Presseangehörige bei Versammlungen aussetzen, könnte jedoch selbst diese rein 
symbolische und klarstellende Funktion zuträglich sein. 

Handlungsbedarf über den Gesetzentwurf hinaus 

Den aufgezeigten Problemen kann im Wege der Gesetzgebung zwar begegnet werden. Ein 
erfolgversprechender Ansatz muss aber umfassend sein und erfordert vor allem auch eine 
dem Ziel entsprechende, konsequente Anwendung einmal geschaffener Regelungen. 
Zentral dafür ist, dass Versammlungsbehörden und Polizeikräfte nicht nur die Rechtslage 
kennen, sondern auch die spezifischen Gefahren, denen Presseangehörige bei 
Versammlungen und aufgrund ihrer Teilnahme an Versammlungen ausgesetzt sind. 

Problembeschreibung 
Unsicherheiten in der Gesetzesanwendung sind eine nicht zu unterschätzende Gefahr 
für die Presse- und Informationsfreiheit. Unnötigerweise durchgeführte oder in die Länge 
gezogene polizeiliche Maßnahmen gegenüber Presseangehörigen haben vielfältige negative 
Wirkungen. Sie kosten die Betroffenen viel Zeit, die ihnen für ihre Berichterstattung fehlt. Die 
so gebundenen Polizeikräfte können in dieser Zeit nicht an anderer Stelle die Sicherheit der 
Versammlung und weiterer Presseangehöriger und Dritter gewährleisten. Schließlich 
vermitteln sie ein Bild von der Presse als Gefahr und nähren somit die pressefeindliche 
Einstellung Dritter. 
Für Thüringen berichten betroffene Presseangehörige, dass sie sich bei Gefahr an 
Polizeibeamtinnen wenden, diese Bedrohungen oft aber nicht ernst genommen werden 
und der ersuchte Schutz verweigert wird. Kommt es dann tatsächlich zu einem Übergriff, 
sind die Polizeibeamt*innen nicht in der Lage, rechtzeitig einzuschreiten, und die 
Presseangehörigen sind den körperlich und zahlenmäßig überlegenen Angreiferinnen 
schutzlos ausgeliefert. 
Zudem hat der Umgang der Polizei vor Ort mit Presseangehörigen Vorbildfunktion und kann 
bei unsachgemäßer Ausübung den Respekt anderer Versammlungsteilnehmender oder 
Dritter gegenüber Presseangehörigen schmälern, Hemmschwellen senken und diese so 
zusätzlich gefährden. Auch von solchen Erfahrungen aus Thüringen berichteten Betroffene 
gegenüber RSF. 

Problematisch ist es auch, wenn Polizeibeamrinnen von pressefeindlichen 
Versammlungsteilnehmenden instrumentalisiert werden. Unter dem Vorwand, selbst 
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Opfer rechtswidrigen Verhaltens seitens der Presseangehörigen zu sein, versuchen 
pressefeindlich gesinnte Versammlungsteilnehmende oder Dritte, die Beamtinnen zum 
Einschreiten gegen Presseangehörige zu bringen. Nicht selten werden infolge rechtswidrige 
oder die Pressearbeit behindernde Maßnahmen ergriffen, die vermeintlich im Einklang mit 
dem Versammlungsrecht stehen. 

Sehr wenige Übergriffe auf Presseangehörige im Rahmen von Versammlungen werden zur 
Anzeige gebracht. Ein Grund für die geringe Anzeigequote sind regelmäßige Fälle von 
Täter-Opfer-Umkehr. Ein weiterer Grund ist die Befürchtung der Betroffenen, dass ihr Name 
und ihre Anschrift im Laufe des Verfahrens pressefeindlich gesinnten Personen in die Hände 
fallen, von denen sie Drohungen und Gewalttätigkeiten gegenüber sich selbst und ihren 
Angehörigen zu befürchten haben. Das Dunkelfeld liegt nach Schätzungen von RSF bei über 
90 OA.  

Von derselben Angst berichten Presseangehörige, wenn Polizeibeamtinnen bei 
Versammlungen Presse- und Personalausweise kontrollieren und dabei, beispielsweise durch 
lautes Vorlesen oder Ansprache mit Klarnamen, die Kenntnisnahme deren 
personenbezogener Daten durch andere Versammlungsteilnehmende ermöglichen. 
Unerwünschte Aufmerksamkeit für die eigene Person kann auch durch polizeilichen 
Begleitschutz entstehen, in Situationen, wo die begleitete Person unerkannt blieben möchte. 

Ein kooperatives Verständnis der gegenseitigen Arbeit, sowohl auf Seiten der Presse als auch 
auf Seiten der Polizei, ist daher eine Grundvoraussetzung für einen reibungslosen Ablauf von 
Versammlungen und eine möglichst gefahrlose Berichterstattung hiervon. 

Lösungsvorschlag 
Neben klaren gesetzlichen Grundlagen müssen die anwendenden Behörden auch die 
tatsächlichen Situationen gut kennen und auf versammlungsspezifische 
Herausforderungen vorbereitet sein. Dazu gehört, dass Polizeibeamtinnen die geschilderten 
Gefahren für Presseangehörige bei der Auswahl und Durchführung von Maßnahmen 
mitdenken. 

Die Polizei muss sich ihrer Vorbildfunktion im Umgang mit Presseangehörigen bewusst sein. 
Ihr gesetzeskonformer, deeskalierender und respektvoller Umgang soll ein entsprechendes 
Verhalten auch seitens der Versammlungsteilnehmenden und Dritten sicherstellen. 

Besonders groß ist der Bedarf in Gebieten, wo Presseangehörige berichten, bei Übergriffen 
keinen, wenig oder zu späten Schutz durch die Polizei zu erfahren. Dass der Dialog zwischen 
Polizei und Zivilgesellschaft und eine darauf gestützte Aufklärung- und Ausbildungsarbeit der 
Polizei große Verbesserungen, auch in angespannten Situationen bei Versammlungen, 
bewirken kann, zeigen die Berichte von Betroffenen gegenüber RSF. 

Aufgeklärt werden muss über die tatsächlich bestehenden Gefahren für Presseangehörige bei 
Versammlungen ebenso wie über die Gefahr der lnstrumentalisierung von Polizeibeamtinnen 
durch Versammlungsteilnehmende. Auf indirekt und schwer erkennbare Gefahren muss 
hingewiesen werden, wie etwa die Gefahr des Missbrauchs personenbezogener Daten von 
Presseangehörigen, die im Rahmen polizeilicher Maßnahmen bekannt werden. 
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Diese Probleme sollten einerseits langfristig in die polizeiliche Ausbildung integriert und 
im Dialog zwischen Behörden und Zivilgesellschaft kontinuierlich erörtert werden. 
Zudem sollten sie im Vorfeld einer konkreten Versammlung im Rahmen von 
Kooperationsgesprächen nach § 3 Abs. 2 des Entwurfs zur Sprache kommen. 

Erstatten Presseangehörige Anzeigen wegen Übergriffen, ist einerseits eine konsequente 
Strafverfolgung nötig, um eine  general-  und spezialpräventive Wirkung zu erzielen. 
Zur Verhinderung einer Täter-Opfer-Umkehr muss bei der Ermittlung und rechtlichen 
Bewertung des Sachverhalts berücksichtigt werden, dass eine freie und unabhängige 
Berichterstattung nur möglich ist, wenn Presseangehörige bereit sind, sich auch in potenziell 
gefährliche Situationen zu begeben. Die Bedeutung der Berichterstattung auch und gerade 
unter gefährlichen Umständen für die Grundrechte der Presse- und Informationsfreiheit muss 
an jeder möglichen Stelle in die juristische Bewertung einfließen. 

Wo nötig sind schließlich Maßnahmen zum Zeug*innen- bzw. Opferschutz zu ergreifen, in 
Absprache mit den Betroffenen und unter Berücksichtigung ihrer spezifischen Bedürfnisse. 
Besonders der sensible Umgang mit ihren personenbezogenen Daten - etwa des Klarnamens, 
der Wohnadresse oder der Namen oder Adresse von Angehörigen - kann entscheidend dazu 
beitragen, dass Presseangehörige nicht über die Versammlung hinaus weiteren Gefahren 
ausgesetzt werden, 
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Ausblick 
Vor den Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen und Brandenburg im Herbst 2024 sind nicht 
nur Presseangehörige besorgt angesichts einer immer höheren Gewaltbereitschaft, 
insbesondere rechtsextremer Gruppen. RSF teilt diese Sorge und setzt sich für verbesserte 
Bedingungen der Berichterstattung von Versammlungen und einen erhöhten Schutz der 
Berichterstattenden ein. 
Die über Thüringen hinaus wichtige Debatte um die Neuregelung des Versammlungsrechts 
muss trotz der Kürze der verbleibenden Legislaturperiode gründlich geführt werden, damit der 
vorliegende Gesetzesentwurf einen wirkungsvollen Beitrag zum Schutz der Pressefreiheit und 
demokratischer Strukturen in Recht und Gesellschaft leisten kann. 
Die Bedeutung der Versammlungs-, Presse- und Informationsfreiheit für die freiheitlich 
demokratische Grundordnung kann nicht unterschätzt werden. Jeder Beitrag, den das 
Gesetzgebungsverfahren und diese Stellungnahme für die Stärkung der Grundrechte leisten, 
ist ein Gewinn für die gesamte Gesellschaft 

Kontakt: 
Reporter ohne Grenzen e.V. 
Postfach 30 41 08 I 10756 Berlin 

www.reporter-ohne-grenzen.de  
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Stellungnahme 

im Anhörungsverfahren zum Gesetzentwurf der Parlamentarischen Gruppe der FDP  

(Drs.  7/9638 Neufassung — Gesetz zur Neuregelung des Thüringer Versammlungsrechts) 

Fazit 

Beispiele aus dem Ausland zeigen, dass im Fall einer autoritär-populistischen Machtausübung 

eine repressive und missbräuchliche Anwendung des Versammlungsrechts zu erwarten ist, da die 

Versammlungsfreiheit besonderes Ziel einer derartigen politischen Agenda darstellt. Demgegen-

über gibt der Entwurf eines Thüringer Versammlungsgesetzes unter mehreren Aspekten der de-

mokratischen Resilienz Anlass zur Sorge. Er bietet Einfallstore für autoritär-populistische Strate-

gien über eine versammlungskritische Grundausrichtung, unbestimmte Rechtsbegriffe, Elemente 

mangelnder Staatsferne und über erhebliche Abschreckungsmöglichkeiten gegenüber Versamm-

lungsteilnehmer:innen. Sollte das Vorhaben weiterverfolgt werden, sind zahlreiche Korrekturen 
in Betracht zu ziehen. 

Max Steinbeis Verfassungsblog gGmbH +49 1573 0664918 

do Democracy Reporting  Int. info@verfassungsblog.de  
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I. Zur Methodik des Thüringen-Projekts des Verfassungsblogs 

Das Thüringen-Projekt' des Verfassungsblogs ist ein juristisches Forschungsprojekt, das sich mit 

der Frage beschäftigt, welchen Einfluss autoritär-populistische Kräfte auf Rechtsstaat und Demo-

kratie in Thüringen nehmen könnten, wenn sie staatliche Machtmittel an die Hand bekommen. 
Dabei ermitteln wir anhand von rechtlich und politisch plausiblen Szenarien, mit welchen Strate-

gien eine autoritär-populistische Partei die Möglichkeiten der Verfassung und des Rechtssystems 

nutzen könnte, um den Staat und seine Institutionen in ein autoritäres System umzubauen und 

sich so einen dauerhaften Machterhalt zu sichern. Wir greifen dafür auf Erfahrungen mit autoritär-

populistischen Parteien aus dem Ausland zurück, analysieren die bisherige deutsche Rechtsent-
wicklung und den aktuellen politischen Diskurs. 

Kennzeichnend für autoritär-populistische Strategien ist ein instrumentelles Verhältnis zum 

Recht, das selektiv juristische Positionen zur Stärkung der eigenen politischen Agenda nutzt. Die 
Strategien nutzen dabei bewusst rechtliche Graubereiche aus, überdehnen mögliche Gesetzesaus-

legungen zum eigenen Vorteil und kalkulieren Unzulänglichkeiten im Rechtsschutz politisch ein. 

Auch Rechtsbruch wird in geeigneten Fällen bewusst verwendet, ohne dass dies die Bedeutung 
vermeintlich juristischer Rechtfertigungen des autoritär-populistischen Handelns schmälert. 

Das Thüringen-Projekt formuliert konkrete Verbesserungsvorschläge, wie das demokratische 

Rechtssystem resilienter gegenüber einer autoritären Machtübernahme gestaltet werden sollte. 

Dabei legen wir besonderen Wert darauf, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen keine überstürz-

ten Einschränkungen demokratischen Spielraums beinhalten, sondern vielmehr eine gebotene 
Stabilisierung demokratischer Institutionen und der Grundrechte fördern. 

Vor diesem Hintergrund betrachten wir auch den Entwurf eines Thüringer Versammlungsgeset-
zes.  

II. Bedeutung der Versammlungsfreiheit im Lichte demokratischer Resilienz 

Die Versammlungsfreiheit ist über den Ausdruck liberal-individueller Persönlichkeitsentfaltung 

hinaus auch demokratisches Partizipationsrecht und wird gerade dadurch zum unentbehrlichen 

Funktionselement eines demokratischen Gemeinwesens, wie das Bundesverfassungsgericht schon 
in seinem grundlegenden Brokdorf-Beschluss festgehalten hat.2  

Sie ist gerade deshalb so essentieller Bestandteil der Grundrechte, weil sie eine demokratische 

Willensäußerung der Bürger:innen in unmittelbarer Form ohne dazwischen geschaltete Interme-

diäre wie Parteien, Wahlen oder Medien ermöglicht.' Die ausgeübte Versammlungsfreiheit ver-

dichtet somit den demokratischen Diskurs und ermöglicht eine Rückkopplung repräsentativer 

Herrschaftsausübung an den Willen des Volks. Umgekehrt kontrolliert das Volk durch die Ver-

sammlungsfreiheit Repräsentationsorgane unmittelbar in ihrem Handeln, weist im Sinne eines 

Zur Projektwebsite https://verfassungsblog.de/thuringen-projekt./.  

2  BVerfG, Beschluss vom 14.05.1985 - 1 BvIt 233, 341/81, 

'BVerfG aa0 Rn. 66, 67; Kaiser in Dreier, 4. Auflage 2023, Art.8 Rn. 22. 
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„politischen Frühwarnsystems" auf Störpotenziale hin und stabilisiert damit das demokratische 
System.4  

Für autoritär-populistische Regierungen ist die Versammlungsfreiheit gerade aufgrund dieser Un-

mittelbarkeit ein erheblicher Störfaktor. Mit ihrem populistischen Narrativ nehmen sie für sich in 
Anspruch, den „wahren Willen des Volkes" bereits zu kennen und umzusetzen.5  Dies ist jedoch 
schwer aufrechtzuerhalten, wenn Teile des Volks ihre Kritik lautstark auf der Straße äußern. 

Aufgrund dieser Unmittelbarkeit haben autoritär-populistische Regierungen auch weniger Mög-

lichkeiten, Versammlungen durch institutionelle Gestaltung zu ihrem eigenen Vorteil zu nutzen. 
So bietet etwa das Medienrecht zahlreiche Möglichkeiten der missbräuchlichen Einflussnahme, 

um regierungsfreundliche Medien aktiv zu stärken und die Berichterstattung damit — wie in Un-
garn — zu vereinnahmen. 8  Die Justiz als Kontrollorgan muss sich in ihrer Unabhängigkeit durch 
personelle Umgestaltungen wie in Polen gefährdet sehen.7  Das Versammlungsrecht bietet diese 
Möglichkeiten der Gestaltung und Vereinnahmung dagegen in geringerem Umfang, weil Ver-
sammlungen gerade auf der direkten und zahlreichen aktiven Teilnahme einzelner Bürger:innen 
beruhen. 

Daraus ergibt sich für eine autoritär-populistische Regierung ein besonderes Interesse, repressiv 
mit Versammlungen umzugehen.8  Häufig versuchen sie, das Anliegen der Versammlung als ille-

gitim oder inszeniert abzutun.' Schreckt dies Teilnehmer:innen noch nicht genug ab, nützt der 
Regierung diese Argumentation, um Versammlungsbeschränkungen und Gewaltanwendung zu 
rechtfertigen.1° Denn gute Versammlungen sind für autoritär-populistische Parteien zunächst 
einmal die, an denen sich niemand mehr beteiligen möchte. Nur im Einzelfall können Versamm-

lungen der autoritär-populistischen Agenda zum nützlichen Instrument werden, wenn sie der 

Identifizierung politischer Gegner:innen dienenll oder staatlich orchestrierte Versammlungsin-
halte legitimieren.12  

Die besondere Aktualität autoritär-populistischer Szenarien im Versammlungsrecht in Thüringen 

ergibt sich daraus, dass die Versammlungsbehörden auf Landkreisebene angesiedelt sind. Für eine 

BVerfG aa0. 

5  Müller: Was ist Populismus?, ZPTh Jg. 7, Heft 2/2016, S. 188. 

Zur ungarischen Medienpolitik Polydk OER 1/2019. 

7  Zur polnischen Justizpolitik Sadurski, https://verfassungsblog.de/herkules-oder-sisyphus-vom-erbe-des-gesetzlichen-un-
rechts-im-post-autokratischen-polen/,  abgerufen am 24.05.2024. 

Im europäischen Überblick https://www.liberties.eu/en/stories/authoritarian-survival-guide-article-freedom-of-as-
sembly/16368,  abgerufen am 24.05.2024; dahingehend zu beachten auch der Vorschlag der sächsischen  AID  zu einer weitrei-
chenden Einschränkung des Versammlungsrechts für Ausländer:innen,  Drs.  7/15229. 

'Zu den Vorwürfen des serbischen Präsidenten Vua& oppositionelle Proteste seien eine „Verschwörung des Auslands«  
https ://www.spiegel.de/ausland/serbien-polizei-nimmt-in-belgrad-38-demonstranten-fest-a-8369cbal  -63 fa-473b-832c-
d1656d1b3e34; zu Vorwürfen illegitimer Proteste durch den Präsidenten Südkoreas Lee, https://verfassungsblog.de/the-consti-
tution-does-not-sleep/,  beide abgerufen am 24.05.2024. 

I°  Zu rechtswidrigen Versammlungsbeschränkungen in Israel Shinar, https://verfassungsblog.de/free-speech-in-the-shadow-
of-the-israel-gaza-war/,  abgerufen am 24.05.2024. 

Zum Beispiel Maßnahmen der Gesichtserkennung von Demonstrierenden in Russland, https://www.sueddeutsche.de/poli-
tik/gesichtserkennung-wie-russland-demonstranten-identifiziert-1.3582647,  abgerufen am 24.05.2024. 

12  Zum Beispiel staatlich organisierter Pro-Regierungs-Organisationen in Serbien https://de.euronews.com/2023/05/27/zehn-
tausende-bei-pro-yucic-demonstration-in-belgrad,  abgerufen am 24.05.2024. 
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autoritär-populistische, missbräuchliche Anwendung des Versammlungsrechts bedarf es damit 

nicht einmal einer entsprechenden Regierungsbeteiligung auf Landesebene. Bereits einzelne 

Landrät:innen können erheblichen Einfluss zulasten der Versammlungsfreiheit ausüben.  

III.  Elemente eines resilienten Versammlungsrechts 

Um Einschränkungen und Missbräuchen des Versammlungsrechts präventiv zu begegnen, lassen 

sich vier zentrale Elemente für ein resilientes Versammlungsgesetz identifizieren. 

1. Kriterium: Ausrichtung auf die Ermöglichung von Versammlungen 

Zum Ersten muss das Versammlungsrecht nach seiner Grundausrichtung darauf ausgehen, Ver-

sammlungen zu ermöglichen und nicht zu verhindern." Denn ein Versammlungsrecht, das Ver-

sammlungen bereits grundsätzlich als Gefahrenquelle für das Gemeinwesen auffasst, leistet der 

autoritär-populistischen Agenda Vorschub. Es ermöglicht der Versammlungsbehörde exekutiv 

eine versammlungsfeindliche Anwendung des Versammlungsrechts, erleichtert legislativ weitere 
Verschärfungen und prägt judikativ die Auslegung des Versammlungsrechts durch die Gerichte. 

Positiv äußert sich ein solches „Ermöglichungsrecht" in einer Kodifizierung versammlungs-

freundlicher Rechtsprechung, die eine entsprechende Rechtsanwendung erleichtert und Bür-

ger:innen die Tragweite ihres Versammlungsrechts begreiflich macht. In negativer Hinsicht muss 

das Versammlungsrecht den notwendigen Abstand zum allgemeinen Gefahrenabwehrrecht („Po-

lizeifestigkeit") wahren und die Reichweite des Versammlungsrechts aktiv anerkennen. Allgemein 

gehaltene Beschränkungen zu Orten, Zeiten oder Modalitäten der Versammlungsfreiheit sind zu 

vermeiden'4  und auch das Vorfeld der Versammlung ist gebührend zu schützen. Zudem muss das 

Versammlungsrecht auch unter Berücksichtigung der sich regelmäßig ergebenden Eilbedürftig-

keit einen möglichst niedrigschwelligen Zugang zu gerichtlichem Rechtsschutz gewährleisten. 

2. Kriterium: Vermeidung von Einfallstoren für Missbrauch 

Zum Zweiten müssen gesetzliche Formulierungen so bestimmt sein, dass sie Einfallstore für eine 

versammlungsfeindlich agierende Exekutive weitestgehend vermeiden. Das Versammlungsrecht 

ist von unbestimmten Rechtsbegriffen geprägt, die die Möglichkeit einer extensiven Auslegung 

bieten. Sie erleichtern einer autoritär-populistischen Regierung, ihre politische Agenda miss-

bräuchlich in die Rechtsanwendung einfließen zu lassen. Besonders anfällig sind Begriffe, die an 

vermeintliche moralisch-sittliche Grundansichten und -verhältnisse anknüpfen. Folglich muss 

das rechtsstaatliche Bestimmtheitsgebot zur Stärkung der Resilienz besonders streng beachtet 

werden. Wo unbestimmte Rechtsbegriffe dennoch als notwendig erachtet werden, ist auf solche 

13  Schramm, https://verfassungsblog.de/gefahr-einer-versammlung/;  Leusch, https://verfassungsblog.de/demonstrieren-
schwer-gemacht/,  beide abgerufen am 24.05.2024. 

14  Ungarn erließ 2018 Einschränkungen des Versammlungsrechts für bestimmte Orte und Tage, https://www.liber-
ties.eu/de/stories/ungarn-mit-schmutzigen-tricks-gegen-die-versammlungsfreiheit/16087;  Südkorea allgemein für die  Rush 
Hour  und zwischen 24 und 6 Uhr, Lee, https://verfassungsblog.de/the-constitution-does-not-sleep/,  beide abgerufen am 
24.05.2024. 
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zurückzugreifen, die durch die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung oder im Rahmen anderer 

Gesetze bereits hinreichend etabliert konkretisiert wurden. 

3. Kriterium: Gewährleistung von Staatsferne 

Zum Dritten muss das Versammlungsrecht garantieren, dass seine Ausübung staatsfern möglich 

Ist und umgekehrt der Staat das Versammlungsrecht nicht als eigenes Propagandainstrument 

missbrauchen kann. Dass es beim politischen Meinungsbildungsprozess durch Versammlungen 

gerade darauf ankommt, dass er „staatsfrei" stattfindet, hat bereits das Bundesverfassungsgericht 

betont." Der grundlegende Ausdruck dessen findet sich in der Genehmigungsfreiheit von Ver-

sammlungen. Die Staatsfreiheit erstreckt sich aber auch weitergehend darauf, dass der Staat sich 

den in Versammlungen bekundeten Inhalten neutral gegenüber verhält und seinen Interessen die-

nende Versammlungen nicht bevorzugt oder in besonderem Maße schützt.'6  

4. Kriterium: Verhinderung von Abschreckungseffekten 

Zum Vierten muss das Versammlungsrecht sicherstellen, dass faktisch abschreckende Maßnah-

men die Teilnahme der einzelnen Bürger:innen an der Versammlung nicht verhindern  („chilling  
effects").17  Dies gilt allen voran für Maßnahmen, die eine Gewaltanwendung gegenüber den Teil-

nehmer:innen beinhalten. Aber die Abschreckung beginnt bereits deutlich früher und subtiler: 

Schon die Identitätsfeststellung einer Teilnehmer:in bei der Versammlung kann als abschreckend 

wahrgenommen werden, wie das Bundesverfassungsgericht bereits in seinem grundlegenden 

Volkszählungsurteil betont.18  

Dies gilt erst recht im Hinblick auf Szenarien autoritär-populistischer Regierungsarbeit. Denn eine 

Identitätsfeststellung ermöglicht es, regierungskritische Personen zu registrieren und deren Ver-

sammlungsteilnahme als  „Marker"  zu nutzen. Diese Strategie greift für eine Identifizierung im 

Einzelfall, die Eingriffsintensität vertieft sich aber erheblich bei Nutzung der fortschreitenden 

technischen Möglichkeiten der Massenüberwachung und Gesichtserkennung.19  Die umfassende 

Versammlungsüberwachung per Video ist der autoritär-populistische Grundstein der Abschre-

ckung vor Versammlungen, weil er jegliche Anonymität der Masse beseitigt.2° 

Repressionen verwaltungs- und strafrechtlicher Art können im Anschluss auf diese Personen fo-

kussiert werden. Als jüngstes Beispiel dient die autoritär-populistische Regierung Javier Mileis in 

BVerfG aa0 Rn. 65. 

16  Diirig-Friedl in: dies./Enders 2. Auflage 2022 Einl. Rn. 46. 

17  BVerwG, Urteil vom 25.10.2017 - 6 C 46/16 Rn. 31. 

19  BVerfG, Urteil vom 15. Dezember 1983 - 1 BvR 209/83 Rn. 146. 

19  Allgemein zur rechtlichen Einordnung der Entwicklung der staatlichen Videoüberwachung  Schindler,  https://verfassungs-
blog.de/os3-auge-polizei/;  zum Beispiel der Gesichtserkennung bei Demonstrationen in Österreich https://vmw.derstan-
clard.de/story/2000119996329/polizei-nutzt-neue-gesichtserkennung-um-demonstranten-zu-identifizieren,  abgerufen am 
24.05.2024. 

20  Diese Eingriffsdimension hat auch das BVerfG bereits besorgt betont, vgl. BVerfG, Beschluss vom 17. Februar 2009 -- 1 BvR 
2492/08 Rn. 132. 
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Argentinien, die ankündigte, Teilnehmer:innen von Demonstrationen über Videoüberwachung zu 
identifizieren und sie von Sozialleistungen auszuschließen.21  

IV. Zum Entwurf für ein Thüringer Versammlungsgesetz 

Anhand der ausgeführten Kriterien für ein resilientes Versammlungsrecht soll im Folgenden der 

Entwurf für ein Thüringer Versammlungsgesetz beurteilt werden. Einzelne Normen können dabei 

mehrere Kriterien betreffen und werden folglich ihrem Schwerpunkt nach zugeordnet. 

1. Kriterium: Ausrichtung auf die Ermöglichung von Versammlungen 

§ 2 Abs. 1, § 10 Abs. 3,4, § 11, § 20 VersG-E 

Kodifizierung versammlungsfreundlicher Rechtsprechung 

Erfreulich ist, dass der Gesetzesentwurf in mehreren Vorschriften eine versammlungsfreundliche 

Konkretisierung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts aufgreift und sie einfachge-
setzlich kodifiziert. Dies gilt im Einzelnen für die Definition einer Versammlung in § 2 Abs. 1 

VersG-E einschließlich der Einbeziehung der Mindestteilnehmerzahl von zwei Personen, die Klar-

stellungen für Eil- und Spontanversammlungen in § 10 Abs. 3 und 4 VersG-E sowie die Erlaubnis-
freiheit hinsichtlich öffentlicher Verkehrsflächen in § 11 VersG-E und der Zugänglichkeit öffent-

licher Verkehrsflächen in Privateigentum in § 20 VersG-E. Damit kommt der Entwurf einem Cha-
rakter als „Ermöglichungsrecht" nach und erleichtert die Rechtsanwendung. 

§ 9 Abs. 1 VersG-E 

Anwendbarkeit des Polizeirechts 

Dagegen ist die Reichweite des Verweises auf das Polizeirecht in § 9 Abs. 1 VersG-E kritisch zu 
betrachten. Als etablierter Grundsatz stellt die Polizeifestigkeit des Versammlungsrechts sicher, 

dass der besonderen Bedeutung der Versammlungsfreiheit und ihrer Ausstrahlungswirkung auf 

die Gefahrenvorsorge in erster Linie durch das Versammlungsrecht Rechnung getragen wird.22  
Auch wenn das allgemeine Gefahrenabwehrrecht — wie bei sogenannten Minusmaßnahmen23  — 
schon bislang im Versammlungskontext angewendet wird, verbleibt die Notwendigkeit eines rest-
riktiven Rückgriffs 24 

Der in § 9 Abs. 1 VersG-E vorgesehene Verweis statuiert eine sehr weitreichende Anwendbarkeit 

des Polizeirechts, ohne die Wertung des Versammlungsfreiheit zu berücksichtigen. Zudem ver-
zichtet er darauf, Voraussetzungen und Reichweite der anwendbaren Maßnahmen des 

21  https://netzpolitik.org/2023/gesichtserkennung-argentiniens-rechter-praesident-will-demonstrierenden-sozialleistungen-
streichen/,  abgerufen am 24.05.2024. 

22  Bünnigmann juS 2016, 695; Fischer-Uebler/Goelzer JA 2020, 683; vgl. auch die Rechtsprechung des BVerwG, die sich für die 
Polizeifestigkeit verstärkt auf den grundrechtlichen Schutz der Versammlungsfreiheit bezieht, Schubart https://verfassungs-
blog.de/polizelfestigkeit-nur-noch-mit-grundrechtsschutz/,  abgerufen am 24.05.2024. 
23  Vgl. zur dahingehenden Rechtsprechung BVerwG NVwZ 2019, 1281. 
24  Vgl. BVerfG, Beschluss vom 14.05.1985 - 113\42 233, 341/81 

7 



Verfassungsblog 
ON MATTERS CONSTITUTIONAL  

Polizeirechts genauer zu bestimmen oder einzelne mit der Versammlungsfreiheit von vornherein 

unvereinbaren Maßnahmen auszuschließen. 

Eine Stärkung der Polizeifestigkeit durch gezielte und beschränkte Verweise auf das Polizeirecht 

wird dem besonderen Charakter des Versammlungsrechts besser gerecht. Insbesondere vermeiden 

sie eine Einladung an eine autoritär-populistische Exekutive, sich umfassend an den tiefgreifen-

den Maßnahmen des allgemeinen Polizeirechts zu bedienen. 

§ 13 Abs. 3 S. 3 VersG-E 

Versaminlungsfreie Orte  

Die Vermutung des § 13 Abs. 3 S. 3 VersG-E für das Vorliegen einer qualifizierten Gefahrenlage an 

bestimmten Orten ist kritisch zu betrachten. 

Die Regelung statuiert für diese Orte faktisch eine Umkehrung der grundsätzlichen Erlaubnisfrei-

heit der Versammlung. Dabei sind grundsätzlich auch die genannten Orte — gerade bei sachlichem 

Ortsbezug der Versammlung — von der freien Ortswahl der Versammlungsfreiheit gedeckt.25  Die 
Gefahrenprognose muss sich stets in einer Gesamtabwägung auf den Einzelfall beziehen.26  Dies 

Ist durch die Möglichkeit, einen besonders gelagerten Fall als Ausnahme der in § 13 Abs. 3 S. 3 

VersG-E vorgesehenen Regelvermutung vorzubringen, nicht ausreichend gewährleistet. Ist der 

Einzelfall dagegen tatsächlich wie von der Norm intendiert gelagert, sollte die Versammlungsbe-

hörde einer umfänglichen Prognoseentscheidung auch ohne Begründungsschwierigkeiten nach-

kommen können. 

Für autoritär-populistische Kräfte legt die Vermutung des § 13 Abs. 3 S. 3 VersG nicht nur eine 

besonders restriktive Anwendung nahe. Sie ermutigt auch, die Umkehr des Regel-Ausnahme-Ver-

hältnisses zukünftig auf weitere Orte zu erstrecken und die versammlungsrechtliche Grundwer-

tung damit zunehmend zu unterlaufen, wie dies etwa durch weitreichende versammlungsfreie 

Orte in Ungarn geschehen ist.27  

§ 31 VersG-E 

Aufhebung der aufschiebenden Wirkung 

Der in § 31 VersG-E vorgesehene Entfall der aufschiebenden Wirkung ist bedenklich, da er Rechts-

schutz im Versammlungskontext erschwert. 

Durch die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs als Regelfall  gem.  § 80 Abs. 1 VwG0 soll aus-

geglichen werden, dass bereits die Last der Anfechtung behördlicher Maßnahmen beim Betroffe-

nen liegt.28  Der Behörde obliegt im Gegenzug die Anordnungs- und Begründungspflicht der § 80 

Abs. 2 Nr. 4 i. V. m. Abs. 3 VwG0, wenn sie vom Regelfall abweichen will. Diese soll lediglich in 

25  BVerfG, Beschluß vom 6. 6. 2007 - 1 Bvil 1423/07. 

26  Dies betonend auch Leusch, https://verfassungsblog.de/demonstrieren-schwer-gemacht/,  abgerufen am 24.05.2024. 

27  Zum Beispiel Ungarn siehe oben  Fn.  14. 
28  Gersclorf in: BeckOK VwG0, 69. Edition Stand 01.01.2024 § 80 VwG0 En. 15. 
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gesetzlichen Ausnahmefällen des § 80 Abs. 2 VwG0 entfallen, in denen der Gesetzgeber einen ge-
nerellen Vorrang des öffentlichen Interesses am Sofortvollzug annimmt.29  

Gerade im Versammlungsrecht sollte dem Gesetzgeber aber an einem niederschwelligen Zugang 

zu Rechtsschutz besonders gelegen sein. Dies ergibt sich aus dessen besonderer grundrechtlicher 

Dimension, aber auch daraus, dass versammlungsrechtliche Beschränkungen gerade typischer-

weise gegenüber juristischen Lai:innen mit häufig eingeschränkten Beratungsmöglichkeiten er-

gehen. Anders als in den in § 80 Abs. 2 Nr. 1-3 VwG0 normierten Fällen kann im Rahmen des Ver-

sammlungsrechts häufig gerade nicht von einem überwiegenden öffentlichen Interesse am Sofort-

vollzug ausgegangen werden, insbesondere da eilbedürftige Maßnahmen von Polizeivollzugsbe-

amten während der Versammlung ohnehin schon von § 80 Abs. 2 Nr. 2 VwG0 erfasst sind. 

Die sofortige Vollziehbarkeit durch § 31 VersG-E gesetzlich zu normieren, nimmt in Kauf, Ver-

sammlungen zu verhindern. Sie verhindert zudem, dass die Behörde der Begründungspflicht des 

§ 80 Abs. 3 VwG0 nachkommen muss, wenn sie im Einzelfall die sofortige Vollziehung anordnet. 
Dabei dient diese Begründungspflicht gerade der internen Kontrolle der Behörde, um den Grund-

satz der aufschiebenden Wirkung und damit den effektiven Rechtsschutz zu stärken.3° Gerade 
wenn eine autoritär-populistisch kontrollierte Versammlungsbehörde und Polizei die versamm-

lungsrechtlichen Grenzen bewusst überschreiten, käme das Bedürfnis nach umfassendem effekti-
ven Rechtsschutz aber besonders zum Tragen. 

2. Kriterium: Vermeidung von Einfallstoren für Missbrauch 

§ 13 Abs. 1 VersG-E und Frage Nr. 5 

Öffentliche Ordnung und öffentlicher Friede 

Von einer Implementierung der Tatbestandsvariante des „öffentlichen Friedens" neben der öf-
fentlichen Sicherheit ist abzuraten. 

Zunächst ist zu begrüßen, dass der Entwurf von einer Aufnahme des Tatbestandsmerkmals der 

„öffentlichen Ordnung" für Beschränkungen absieht. Der Verbotsgrund der öffentlichen Ordnung 
sieht sich der vielfachen Kritik ausgesetzt. Über die mangelnde Bestimmtheit31  hinaus ist ihm eine 
besondere ideologische Anfälligkeit aufgrund seiner mehrheitsorientiert-normativen Blickrich-
tung inhärent32, die gerade der Versammlungsfreiheit elementar zuwiderläuft33. Die Kritik wird im 
Licht autoritär-populistischer Szenarien besonders deutlich, da diese Akteure typischerweise an-
streben, politische Minderheiten zu marginalisieren.34  Dies gilt ungeachtet dessen, dass sich die 
Anwendung des Begriffs durch die Rechtsprechung zunehmend liberalisiert und von einer 

" Gersdorf aa0 Rn. 42. 
30  Gersdorf aa0 Rn. 86. 

31  Zur weiten Anwendung des Begriffs der öffentlichen Ordnung im italienischen Versammlungsrecht durch die Regierung Me-
lonis Strigone https://verfassungsblog.de/melonis-illiberal-anti-rave-law/,  abgerufen am 24.05.2024. 

Kingreen/Poscher 39. Auflage 2023 § 7 Rn. 44 ff. 

33  Zur besonderen Kritikwürdigkeit des Begriffs der öffentlichen Ordnung im Versammlungsrecht Barczak in: Ridder/Breit-
bach/Deiseroth, 2. Auflage 2020 Rn, 163. 

34  Dazu Mycielski https://verfassungsblog.de/the-authoritarian-regime-survival-guide/,  abgerufen am 24.05.2024. 
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übermäßigen Orientierung an starren Sittenvorstellungen entfernt hat. 35  Denn sowohl der Begriff 
selbst als auch gängige Definitionen ermöglichen autoritär-populistische Regierungen eine weite 
Anwendung. 

Diesen Entschluss würde eine Einbeziehung des Tatbestandsmerkmals des öffentlichen Friedens 
wieder durchkreuzen. Denn die dargestellten Kritikpunkte lassen sich weitgehend auf den Begriff 
des öffentlichen Friedens übertragen. 

Der Begriff des öffentlichen Friedens schafft in seiner Unbestimmtheit und möglichen normativen 

Aufladung ein Einfallstor für eine missbräuchliche, versammlungsfeindliche Auslegung, die über 

die Grenzen des § 130 StGB hinausgeht. Bereits im Rahmen des § 130 StGB kritisiert die rechts-

wissenschaftliche Literatur das Rechtsgut des öffentlichen Friedens vielfach.36  Im Versammlungs-
kontext lädt es autoritär-populistische Regierungen dazu ein, Versammlungsverbote auf Argu-

mentationsmuster wie das „sittliche Empfinden der Bürgerinnen und Bürger und grundlegende 

soziale oder ethische Anschauungen"" oder die „Würde der Nation"38  zu stützen. Damit kann sie 
völkisch aufgeladene und marginalisierende Wertvorstellungen ohne konkreten Rechtsg-utsbezug 
in das Versammlungsrecht einfließen lassen. 

Dies gilt ungeachtet dessen, dass durch die wortgleiche Wiedergabe von Teilen des § 130 StGB 

womöglich lediglich intendiert ist, auf die Reichweite der strafrechtlichen Volksverhetzung zu 

verweisen. In dieser Reichweite ist die Einbeziehung obsolet, da der Straftatbestand des 

§ 130 StGB — unter Beachtung der restriktiven Betrachtung im Rahmen der Versammlungsfrei-
heit39  — bereits über die öffentliche Sicherheit erfasst wird. 

Zudem birgt der Vorschlag in Frage Nr. 5 die Gefahr, dass eine autoritär-populistische Regierung 
Verstöße einzelner Teilnehmer:innen für Beschränkungen gegen die gesamte Versammlung auf-

greift. Denn der Wortlaut, nach dem Störungen des öffentlichen Friedens „in der Versammlung" 
für Beschränkungen ausreichen, kann bei  welter  Auslegung dahingehend verstanden werden. Dies 
würde zwar die verfassungsgerichtliche Wertung angreifen, dass die Unfriedlichkeit einzelner 

nicht auf die gesamte Versammlung ausstrahlt,4° jedoch Spielräume für weitreichende Versamm-
lungsbeschränkungen durch eine autoritär-populistische Regierung eröffnen. 

35  Dazu  Schoch  in: ders./Eifert Besonderes Verwaltungsrecht Kap. 1 2. Auflage 2023 Rn. 275 f. 

36  Vgl. zu den diversen verfassungsrechtlichen Vorbehalten im Überblick Schäfer/Anstötz in: Münchener Kommentar zum StGB, 
4. Auflage 2021 Rn. 8. 

37  Dies sieht § 14 Abs. 2 des Berliner Versammlungsfreiheitsgesetzes explizit als Grundlage für ein Versammlungsverbot vor 
und geht damit noch über den hier vorgebrachten Formulierungsvorschlag weit hinaus; dazu kritisch Lagmöller/Armbrust, 
https://verfassungsblog.de/vermummung-durchsuchung-ausschluss/  abgerufen am 24.05.2024. 

38 So die Befürchtung der  Hungarian Civil Rights  Union bezüglich einer Verschärfung des Ungarischen Versammlungsrechts, 
das die öffentliche Ordnung als Verbotsgrund einführte, https://hclu.hu/en/articles/summary-of-the-hungarian-civil-liberties-
unions-analysis-of-the-new-bill-on-the-right-to-assembly,  abgerufen am 24.05.2024. 

39  Vgl. dazu BVerfG, Beschluss vom 01.12.2007 - 1 ByR 3041/07; Diirig-Friedl in: dies./Enders 2. Auflage 2022 § 15 Rn. 43. 
40  BVerfG, Beschluss vom 14.05.1985 - 1 ByR 233, 341/81. 
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§ 13 Abs. 4 VersG-E 

Bekanntgabe von Beschränkungen  

Die Bekanntgabe von Beschränkungen der Versammlung  gem.  § 13 Abs. 4 VersG-E ist wenig kon-
kret geregelt. 

Beschränkungen sind als Allgemeinverfügungen neben der Versammlungsleiter:in immer den 

Tellnehmeninnen bekanntzugeben.' Gerade bei der Auflösung der Versammlung sind daran hohe 

Anforderungen zu stellen, weil die Auflösung den Schutz der Versammlungsfreiheit erheblich re-
duziert42, Sanktionsandrohungen daran anknüpfen (vgl. § 26 Abs. 1 Nr. 3, Nr. 6, Nr. 11 VersG-E) 

und das allgemeine Gefahrenabwehrrecht zur Anwendung kommt43. Deshalb ist für den Schutz der 
Versammlungsteilnehmer:innen essentiell, die Auflösung eindeutig zur Kenntnis zu nehmen. Zur 
Kodifizierung dieser Rechtsprechung sieht etwa § 14 Abs. 5 VersFG Berlin vor, dass Beschränkun-

gen unter Angabe des Grundes der Maßnahme und auch gegenüber den Teilnehmer:innen der 
Versammlung erfolgen müssen. 

Die mangelnde Bestimmtheit des § 13 Abs. 4 VersG-E könnte einer autoritär-populistisch kontrol-

lierten Versammlungsbehörde dabei nützen, Beschränkungen unzureichend und unklar zu kom-
munizieren und sie gerade als Scheinrechtfertigungen 44  für darauffolgende Repressionen vorzu-
bringen. 

§ 17 VersG-E 

Schutzwaffen und ähnliche Gegenstände 

Das Verbot des § 17 VersG-E für Schutzwaffen, ähnliche Gegenstände und Vermummungsgegen-
stände45  ist in seiner Weite bedenklich. 

Teile der rechtswissenschaftlichen Literatur sehen das Verbot des Mitsichführens von Schutzwaf-
fen als unwiderlegliche Vermutung der Unfriedlichkeit bereits von vornherein als ungeeignet an.46  
Insbesondere bestehen aber erhebliche Auslegungsspielräume, wann es sich überhaupt um 
„Schutzwaffen" handelt.47  Das Waffengesetz kann jedenfalls nicht als Anhaltspunkt dienen, da es 
diesen Begriff nicht kennt. Die Unbestimmtheit ist für „Gegenstände, die als Schutzwaffen geeig-

net und den Umständen zur Abwehr von Vollstreckungsmaßnahmen geeignet sind" im Sinne der 

Var. 2, umso größer. Ebenso unbestimmt sind „Gegenstände, die geeignet und den Umständen 
nach dazu bestimmt sind, die Feststellung der Identität zu verhindern"  gem.  § 17 Abs. 2 Nr. 2 
VersG-E. 

BVerfG, Beschluss vom 26.10.2004 - 1 Bvit 1726/01. 

42  Kaiser in: Dreier 4. Auflage 2023 Art. 8 Rn. 35;  Enders  in: Dürig-Friedl/ders. 2. Auflage 2022 § 13 Rn. 7. 

Dürig-Friedl in: dies./Enders 2. Auflage 2022 § 15 Rn. 150. 

Zum instrumentellen Verhältnis zum Recht, das autoritär-populistische Strategien kennzeichnet, bereits oben S. 3. 

Zur Kritik am Vermummungsverbot des § 17 Abs. 2 Nr. 1 VersG-E unten S. 15 f.. 

46  Leinbke in: Ridder/Breitbach/Deiseroth, Versammlungsrecht 2. Auflage 2020 § 17a An. 298; Umfassende Kritik von Kret-
schmer NStZ 2015, 504 (506). 

47  Mit Bedenken gegen die Verfassungsmäßigkeit von Schutzwaffenverboten unter anderem Kretschmer aa0;  Enders  in: Dürig-
Friedl/ders. 2. Auflage 2022 § 2 Rn. 27; Arzt, https://verfassungsblog.de/versammlungsfreiheit-durch-gesetz/,  abgerufen am 
24.05.2024. 
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Nahezu jedes Kleidungsstück und eine Vielzahl von Alltagsgegenständen könnten in einer weiten 
Auslegung durch eine autoritär-populistische Versammlungsbehörde oder Polizei unter diese Be-

griffe gefasst werden. Dies gilt insbesondere deshalb, weil effektiver Rechtsschutz im Einzelfall 

vor Ort nicht zu erlangen ist. Die Versammlungsteilnahme kann dadurch mit erheblichen Repres-

sionen und Einschränkungen einhergehen. Verstärkt wird die Repressionsmöglichkeit durch die 

nach § 15 Abs. 1 VersG-E bestehende Möglichkeit zur Einrichtung von Kontrollstellen im Vorfeld 
der Versammlung.48  Dabei kommt es gerade im Kontext autoritär-populistischer Szenarien auch 
auf legitime Schutzgegenstände gegen rechtswidrige Gewaltexzesse der Behörden an, wie etwa 
Schutzbrillen, Mund- oder Zahnschutz.49  

§ 18 VersG-E 

Militanzverbot 

Ebenso ist das in § 18 VersG-E statuierte Militanzverbot ein Einfallstor für Missbrauch. Die Norm 
geht noch über das vielfach kritisierte Uniformverbot des § 3 VersG des Bundes hinaus.50  Sie bringt 
eine erhebliche Unbestimmtheit mit sich, well unklar bleibt, was „uniformähnliche Kleidungsstü-

cke" sind, was eine „vergleichbare Weise" zu paramilitärischem Auftreten ist und unter welchen 
Kriterien eine Versammlung „einschüchternd wirkt".51  Zudem ist sie als Ausfluss der öffentlichen 
Ordnung von erheblich mehrheitsorientiert-normativen Einflüssen geprägt.52  

Trotz der Einschränkungen durch § 18 Abs. 1 a.E. VersG-E bietet sie damit Angriffsfläche, durch 

eine weite oder selektive Anwendung an Gesinnungen anzuknüpfen. Im Kontext autoritär-popu-
listischer Szenarien ermöglicht dies, ganze Protestbewegungen mit gemeinsam ausgewählten 

Kleidungsstücken oder Symbolen zu marginalisieren, ohne dass in dieser Weite hierfür ein Bedürf-
nis besteht.53  

3. Kriterium: Gewährleistung von Staatsferne 

§ 3 Abs. 3 S. 3 VersG-E 

Kooperationspflicht 

Die dem Veranstalter drohenden Nachteile für eine unterlassene Kooperation  gem.  § 3 Abs. 3 S. 3 
VersG-E bergen das Potenzial missbräuchlicher Einflussnahme. 

" Zur Kritik an den Kontrollstellen unten S. 14. 

4°  Zum Beispiel Frankreich, wo derartige Gegenstände trotz regelmäßigem und intensivem Einsatz von Tränengas auf De-
monstrationen häufig beschlagnahmt werden, https://www.euronews.com/my-europe/2023/05/28/french-police-why-their-
protest-measures-are-so-controversial,  abgerufen am 24.05.2024. 

5°  Kritisch zu § 3 BVersG etwa Kniesel/Poscher in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 7. Auflage 2021 Rn. 302. 

51 Kritisch gegenüber Militanzverboten auch Leusch, https://verfassungsblog.de/demonstrieren-schwer-gemacht/,  abgerufen 
am 24.05.2024; Hanschmann DOV 2009, 389 (392). 

52  Enders,  https://verfassungsblog.cle/der-iii-weg-in-plauen-und-das-militanzverbot-des-versammlungsrechts/,  abgerufen am 
24.05.2024; zur öffentlichen Ordnung auch bereits oben S. 9. 

53  So wurde in Frankreich einzelnen Personen für das Tragen einer gelben Warnweste im Zuge der Gelbwesten-Proteste eine 
Geldstrafe angedroht, https://www.lemonde.fr/les-decodeurs/article/2019/01/15/porter-un-gilet-jaune-peut-il-valoir-135-
euros-d-amende_5409548_4355770.htm,  abgerufen am 24.05.2024. 
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Nach § 3 Abs. 3 S. 3 VersG-E kann die Versammlungsleiter:in für eine nicht hinreichende Mitwir-
kung dahingehend sanktioniert werden, dass der Versammlung Beschränkungen  germ  § 13 VersG-
E bis hin zu einem Verbot auferlegt werden. Das kann die verfassungsrechtlich vorgegebene Klar-

stellung des § 3 Abs. 3 S. 2 VersG-E, dass eine Rechtspflicht zur Mitwirkung ausgeschlossen wird, 
unterlaufen.54  Denn eine autoritär-populistisch kontrollierte Versammlungsbehörde kann der 

Versammlungsleiter:in durch diese indirekte Kooperationsverpflichtung inhaltliche oder nicht 

erbringbare Vorgaben aufdrängen und ihr Recht zur freien Ausgestaltung der Versammlung damit 
zugunsten von staatlichen Vorstellungen marginalisieren. 

§ 7 VersG-E 

Störungsverbot 

Das in § 7 VersG-E normierte Störungsverbot ist in seiner Reichweite bedenklich. 

Über die Regelung des bisherigen § 2 Abs. 2 Bundesversammlungsgesetzes hinaus genügt danach 

bereits die Störung mit dem Ziel, eine andere Demonstration zu behindern. Die Regelung enthält 
keine Erheblichkeitsschwelle der Behinderung, wie sie etwa § 8 VersFG Berlin vorsieht. Ein solch 

weitgehendes Störungsverbot ist insbesondere dazu geeignet, Gegendemonstrationen zu margi-

nalisieren.ss Dies wird auch nicht hinreichend durch § 7 Abs. 3 VersG-E aufgefangen, weil unbe-
stimmt bleibt, wann kommunikative Gegenproteste nicht auf eine Behinderung abzielen. So sind 

etwa auch Blockademaßnahmen weitreichend von der Versammlungsfreiheit geschützt.56  Autori-
tär-populistische Parteien könnten mithilfe des Störungsverbots friedliche Gegendemonstratio-
nen einschränken und inszenierten Pro-Regierungs-Demonstrationen zu einer unwidersproche-
nen Öffentlichkeit verhelfen.57  

§ 12 VersG-E 

Ablehnung einzelner Personen  

Missbrauchspotenzial bietet auch die durch § 12 Abs. 1 und 2 VersG-E vorgesehene Möglichkeit, 
Versammlungsleiter:innen und Ordner:innen abzulehnen. 

Das versammlungsrechtliche Selbstbestimmungsrecht der Teilnehmer:innen umfasst grundsätz-
lich sogar Versammlungen ohne Leitung.58  § 12 Abs. 1 VersG-E gestattet den Behörden, bei einer 

unmittelbaren Gefahr für die öffentliche Sicherheit die Versammlungsleiter:in abzulehnen. Dies 

stellt eine Ermächtigung dar, die gerade einer autoritär-populistisch kontrollierten Versamm-
lungsbehörde erhebliche Gestaltungsspielräume eröffnet. Denn unter der Androhung kann sie die 

Versammlungsleiter:in zu inhaltlichen Zugeständnissen bewegen oder gar ganz von einer 

s4  Kritisch auch Hanschmann DÖV 2009, 389 (392). 

55  Arzt, https://verfassungsblog.de/versammlungsfreiheit-durch-gesetz/,  abgerufen am 24.05.2024. 

56  Zum Schutz zeitweiser Sitzblockaden BVerfG, Beschluss vom 07. März 2011 - 1 BvIt 388/05; umfassend zum weitreichenden 
Schutz von Blockaden durch die Versammlungsfreiheit Rusteberg, https://verfassungsblog.de/unfriedlichkeit-statt-verhinde-
rungsblockacle/,  abgerufen am 24.05.2024. 

57  Die polnische PiS-Regierung erließ 2016 ein Gesetz, das einen Vorrang staatlicher Demonstrationen vorsieht, dazu Steinbeis 
https://verfassungsblog.de/freedom-of-assembly-in-poland-next-in-line/,  ähnlich auch Ungarn, https://www.liber-
ties.eu/de/stories/ungarn-mit-schmutzigen-tricks-gegen-die-versammlungsfreiheit/16087,  beide abgerufen am 24.05.2024. 

Arzt https://verfassungsblog.de/versammeln-unter-aufsicht/,  abgerufen am 24.05.2024. 
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entsprechenden Verantwortungsübernahme abschrecken." Gerade die Bindung an eine Einzel-

person ermöglicht damit weitreichende Einschränkungen zulasten ganzer Versammlungen, ohne 

dass deren Gesamtcharakter unfriedlich sein muss. 

Gleiches gilt für die Ablehnungsmöglichkeit für Ordner:innen in § 12 Abs. 2 VersG-E. Ihr Einsatz 

unterliegt ebenso der freien Versammlungsgestaltung.6° Insbesondere bei Versammlungen erheb-

lich marginalisierter Gruppen im Kontext autoritär-populistischer Machtausübung können Ord-

ner:innen eine bedeutende Rolle spielen. Die Regelung erleichtert es einer Behörde, inhaltliche 

Zugeständnisse abzugewinnen, die Gewinnung von Ordner:innen und die Versammlungsdurch-

führung zu erschweren. 

4. Kriterium: Verhinderung von Abschreckungseffekten 

§ 15 VersG-E 

Kontrollstellen 

Bei den durch § 15 VersG-E ermöglichten Kontrollstellen sind die damit verbundenen Abschre-

ckungseffekte zu beachten. 

Auch die ungehinderte Anreise zur Versammlung unterliegt dem Schutz der grundrechtlichen 

Versammlungsfrelheit.61  Abschreckungsmaßnahmen können hier besonders effektiv wirken, da 

sie eine Versammlungsteilnahme von vornherein  be-  oder gar verhindern und notwendigerweise 

in einer größeren zeitlichen und sachlichen Entfernung zu versammlungsspezifischen Gefahren 

stehen. 

§ 15 VersG-E weitet Möglichkeiten der polizeilichen Kontrolle weit auf das Vorfeld der Versamm-

lung aus. Denn zum einen können die genannten „Anreisewege" räumlich und zeitlich weit aus-

gelegt werden. Zum anderen sind lediglich „tatsächliche Anhaltspunkte", also ein bloßer Gefah-

renverdacht, für eine Kontrolle erforderlich. Dieser muss sich nur auf Mitsichführens von Gegen-

ständen des § 17 VersG-E beziehen, der extrem niedrige Anforderungen an Schutzgegenstände 

und Gegenstände zur Verhinderung der Identifikation aufstellt.62  Im Ergebnis werden Durchsu-

chungen und Identitätsfeststellungen bei weiter Auslegung der Voraussetzungen faktisch nahezu 

anlasslos ermöglicht. 

Diese Maßnahmen üben ihre abschreckende Wirkung nicht allein dadurch aus, dass sie für die 

Betroffenen bei entsprechender Ausführung mit erheblichen Belastungen einhergehen können. 

Gerade für die Identitätsfeststellung ergibt sich darüber hinaus erhebliches repressives Potenzial 

aus der tatsächlichen — oder auch nur möglichen — Weiternutzung dieser Information, das auto-

ritär-populistisch regierte Behörden ausbeuten könnten. 

59  Mit dieser Kritik auch Völzmaim in: Ridder/Breitbach/Deiseroth 2. Auflage 2020 § 10 Rn. 2; Arzt aa0. 

60  Veltman  aa0 Rn. 6. 

61  Kaiser in: Dreier 4. Auflage 2023 Art. 8 Rn. 69; Diirig-Friedi in: dies./Enders 2. Auflage 2022 § 15 Rn. 17. 
62  Dazu bereits oben S. 11. 
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§ 16 VersG-E 

und Tonaufnahmen  

Die Reichweite der durch § 16 VersG-E ermöglichten Bild- und Tonaufnahmen schafft erhebliche 
Abschreckungsmöglichkeiten. 

Das Bundesverfassungsgericht hat bereits früh betont, dass Überwachung des Versammlungsge-

schehens erhebliche Abschreckungseffekte haben kann.63  

Bereits § 16 Abs. 1 VersG-E ermöglicht weitreichende Aufnahmen im Einzelfall. Denn er sieht eine 
niedrige Gefahrenschwelle vor, indem er ausreichen lässt, dass im Sinne eines bloßen Gefahren-

verdachts „Tatsachen die Annahme rechtfertigen", dass von einer Person eine erhebliche Gefahr 

für die öffentliche Sicherheit ausgeht. 

Auch die Möglichkeiten der Weiterverwendung bieten eine Angriffsfläche. Die Weiterverwendung 

zur Strafverfolgung  gem.  § 16 Abs. 5 Nr. 1 VersG-E bietet der Polizei Anreize einer weitreichenden 

präventiven BeweiserhebungTM, durch die Weiterverwendung zur Gefahrenabwehr bei zukünftigen 
Versammlungen  gem.  § 16 Abs. 5 Nr. 2 VersG-E drohen gar fortdauernde Beeinträchtigungen der 
Versammlungsteilnahme in der Zukunft65. Beides hat erhebliche Abschreckungseffekte für Ver-

sammlungsteilnehmer:innen; umso mehr, wenn eine autoritär-populistische Regierung bereits 
für ihr instrumentelles Verhältnis zum Recht bekannt sein sollte. 

Insbesondere aber sehen die § 16 Abs. 2 und Abs. 4 S. 3 VersG-E eine umfassende Möglichkeit der 

Versammlungsaufnahme per Video, zudem unter Zuhilfenahme von Drohnen66  vor. Umfassende 
Übersichtsaufnahmen sind bereits für sich gestellt geeignet, erhebliche Abschreckungseffekte bei 
den Teilnehmer:innen hervorzurufen.67  Dem steht auch nicht entgegen, dass § 16 Abs. 2 S. 2 

VersG-E Aufzeichnungen und die Identifikation der Teilnehmenden ausschließt. Denn zum einen 
ist dies für die Versammlungsteilnehmer:innen nicht erkennbar und mindert damit den Abschre-
ckungseffekt nicht.68  Zum anderen schafft die Aufnahme die Grundlage für autoritär-populisti-

schen Missbrauch durch eine rechtswidrige Aufzeichnung und Weiterverwendung. Denn weitrei-
chende technische Voraussetzungen sind so schon geschaffen. Zudem ist weder die Aufnahme 

noch die Weiterverwendung für die betroffene Person erkennbar, sodass auch die Möglichkeit ge-

richtlichen Rechtsschutzes kaum eröffnet ist. 

§ 17 Abs. 2 S. 1 VersG-E 

Vermwnmungsverbot 

Das in § 17 Abs. 2 S. 1 VersG-E vorgesehene Vermummungsverbot unterbindet Schutzmöglichkei-
ten von Versammlungsteilnehmer:innen vor Identifizierung unterbindet. 

BVerfG, Beschluss vom 14.05.1985 - 1 Bv12 233, 341/81 Rn. 71. 

'4  Arzt in: Ridder/Breitbach/Deiseroth, 2. Auflage 2020 § 19a Rn. 56. 

65  Arzt aa0 Rn. 63. 

66  Zu der erheblichen Eingriffsqualität von Videoaufnahmen bei Versammlungen durch Drohnen auch VG Freiburg, Urteil vom 
29.7.2021 10 K 4722/19. 

Vgl. dazu auch BVerfG, Beschluss vom 17. Februar 2009-- 1 BvIt 2492/08 Rn. 132. 
68  BVerfG, Beschluss vom 17. Februar 2009 -- 1 BvIt 2492/08 Rn. 132; Arzt aa0 Rn. 48. 
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Die Versammlungsfreiheit schützt grundsätzlich auch, seine Identität im Rahmen der Versamm-
lung nicht offenzulegen.69 Das Verbot des § 17 Abs. 2 S. 1 VersG-E beschränkt sich nach dem Wort-

laut schon nicht auf eine Verhinderung der Identifizierung gegenüber Strafverfolgungsbehörden.7° 
Selbst eine solche ist in der vorgesehenen Weite des Tatbestands aber höchst bedenklich. Er ver-

hilft einer möglichen missbräuchlichen Überwachung einer Versammlung durch eine autoritär-

populistische Regierung zu verstärkter Wirksamkeit. Denn eine Versammlungsteilnehmer:in kann 

sich selbst dann nicht mehr hinreichend gegen eine Erkennung schützen, wenn sie noch nicht 
wegen einer von ihr ausgehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit zur Identifizierung aufge-

fordert wurde. Diese Einschränkung wird durch die Vorfeldausdehnung des § 17 Abs. 2 Nr. 2 

VersG-E und die Kontrollstellen  gem.  § 15 VersG-E noch verstärkt. Damit kann sich eine Ver-

sammlungsteilnehmer:in im Kontext einer autoritär-populistischen Regierung auch nicht mehr 
effektiv davor schützen, dass ihre Versammlungsteilnahme als  „Marker"  für weitere Marginalisie-
rungen genutzt wird. 

§§ 25, 26 VersG-E 

Verringerung der Straftatbestände  

Positiv ist schließlich festzuhalten, dass der Entwurf mit einem deutlich verringerten Katalog an 

Straftaten als Versammlungsgesetze anderer Länder auskommt. Die Strafandrohung ist für viele 

Pflichten, die sich vorrangig auf die Durchführung der Versammlung beziehen, auch nicht erfor-

derlich. Sie kann aber Einfallstore für autoritär-populistischen Missbrauch eröffnen und erheblich 
von einer Versammlungsanmeldung oder -teilnahme abschrecken. 

' Arzt https://verfassungsblog.de/versammlungsfrelheit-durch-gesetz/,  abgerufen am 24.05.2024. 

7°  Dies verlangt unter Verweis auf Sinn und Zweck etwa LG Hannover, Urteil vom 19.02.2009 - 62 c 69/08. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Namen der Gewerkschaft der Polizei Thüringen (GdP) bedanke ich mich für 
die Anhörung zu o.g. Gesetzentwurf. 

Wir nutzen die Möglichkeit der Stellungnahme zunächst um voranzustellen, 

dass das Versammlungsrecht ein wesentlicher Baustein der Meinungsfreiheit 

ist und eine Gesetzänderung wesentliche Änderungen und gerichtliche Prü-
fung im polizeilichen Alltag nach sich zieht. 

Wie auch in den Fragestellungen erkennbar, spielt in dem Gesetzvorhaben die 

praktische Umsetzung eine große Rolle. Nach derzeitigem Erkenntnisstand 
liegen Erfahrungen in der Polizei die dieses Vorhaben und der praktischen 
Umsetzbarkeit nicht ausreichend vor. 

Über Artikel 8 Grundgesetz sowie den gerichtlichen Urteilen sind die bisheri-

gen Vorgaben umfangreich für Thüringen beschrieben und werden praktisch 
umgesetzt. 

Der Vorschlag birgt rechtliche Problemstellungen, welche eine juristisch siche-
ren Prüfung Bedarf. 

Die in den Fragestellungen aufgeführten Materialien und Vorgaben, wie Mus-
terentwurf und gerichtlichen Urteile wie Fraport-Urteil sollten in einer Geset-
zesäderung Niederschlag finden. 

Das Problem- und Regelungsbedürfnis, welches vom Schreiber aufgeführt 
wurde, ist nach unser Ansicht derzeit nicht ausreichend gegeben und Bedarf 

einer zielorientierten Überarbeitung mit Darstellung der Vor-/Nachteile sowie 

Prüfung der zu verbessernde Problemstellung. 



Gewerkschaft der Polizei — Landesbezirk Thüringen e. V. 

Die aufgeführten Fragstellungen greifen vor allem in den juristischen Bereich 

ein und haben einen Grundrechtsbezug zur Prüfung als Folge. 

Im Einzelnen: 

1. Hierbei ist einzugehen auf das Phänomen Versammlungen ohne Anmelder 

sowie Kurzfristigkeit der Änderungen im Rahmen der Versammlung. 

2. Eine ausführliche juristische Prüfung wäre mit Vorteilsabwägung dafür 

wünschenswert. 

Ab Frage 3. bedarf es der Erörterung der Fragstellungen einer konkreten Be-

trachtung im Einzelfall bzw. grundsätzlichen Möglichkeiten, welche ausführli-

che geprüft werden sollten. 

Grundsätzliches: 

Die GdP war bisher nicht in den Prozess eingebunden und würde in einer Er- 

arbeitung eines rechtlich geprüften Vorschlages zur Verfügung stehen. 

Eine zielführende Änderung, welche im Alltag gelebt werden kann, der gesetz-

liche Veränderung in der aktuellen Wahlperiode wird nicht für realistisch er-

achtet. gesehen 

Wir bitten um die Beachtung unserer Hinweise. 

Für Rückfragen und Gespräche stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

S;fäv. Landesvorsitzender  

ewe. 
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